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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


in der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande 
(Personenbeförderungsgesetz - PBefG -) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf die 
sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungsvorschläge beschlossen. 
Im übrigen hat er gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beförderung von Personen zu Lande 
(Personenbeförderungsgesetz - PBefG -) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


I. Allgemeine Vorschriften 


§ 1 


Sachlicher Geltungsbereich 


(1) Den Vorschriften dieses Gesetzes unter- 
liegt die Beförderung von Personen mit 
Straßenbahnen, mit Obussen und mit Kraft- 
fahrzeugen, wenn die Beförderung nachhaltig 
gegen Entgelt ausgeübt wird. Als Entgelt sind 
auch wirtschaftliche Vorteile anzusehen, die 
mittelbar für die Wirtschaftlichkeit einer 
anderen auf diese Weise geförderten Er- 
werbstätigkeit erstrebt werden. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 unterliegt diesem Gesetz auch die 
Beförderung, die von der öffentlichen Hand 
oder von gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dienenden Einrichtungen sowie von 
einer Personen Vereinigung nur gegenüber 
ihren Mitgliedern ausgeübt wird. 

(3) Diesem Gesetz unterliegt nicht die Be- 
förderung von Personen mit Landkraftposten 
der Deutschen Bundespost. 


§ 2 

Genehmigungspf licht 

(1) Wer im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 

1. mit Straßenbahnen, 

2. mit Obussen, 

3. mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
(§ 42) oder 


4. mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsver- 
kehr (§ 46) 

Personen befördert, muß im Besitz einer Ge- 
nehmigung sein. Er ist Unternehmer im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(2) Der Genehmigung bedarf ferner jede 
Erweiterung oder wesentliche Änderung des 
Unternehmens. 

(3) Der Genehmigung bedarf der Arbeit- 
geber nicht zur Beförderung seiner Werk- 
tätigen zwischen Arbeitsstätten desselben Be- 
triebes zu betrieblichen Zwecken. 

(4) Der Genehmigung bedarf ferner nicht 
der Arbeitgeber, der, ohne von den Beförder- 
ten ein unmittelbares Entgelt dafür zu erhe- 
ben, die Werktätigen seines Betriebes mit 
werkeigenen Eahrzeugen zwischen Wohnung 
oder Gemeinschaftsunterkünften und Arbeits- 
stelle regelmäßig befördert. 

(5) Werden die nach Absatz 4 von der Ge- 
nehmigung befreiten Beförderungen mit 
werkeigenen Kraftomnibussen ausgeführt, so 
kann die Genehmigungsbehörde, wenn die 
öffentlichen Verkehrsinteressen (§ 13) nach- 
haltig beeinträchtigt werden, Bedingungen 
und Auflagen festsetzen oder die Beförderun- 
gen allgemein untersagen. 

(6) Einer Genehmigung bedarf es nicht zum 
vorübergehenden Einsatz von Kraftfahrzeu- 
gen bei Betriebsstörungen im öffentlichen 
Verkehr, insbesondere im Schienen-, Berg- 
bahn- oder Obusverkehr. Wenn die Störun- 
gen länger als 48 Stunden dauern, haben die 
Unternehmer der von der Störung betroffe- 
nen Betriebe der Genehmigungsbehörde (§ 11) 
Art, Umfang und voraussichtliche Dauer 
eines solchen vorübergehenden Einsatzes von 
Kraftfahrzeugen unverzüglich mitzuteilen. 
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§ 3 


Unternehmer und Unternehmen 


(1) Die Genehmigung wird dem Unter- 
nehmer für das Unternehmen und für seine 
Person erteilt; sie ist nicht übertragbar. 

(2) Der Unternehmer muß den Verkehr im 
eigenen Namen, unter eigener Verantwor- 
tung und für eigene Rechnung betreiben. Die 
oberste Landesverkehrsbehörde kann in be- 
sonders gelagerten Einzelfällen Ausnahmen 
zulassen. Die Befugnis kann nicht auf nachge- 
ordnete Behörden übertragen werden. 

(3) Unternehmen (Straßenbahnunterneh- 
men, Obusunternehmen, Kraftfahrunterneh- 
men) im Sinne dieses Gesetzes ist der bean- 
tragte oder genehmigte Verkehr (Straßen- 
bahnverkehr, Obusverkehr, Linienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen, Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftfahrzeugen). 


§ 4 

Straßenbahnen, Obusse, Kraftfahrzeuge 

(1) Straßenbahnen sind Schienenbahnen, die 

1. den Verkehrsraum öffentlicher Straßen 
benutzen und sich mit ihren baulichen und 
betrieblichen Einrichtungen sowie in ihrer 
Betriebsweise der Eigenart des Straßenver- 
kehrs anpassen oder 

2. einen besonderen Bahnkörper haben und 
in der Betriebsweise den unter Nummer 1 
bezeichneten Bahnen gleichen oder ähneln 

und ausschließlich oder überwiegend der Be- 
förderung von Personen im Orts- oder Nach- 
barschaftsbereich dienen. 


(2) Als Straßenbahnen gelten auch Bahnen, 
die als Hoch- oder Untergrundbahnen, 
Schwebebahnen oder ähnliche Bahnen beson- 
derer Bauart, mit Ausnahme der der Landes- 
gesetzgebung vorbehaltenen Bergbahnen, an- 
gelegt sind oder angelegt werden und aus- 
schließlich oder überwiegend der Beförderung 
von Personen im Orts- oder Nachbarschafts- 
bereich dienen. 


(3) Obusse im Sinne dieses Gesetzes sind 
elektrisch angetriebene, nicht an Schienen ge- 
bundene Straßenfahrzeuge, die ihren Fahr- 
strom einer Fahrleitung entnehmen. 

(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieses Gesetzes 
sind Straßenfahrzeuge, die durch eigene Ma- 
schinenkraft bewegt werden, ohne an Schie- 
nen oder eine Fahrleitung gebunden zu sein, 
und zwar sind 


1. Personenkraftwagen: Kraftfahrzeuge, die 
nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Be- 
förderung von nicht mehr als sieben Per- 
sonen (einschließlich Führer) geeignet und 
bestimmt sind; 

2. Kraftomnibusse: Kraftfahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförde- 
rung von mehr als sieben Personen (ein- 
schließlich Führer) geeignet und bestimmt 
sind; 

3. Lastkraftwagen: Kraftfahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und Einrichtung zur Beförde- 
rung von Gütern bestimmt sind. 

(5) Anhänger, die von den in Absatz 1 
bis 4 genannten Fahrzeugen zur Personenbe- 
förderung mitgeführt werden, sind den sie 
bewegenden Fahrzeugen gleichgestellt. 

§ 5 

Landkraftposten 

Landkraitposten sind Kraftwagenverbin- 
dungen der Deutschen Bundespost, die mit 
posteigenen Kraftfahrzeugen von höchstens 
1,75 Tonnen Nutzlast betrieben werden, die 
der Postsachenbeförderung über Land dienen 
und zusätzlich für die Beförderung von höch- 
stens fünf Personen (einschließlich Führer) 
bestimmt sind. 


§ 6 


Verbot der Umgehung der Vorschriften 
dieses Gesetzes, Mitfahrervermittlung 


(1) Durch Schaffung von Scheintatbestän- 
den dürfen die Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht umgangen werden. 

(2) Die entgeltliche oder geschäftsmäßige 
Vermittlung von Beförderungen darf nur für 
einen nach diesem Gesetz genehmigten Ver- 
kehr erfolgen. 


§ 7 

Beförderung von Personen auf 
Lastkraftwagen und auf Anhängern 

(1) Zu einer Personenbeförderung, die die- 
sem Gesetz unterliegt, dürfen Lastkraftwagen 
sowie Anhänger jeder Art hinter Lastkraft- 
wagen oder hinter Zugmaschinen nicht ver- 
wendet werden. Als Lastkraftwagen im Sinne 
dieser Bestimmung gelten auch Kraftfahr- 
zeuge, die zur gleichzeitigen oder wahlweisen 
Beförderung von Personen und Gütern als 
Kombinationskraftwagen nach der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung — StVZO — 
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vom 24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1166) zugelassen sind, wenn sie weniger 
als vier feste Sitzplätze haben und ihr zu- 
lässiges Gesamtgewicht zwei Tonnen über- 
steigt. 

(2) Im Gelegenheitsverkehr ist das Mit- 
führen von Anhängern zur Personenbeförde- 
rung unzulässig. Im Linienverkehr kann die 
Genehmigungsbehörde das Mitführen von 
Anhängern versagen, wenn dies aus Gründen 
der Verkehrssicherheit, insbesondere bei schar- 
fen oder unübersichtlichen Straßenkrümmun- 
gen, Engpässen oder starken Gefällen sowie 
bei hohen Geschwindigkeiten geboten ist. 

§ 8 

Ausgleich der Verkehrsinteressen 

(1) Mit dem Ziel bester Förderung des Ver- 
kehrs hat der Bundesminister für Verkehr 
darauf hinzuwirken, daß die Interessen der 
verschiedenen Verkehrsträger im Personen- 
verkehr ausgeglichen und ihre Leistun- 
gen und ihre Entgelte aufeinander abge- 
stimmt werden. 

(2) Zum Ausgleich der Intel essen der Ver- 
kehrsträger, die Personenvei kehr auf der 
Straße betreiben, sollen sich die Genehmi- 
gungsbehörden bei Entscheidung über Ge- 
nehmigungsanträge von folgenden Grund- 
sätzen leiten lassen: 

1 . Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
(§§ 42 ff.), der parallel zur Schiene ver- 
läuft, haben die Schienenunternehmen den 
Vorrang. Schienenparallelverkehr ist der 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen auf den 
nächsten neben der Schiene verlaufenden 
und für diesen Verkehr geeigneten Straßen, 
bei dem die Mehrzahl der zu bedienenden 
Orte Haltepunkte dieser Schienenverbin- 
dung sind oder bei dem das Verkehrsauf- 
kommen der zu bedienenden Orte über- 
wiegend im engeren Einzugsgebiet der 
Schienenverbindung liegt. Unter denselben 
Voraussetzungen haben die Schienenunter- 
nehmen, wenn der Personenverkehr auf 
einer Schienenverbindung stillgelegt wird, 
den Vorrang für einen Schienenersatzver- 
kehr. 

2. Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, der 
nicht Schienenparallelverkehr oder Schie- 
nenersatzverkehr ist, hat die Deutsche 
Bundespost den Vorrang, wenn die Be- 
förderung von Postsachen mit Fahrzeugen 
der Linie im Interesse des Postdienstes Hegt. 

3. Im Orts- und Nachbarortslinienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen haben die örtlichen 


kommunalen Verkehrsbetriebe den Vor- 
rang. Nachbarortslinienverkehr ist der Ver- 
kehr mit unmittelbar benachbarten Orten, 
wenn die Nachbarorte mit dem Hauptort 
wirtschaftlich und verkehrsmäßig so eng 
verbunden sind, daß der Verkehr nach 
Häufigkeit und Tarifgestaltung einem 
Ortslinienverkehr gleichzusetzen ist. Die 
Verbindung mehrerer Ortslinien fällt nicht 
unter den Begriff Nachbarorts linien ver- 
kehr. 

4. Schnellinienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
zwischen Nachbarorten, die durch Eisen- 
bahn und Straßenbahn oder durch Eisen- 
bahn und Obusverkehr verbunden sind, 
haben die Eisenbahnen und die örtlichen 
kommunalen Verkehrsbetriebe gleichen 
Rang. 

5. Im Gelegenheitsverkehr (§§ 47 bis 50) 
haben die privaten Unternehmer den Vor- 
rang. 

6. Die örtlichen kommunalen Verkehrs- 
betriebe dürfen Ausflugsfahrten nur in dem 
Gebiet betreiben, das zur Umgebung ihres 
Betriebssitzes gehört. 

7. Für idie Ausführung von Ferienrziel-Reisen 
(§ 49 Abs. 2 Nr. 2) teilt die Deutsche Bun- 
desbahn den Vorrang nach Nummer 5 mit 
ben privaten Unternehmern. Die Ausfüh- 
rung von Gesellschaftsreisen (§ 49) ist 
nicht Aufgabe der kommunalen Verkehrs- 
betriebe. 

8. Die Deutsche Bundespost, die Eisenbahnen 
sowie die kommunalen Verkehrsbetriebe 
dürfen Mietwagenverkehr (§ 50) nur mit 
solchen Kraftomnibussen betreiben, die 
ihnen hierfür nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 
Abs. 3 genehmigt sind. 

9. Als kommunale Verkehrsbetriebe im Sinne 
dieses Absatzes gelten Betriebe, die im 
Eigentum von Gemeinden oder Gemeinde- 
verbänden stehen, oder an denen diese un- 
mittelbar oder mittelbar mit Mehrheit be- 
teiligt sind; ihnen sind solche Unternehmer 
gleichgestellt, die im Einverständnis mit 
der Gemeinde oder dem Gemeindeverband 
den Ortsliinienverkehr oder einen wesent- 
lichen Teil desselben durchführen. 

II. Genehmigung 

§ 9 

Umfang der Genehmigung 
(1) Die Genehmigung wird erteilt 

l.bei einem Verkehr mit Straßenbahnen für 
den Bau, den Betrieb und die Linienführung, 
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2. bei einem Verkehr mit Obussen für den 
Bau, den Betrieb und die Linienführung, 

3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen für die Einrichtung und den Betrieb der 
Linie sowie für die Zahl, die Art und das 
Fassungsvermögen (Sitz- und Stehplätze) 
der auf ihr einzusetzenden Kraftfahrzeuge 
und Anhänger, 

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen für die Ausübung und die 
Form des Gelegenheitsverkehrs sowie für 
die Art und das Fassungsvermögen (Sitz- 
und Stehplätze) der einzelnen Kraftfahr- 
zeuge unter Angabe ihrer amtlichen Kenn- 
zeichen. 

Für jedes einzelne Kraftfahrzeug wird die 
Genehmigung entweder nach Nummer 3 oder 
Nummer 4 erteilt. 

(2) Bei Erweiterungen oder wesentlichen 
Änderungen (§ 2 Abs. 2) eines Unternehmens 
der in Absatz 1 genannten Verkehrsarten ist 
die Genehmigung für die Erweiterungen oder 
die wesentlichen Änderungen zusätzlich er- 
forderlich. Bei einem Austausch von Kraft- 
fahrzeugen gleichen oder annähernd gleichen 
Fassungsvermögens kann das Genehmigungs- 
verfahren durch die Zustimmung der Geneh- 
migungsbehörde ersetzt werden. 

(3) In besonders begründeten Einzelfällen 
können für den Linienverkehr desselben 
Unternehmers nach Absatz 1 Nummer 3 ge- 
nehmigte Fahrzeuge auch für den Gelegen- 
heitsverkehr nach Absatz 1 Nummer 4 ge- 
nehmigt werden, sofern dadurch die ord- 
nungsmäßige Durchführung des Linienver- 
kehrs nicht beeinträchtigt wird. Bei der Deut- 
schen Bundespost, der Deutschen Bundesbahn 
und großen Betrieben von erprobter Zuver- 
lässigkeit kann die Genehmigungsbehörde ge- 
statten, daß ein nach Zahl bestimmter Teil 
der ihnen für den Linienverkehr genehmig- 
ten Fahrzeuge auch im Gelegenheitsverkehr 
verwendet werden darf. Zur Sicherstellung 
der behördlichen Überwachung des Einsatzes 
dieser Fahrzeuge kann die Genehmigungsbe- 
hörde die Führung von Nachweisen (Kon- 
trollisten) und ihre Vorlage in regelmäßigen 
Zeitabschnitten vorschreiben. 


§ 10 

Entscheidung in Zweifelsfällen 

Entstehen Zweifel darüber, ob eine Per- 
sonenbeförderung einer Genehmigung unter- 
liegt oder welcher Verkehrsart oder Verkehrs- 


form ein Verkehr zugehört oder wer Unter- 
nehmer im Sinne des § 3 Abs. 1 und 2 ist, 
so entscheidet die für den Sitz des Unter- 
nehmens zuständige oberste Landesverkehrs- 
behörde. Die Entscheidung ist zu begründen, 
mit einer Rechtsmitteibelehrung zu versehen 
und dem Betroffenen zuzustellen. 


§ 11 


Genehmigungsbehörden 

(1) Die Genehmigung für den Linien- und 
den Gelegenheitsverkehr der Deutschen Bun- 
despost oder der Deutschen Bundesbahn er- 
teilt der Bundesminister für Verkehr. Er ent- 
scheidet im Einvernehmen mit der zuständi- 
gen obersten Landesverkehrsbehörde, und 
zwar bei Anträgen auf Einrichtung eines 
Linienverkehrs mit der Behörde, in deren 
Bezirk der Verkehr betrieben werden soll, 
bei Anträgen auf Einrichtung eines Gelegen- 
heitsverkehrs mit der Behörde, in deren Be- 
zirk sich der Sitz der betriebsleitenden Ein- 
satzstelle befindet. Über Anträge der Deut- 
schen Bundespost auf Einrichtung eines 
Linien- oder Gelegenheitsverkehrs entscheidet 
der Bundesminister für Verkehr nach Beneh- 
men mit dem Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen. 

(2) In allen anderen Fällen erteilt die 
oberste Landesverkehrsbehörde oder die von 
ihr bestimmte Behörde die Genehmigung. 

1. Zuständig ist 

a) bei einem Straßenbahn-, Obus- oder 
einem Linienverkehr mit Kra c Tahrzeu- 
gen die Genehmigungsbehörde, in de- 
ren Bezirk der Verkehr ausschließlich 
betrieben werden soll, 

b) bei einem Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen die Genehmigungs- 
behörde, in deren Bezirk der Unter- 
nehmer seinen Sitz oder seine Nieder- 
lassung im Sinne des Flandelsrechts hat. 

2. Soll ein Straßenbahn-, Obus- oder ein Li- 
nienverkehr mit Kraftfahrzeugen in den 
Bezirken mehrerer Genehmigungsbehörden 
desselben Landes betrieben werden, so ist 
die Genehmigungsbehörde zuständig, in 
deren Bezirk die Linie ihren Ausgangs- 
punkt hat. Bestehen Zweifel über die Zu- 
ständigkeit, so wird die zuständige Geneh- 
migungsbehörde von der obersten Landes- 
verkehrsbehörde bestimmt. Die zuständige 
Genehmigungsbehörde trifft ihre Entschei- 
dung im Einvernehmen mit den an der 
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Linienführung beteiligten Genehmigungs- 
behörden. Kommt ein Einvernehmen nicht 
zustande, so entscheidet die oberste Landes- 
verkehrsbehörde. 

3. Soll ein Straßenbahn-, Obus- oder ein Li- 
nienverkehr mit Kraftfahrzeugen in meh- 
reren Ländern betrieben werden, so findet 
Nummer 2 Satz 1 entsprechende Anwen- 
dung. Bestehen zwischen den beteiligten 
Ländern Zweifel über die Zuständigkeit 
und kommt eine Einigung der obersten 
Landesverkehrsbehörden darüber nicht zu- 
stande, so entscheidet auf Antrag einer be- 
teiligten obersten Landesverkehrsbehörde 
der Bundesminister für Verkehr. Das gleiche 
gilt, wenn über die Entscheidung eines Ge- 
nehmigungsantrages zwischen den Geneh- 
migungsbehörden der beteiligten Länder ein 
Einvernehmen nicht hergesteüt und auch 
ein Einvernehmen zwischen den obersten 
Landesverkehrsbehörden darüber nicht er- 
zielt werden kann. 


S 12 

Antragstellung 

(1) Der Antrag auf Erteilung der Geneh- 
migung soll enthalten 

1 . in allen Fällen 

a) Name sowie Wohn- und Betriebssitz 
des Antragstellers, 

b) Angaben darüber, ob der Antragsteller 
bereits eine Genehmigung für eine Ver- 
kehrsart besitzt oder besessen hat; 

2. bei einem Straßenbahn- oder Obusverkehr 

a) eine Übersichtskarte, in der die bean- 
tragte Strecke mit Haltestellen und alle 
in dem Verkehrsgebiet bereits vorhan- 
denen öffentlichen Verkehrsunterneh- 
men (Schienenbahnen, Obuslinien, 
Kraftfahrzeuglinien und Schiffahrts- 
linien, letztere soweit sie dem Berufs- 
verkehr dienen) eingezeichnet sind, 

b) Beförderungsentgeltc und Fahrplan, 

c) auf Verlangen der Genehmigungsbe- 
hörde einen Bauplan mit Kostenan- 
schlag sowie Beschreibung der Anlage, 
Angaben über die höchste und tiefste 
Lage des Fahrdrahts, Längs- und Quer- 
schnitte sowie Pläne für notwendige 
Änderungen an öffentlichen Straßen, 
Beschreibung der Fahrzeuge einschließ- 
lich der Schaltpläne und der Betriebs- 
weise; 


3. bei einem Linien verkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen 

a) eine Übersichtskarte in der unter Num- 
mer 2 Buchstabe a beschriebenen Form, 

b) die Länge der Linie, bei Unterwegsbe- 
dienung auch der Teilstrecken, in Kilo- 
metern, 

c) Angaben über die Zahl, die Art und 
das Fassungsvermögen (Sitz- und Stell- 
plätze) der zu verwendenden Fahrzeuge, 

d) Beförderungsentgelte und Fahrplan; 

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen 

a) Verkehrsform des Gelegenheitsverkehrs 
(S 46), 

b) Angaben über die Zahl, die Art und 
das Fassungsvermögen (Sitz- und Steh- 
plätze) der zu verwendenden Fahrzeuge. 

(2) Dem Antrag sind Unterlagen beizu fü- 
gen, die ein Urteil über die Zuverlässigkeit des 
Antragstellers und die Sicherheit und Lei- 
stungsfähigkeit des Betriebes ermöglichen. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann wei- 
tere Angaben und Unterlagen, insbesondere 
Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnis- 
ses, verlangen. Sie kann einen Strafregister- 
auszug einfordern und hat bei einem Antrag 
auf Erteilung der Genehmigung von Linien- 
oder Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen das Kraftfahrt-Bundesamt um Auskunft 
über den Antragsteller zu ersuchen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr kann 
mit Zustimmung des Bundesrates für die Ge- 
nehmigungsanträge einheitliche Muster fest- 
setzen. 


S 13 

Voraussetzung der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung darf nur erteilt wer- 
den, wenn 

1. die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des 
Betriebes gewährleistet sind und 

2. keine Tatsachen vorliegen, die die Unzu- 
verlässigkeit des Antragstellers als Unter- 
nehmer (§ 3) dartun. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1. durch den beantragten Verkehr die öffent- 
lichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt 
werden oder 

2. der beantragte Straßenbahn- oder Obus- 
verkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen auf Straßen durchgeführt werden 
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soll, die sich aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit oder wegen ihres Bauzustandes 

für diesen Verkehr nicht eignen. 

(3) Eine Beeinträchtigung der öffentlichen 
Verkehrsinteressen ist insbesondere gegeben, 
wenn für den beantragten Verkehr kein 
öffentliches Verkehrsbedürfnis vorliegt. Ein 
Öffentliches Verkehrsbedürfnis ist nicht gege- 
ben, wenn der Verkehr mit den vorhandenen 
Verkehrsmitteln befriedigend bedient wer- 
den kann. 

(4) Wird ein Straßenbahn- oder Obusver- 
kehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen beantragt, so ist eine Beeinträchtigung 
der öffentlichen Verkehrsinteressen auch dann 
gegeben, wenn dieser Verkehr 

a) ohne eine gleichzeitige betriebliche Ver- 
besserung der Verkehrsbedienung Vcr- 
kchrsaufgaben übernehmen will, die be- 
reits vorhandene Unternehmer oder 
Eisenbahnen sachgemäß und entsprechend 
den Verkehrsbedürfnissen wahrnehmen, 
oder 

b) einer dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis 
entsprechenden Ausgestaltung des Ver- 
kehrs insoweit vorgreift, als die für die 
Bedienung dieses Verkehrs bereits vor- 
handenen Unternehmer oder Eisenbah- 
nen die notwendige Verbesserung der 
Verkehrsbedienung innerhalb einer von 
der Genehmigungsbehörde festzusetzen- 
den angemessenen Frist selbst durchzu- 
führen bereit sind. 

(5) Beförderungscntgelte, die nicht den 
Grundsätzen des § 39 Abs. 2 entsprechen, 
oder unwesentliche Abweichungen in der 
Fahrplangestaltung oder Linienführung be- 
gründen kein neues öffentliches Verkehrsbe- 
diirfnis. 

(6) Bei der Deutschen Bundespost, der 
Deutschen Bundesbahn sowie juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts gelten die Ge- 
nehmigungsvoraussetzungen nach Absatz 1 
als gegeben. 

(7) Im Gelegenheitsverkehr entscheidet das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis, das sich an 
dem Ort geltend macht, in dem der Unter- 
nehmer seinen Sitz oder eine Niederlassung 
im Sinne des Handelsrechts hat; demgemäß 
ist auch die vcrkehrliche Verflechtung des 
Ortes mit seiner Umgebung und deren un- 
gedecktes Verkehrsbedürfnis zu berücksich- 
tigen. 

(8) Liegen der Genehmigungsbehörde meh- 
rere Anträge vor, die die Genehmigungsvor- 


aussetzungen erfüllen, so entscheidet sie nach 
pflichtgemäßem Ermessen, wem die Geneh- 
migung zu erteilen ist. 

§ 14 

Anhörungsverfahren 

(1) Vor der Entscheidung über den Antrag 
auf Erteilung der Genehmigung sind zu 
hören 

1. bei einem Straßenbahn- oder Obusverkehr 

a) die Träger der Straßenbaulast (Wege- 
unterhaltungspflichtigen), 

b) die beteiligten Gemeinden, bei kreis- 
angehörigen Gemeinden auch der Land- 
kreis, 

c) die Bundesbahndirektion, in deren Be- 
zirk der Verkehr betrieben werden soll, 
beim Obusverkehr auch die Oberpost- 
direktion, in deren Bezirk der Verkehr 
betrieben werden soll, 

d) diejenigen, die im Verkehrsgebiet des 
beantragten Unternehmens bereits 
Schienenbahnen des öffentlichen Per- 
sonenverkehrs, Obusverkehrs, Kraft- 
fahrlinien oder dem Berufsverkehr die- 
nende Schiffahrtslinien betreiben, 

e) die nach Landesrecht zuständige Pla- 
nungsbehörde, 

f) gutachtlich die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständige Fachgewerk- 
schaft und die Fachverbände der Vet 
kehrtreibenden; 

2. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen 

a) die Oberpostdirektion und die Bundes- 
bahndirektion, in deren Bezirk das be- 
antragte Unternehmen betrieben wer- 
den soll, 

b) diejenigen, die im Verkehr.sgebiet des 
beantragten LInternehmens bereits 
Schienenbahnen des öffentlichen Perso- 
nenverkehrs, Obusverkehr, Kraftfahr- 
linien oder dem Berufsverkehr dienende 
Schiffahrtslinien betreiben; ferner die 
beteiligten Landkreise und kreisfreien 
Städte und, wenn an der Eignung der 
benutzten Straßen Zweifel nach § 13 
Abs. 2 Nr. 2 bestehen, auch die Träger 
der Straßenbaulast (Wcgcunterhaltungs- 
pflichtigen), 

c) gutachtlich die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständige Fachgewerk- 
schaft und die Fachverbände der Ver- 
kehrtreibenden; 
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3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen innerhalb der Grenzen einer Gemeinde 

a) die in Nummer 1 Buchstaben a bis d 
genannten Stellen, 

b) gutachtlich die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständige Fachgewerk- 
schaft und die Fachverbände der Ver- 
kehrtreibenden; 

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
omnibussen nach §§ 48, 49 und 50 

a) die für den Betriebssitz des Unterneh- 
mers zuständige Oberpostdirektion, die 
Bundesbahndirektion und die Fachver- 
bände der Verkehrtreibenden, 

b) gutachtlich die für den Betriebssitz des 
Unternehmers zuständige Gemeindebe- 
hörde, die Industrie- und Handelskam- 
mer und die zuständige Fachgewerk- 
schaft; bei einem Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen nach §§ 48 und 
49 auch der Landesverkehrsverband; 

5. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Perso- 
nenkraftwagen nach §§ 47, 48 Abs. 2 und 
§ 50 gutachtlich die für den Betriebssitz 
des Unternehmers zuständige Gemeindebe- 
hörde, die Industrie- und Handelskammer, 
die zuständige Fachgewerkschaft und die 
Fachverbände der Verkehrtreibenden. 

(2) Beabsichtigt die Genchmigungsbehörde, 
für einen vorliegenden Antrag auf Genehmi- 
gung eines Droschkenverkehrs oder Miet- 
wagenverkehrs mit Personenkraftwagen ent- 
gegen dem Gutachten des Fachverbandes (Ab- 
satz 1 Nummer 5) ein öffentliches Verkehrs- 
bedürfnis anzuerkennen, so hat sie unter Bei- 
fügung des Gutachtens die Zustimmung der 
höheren Landesverkehrsbehörde für die Ge- 
nehmigung des Antrages einzuholen. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann außer 
den in Absatz 1 genannten Stellen weitere 
Stellen gutachtlich hören. 

(4) Die Genehmigungsbehörde kann von 
der Durchführung des Anhörungsverfahrens 
absehen, wenn sie aus eigener Kenntnis der 
Sachlage dem Antrag nicht entsprechen will. 

(5) Der Anhörung der in Absatz 1 genann- 
ten Stellen bedarf es nicht, wenn durch den- 
selben Unternehmer an Stelle eines bestehen- 
den Straßenbahnverkehrs ein Obusverkehr 
eingerichtet werden soll. 

(6) Die nach Absatz 1 unter Nummer 1 
Buchstaben a bis e, unter Nummer 2 Buch- 
staben a und b, unter Nummer 3 Buchstabe a 
und unter Nummer 4 Buchstabe a genann- 


ten Stellen können binnen zwei Wochen, 
nachdem sie von dem Antrag in Kenntnis 
gesetzt worden sind, bei der Genehmigungs- 
behörde schriftlidi Widerspruch erheben, der 
zu begründen ist. 

(7) Zur Beschleunigung des Genehmigungs- 
verfahrens sollen Widersprüche mit den Be- 
teiligten und dem Antragsteller mündlich er- 
örtert werden. 


‘ (8) Uber die Widersprüche nach Absatz 6 
entscheidet die Genehmigungsbehörde. Die 
Entscheidung ist zu begründen, mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und den 
am Anhörungsverfahren nach Absatz 6 Be- 
teiligten zuzustellen. Die Bestimmungen über 
die Planfeststellung (§§ 28 bis 31) bleiben un- 
berührt. 

(9) Die Rücknahme eines Widerspruchs 
muß schriftlich oder durch Erklärung bei der 
Genehmigungsbehörde erfolgen. Sie kann bei 
der mündlichen Erörterung (Absatz 7) zur 
Niederschrift erklärt werden. 

(10) Bei Genehmigung eines Schienenersatz- 
verkehrs (§ 8 Abs. 2 Nr. 1) finden die Ab- 
sätze 6 bis 9 keine Anwendung. 

(11) Anträge der Deutschen Bundespost 
oder der Lleutschen Bundesbahn auf Ertei- 
lung der Genehmigung für den Linien- oder 
den Gelegenheitsverkehr leitet der Bundes- 
minister für Verkehr 

1. im Linien verkehr der obersten Landesver- 
kehrsbehörde, 

2. im Gelegenheitsverkehr der obersten Lan- 
desverkehrsbehörde, in deren Bezirk sich 
der Sitz der betriebsleitenden Einsatzstelle 
befindet, 

.zur Stellungnahme zu. Diese führt das Anhö- 
rungsverfahren nach § 14 Abs. 1, 3, 6, 7 und 
9 durch und leitet das Ergebnis mit ihrer Stel- 
lungnahme dem Bundesminister für Verkehr 
zu. 


§ 15 

Erteilung und Versagung der Genehmigung 


(1) Die Genehmigung darf erst erteilt 
werden, wenn über die nach § 14 Abs. 6 er- 
hobenen Widersprüche endgültig entschieden 
ist. Diese Vorschrift findet bei Genehmigung 
eines Schienenersatzverkehrs (§ 8 Abs. 2 
Nr. 1) keine Anwendung. 

(2) Die Erteilung einer vorläufigen oder 
widerruflichen Genehmigung ist unzulässig. 

(3) Der Bescheid über die Versagung der 
Genehmigung ist schriftlich zu begründen, 
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mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen 
und dem Antragsteller zuzustellen. 

(4) Die Entscheidung der Genehmigungs- 
behörde über den beantragten Verkehr ist 
allen am Anhörungsverfahren Beteiligten mit- 
zuteilen. 

(5) Die Genehmigungsbehörde hat die Ge- 
nehmigung dem zuständigen Versicherungs- 
amt wegen der Anmeldung des Betriebs zur 
Berufsgenossenschaft mitzuteilen. Die An- 
zeigepflicht des Unternehmers nach § 653 der 
Reichs versichcrungsordnung bleibt unberührt. 

(6) Ist die Genehmigung wegen mangeln- 
der Sicherheit oder Leistungsfähigkeit des 
Betriebs oder wegen Unzuverlässigkeit des 
Antragstellers (§13 Abs. 1) versagt worden, 
so hat die Genehmigungsbehörde dem Kraft- 
fahrt-Bundesamt die Versagung mit Namen 
sowie Wohn- und Betriebssitz des Antrag- 
stellers und unter Angabe der Gründe mit- 
zuteilen. 


§ 16 

Bedingungen, Auflagen und zeitliche 
Beschränkung der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung (§§ 2 und 9) kann 
unter Bedingungen und Auflagen erteilt wer- 
den, die sich ;im Rahmen dieses Gesetzes und 
der zu seiner Durchführung erlassenen Vor- 
schriften halten müssen. 

(2) Die Genehmigung wird dem Unter- 
nehmer nur auf bestimmte Zeit erteilt (§§ 38, 
44, 51); sie kann auf bestimmte Zeitabschnitte 
im Jahr beschränkt werden. 


§ 17 


Genehmigungsurkunde 


(1) Die Genehmigung wird durch Aushän- 
digung der Genehmigungsurkimde erteilt. 

(2) Die Genehmigungsurkunde muß ent- 
halten 

1. einen Hinweis auf dieses Gesetz, 

2. den Namen sowie Wohn- und Betriebssitz 
des Unternehmers, 

3. die Bezeichnung der Verkehrsart, für die 
die Genehmigung erteilt wird, im Gelegen- 
heitsverkehr auch der Verkehrsform des 
Gelegenheitsverkehrs (§§ 47 bis 50), 

4. die Dauer der Genehmigung, 

5. die Bedingungen und Auflagen, 

6. die Bezeichnung der Aufsichtsbehörde, 


7. bei einem Straßenbahn- oder Obusver- 
kehr die Streckenführung und im Falle des 
§ 28 Abs. 4 einen Hinweis auf den Vor- 
behalt, 

8. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen die Linienführung, die Zahl, die 
Art und das Fassungsvermögen (Sitz- und 
Stehplätze) der genehmigten Kraftfahr- 
zeuge und Anhänger; der Genehmigungs- 
ur künde ist ein Verzeichnis der dem Un- 
ternehmer insgesamt genehmigten Kraft- 
fahrzeuge und Anhänger unter Angabe 
ihres amtlichen Kennzeichens beizufügen, 

9. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen die einzelnen Kraftfahrzeuge 
unter Angabe ihrer amtlichen Kennzeichen. 

(3) Im Falle eines Austausches von Kraft- 
i ahrzeugen nach § 9 Abs. 2 Satz 2 hat der 
Unternehmer die Genehmigungsurkunde der 
Genehmigungsbehörde zum Zwecke der Be- 
richtigung vorzulegen. Das gleiche gilt, wenn 
ein Unternehmer ein Kraftfahrzeug in dem 
ihm genehmigten Unternehmen des Gelegen- 
heitsverkehrs nicht mehr verwendet. 

(4) Die Genehmigungsurkunde für Straßen- 
bahnen und Obusverkehr sowie der für die 
Öffentlichkeit wesentliche Inhalt der Geneh- 
migungen für den Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen und deren Änderungen sind auf 
Kosten des Unternehmers im amtlichen Ver- 
kündungsblatt der Genehmigungsbehörde be- 
kanntzumachen. 

(5) Die erteilte Genehmigung kann nur 
durch die Genehmigungsurkunde oder eine 
amtliche Ausfertigung nachgewiesen werden. 

(6) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen ist die Genehmigungsurkunde oder 
eine gekürzte Ausfertigung auf der Fahrt mit- 
zuführen und auf Verlangen Polizeibeamten 
oder sonst zuständigen Kontrollorganen zur 
Prüfung vorzuzeigen. 

(7) Hat eine Genehmigungsurkunde oder 
eine einstweilige Erlaubnis (§ 20) ihre Gül- 
tigkeit verloren, so ist sie unverzüglich ein- 
zuziehen oder, falls dies nicht möglich ist, 
auf Kosten des Unternehmers für kraftlos zu 
erklären. 

(8) Von den Vorschriften des Absatzes 2 
Nummer 8 zweiter Halbsatz und Nummer 9 
können der Bundesminister für Verkehr für 
die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn, die oberste Landesverkehrsbe- 
horde für große Betriebe Ausnahmen zu- 
lassen. 
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(9) Der Bundesminister für Verkehr kann 
mit Zustimmung des Bundesrates für die Ge- 
nehmigungsurkundcn einheitliche Muster fest- 
setzen. 

§ 18 

Aushändigung der Genehmigungsurkunde an 
juristische Personen 

Einer Aktiengesellschaft, einer Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien, einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung oder einer 
Genossenschaft darf die Genehmigungs- 
urkunde erst ausgehändigt werden, wenn die 
Eintragung in das Register nachgewiesen ist. 

§ 19 

Tod des Unternehmers 

(1) Nach dem Tode des Unternehmers 
kann der Erbe den Betrieb vorläufig weiter- 
führen; das gleiche gilt für den Testaments- 
vollstrecker, Nachlaßpfleger oder Nachlaß- 
verwalter während einer Testamentsvoll- 
streckung, Nachlaßpflegschaft oder Nachlaß- 
verwaltung. 

(2) Die Befugnis erlischt, wenn nicht der 
Erbe binnen drei Monaten nach Ablauf der 
für die Ausschlagung der Erbschaft vorgese- 
henen Frist oder die in Absatz 1 zweiter 
Halbsatz genannten Personen binnen drei 
Monaten nach der Annahme ihres Amtes 
oder ihrer Bestellung die Genehmigung be- 
antragt haben; ein in der Person des Erben 
wirksam gewordener Fristablauf wirkt auch 
gegen den Nachlaßverwalter. Wird dem An- 
trag stattgegeben, so ist als Zeitpunkt des 
Ablaufs der Genehmigung der Tag zu be- 
stimmen, an dem die Genehmigung des 
Rechts Vorgängers abgelaufen sein würde. 

(3) Bei Unternehmern mit Betriebspflicht 
nach § 21 hat die Genehmigungsbehörde da- 
für zu sorgen, daß der Betrieb keine Unter- 
brechung erfährt. Im Falle der Weigerung der 
in Absatz 1 genannten Personen kann die 
Genehmigungsbehörde für die Übergangszeit 
zur Aufrechterhaltung des Betriebs eine einst- 
weilige Erlaubnis nach § 20 an einen anderen 
erteilen. 

§ 20 

Einstweilige Erlaubnis 

(1) Duldet die Einrichtung eines Linien- 
verkehrs mit Kraftfahrzeugen keinen Auf- 
schub, so können, wenn 


1. die sofortige Einrichtung des Verkehrs im 
öffentlichen Verkehrsinteresse geboten ist, 

2. die Verkehrseinrichtung vorübergehenden 
Zwecken dienen soll, 

3. in den betreffenden Verkehrsbeziehungen 
andere Verkehrseinrichtungen nicht vor- 
handen sind und 

4. die Durchführung des Genehmigungsver- 
fahrens der rechtzeitigen Einrichtung des 
Verkehrs im Wege stehen würde, 

im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach § 11 
der Bundesminister für Verkehr oder die 
oberste Landesverkehrsbehörde, in deren Ge- 
biet der Verkehr betrieben werden soll, eine 
jederzeit widerrufliche einstweilige Erlaubnis 
zur Einrichtung eines solchen Verkehrs er- 
teilen, wobei die Voraussetzungen für die Er- 
teilung der Genehmigung (§ 13) gegeben sein 
müssen. Die Befugnis kann nicht auf nachgc- 
ordnete Behörden übertragen werden. 

(2) Die einstweilige Erlaubnis erlischt nach 
sechs Monaten, soweit sie nicht vorher wider- 
rufen wird. Sie begründet keinen Anspruch 
auf Erteilung einer Genehmigung. 

(3) Über die einstweilige Erlaubnis ist für 
jedes verwendete Fahrzeug eine Bescheinigung 
zu erteilen. Diese ist auf der Fahrt mitzufüh- 
ren und auf Verlangen Polizeibeamten oder 
sonst zuständigen Kontrollorganen zur Prü- 
fung vorzuzeigen. 

(4) Die Bescheinigung hat zu enthalten: 

1. den Flinweis auf diese Vorschrift mit einem 
Zusatz, daß aus der einstweiligen Erlaubnis 
ein Anspruch auf die Erteilung einer Ge- 
nehmigung nicht hergeleitet werden kann, 

2. Begründung der Dringlichkeit der Einrich- 
tung des Verkehrs im Sinne des Absatzes 1, 

3. Name sowie Wohn- und Betriebssitz des 
Unternehmers, 

4. die Bezeichnung der Fahrzeuge und ihrer 
amtlichen Kennzeichen, 

5. die Dauer der einstweiligen Erlaubnis, 

6. die Bezeichnung der Punkte, zwischen 
denen der Verkehr betrieben werden soll, 
gegebenenfalls auch der Wegstrecke, 

7. Bcförderungsentgelte und Fahrplan, 

8. Bedingungen und Auflagen. 

(5) Die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer einstweiligen Erlaubnis gelten im Falle 
des § 19 Abs. 3 Satz 2 als gegeben. 



§ 21 

Betriebspflicht 

(1) Der Unternehmer ist, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist, verpflich- 
tet, den Betrieb ordnungsmäßig einzurichten 
und während der Dauer der Genehmigung 
nach den Bedürfnissen des Verkehrs und dem 
Stande der Technik ordnungsmäßig aufrecht- 
zuerhalten. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem 
Unternehmer für die Aufnahme des Betriebs 
eine Frist setzen. 

§ 22 

Beförderungspflicht 

Der Unternehmer ist, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist, zur Beförde- 
rung verpflichtet, wenn 

1. den geltenden Beförderungsbedingungen 
und den behördlichen Anordnungen ent- 
sprochen wird, 

2. die Beförderung mit den regelmäßigen Be- 
förderungsmitteln möglich ist und 

3. die Beförderung nicht durch Umstände ver- 
hindert wird, die der Unternehmer nicht 
abwenden konnte und deren Auswirkung 
er auch nicht abzuhelfen vermochte. 

§ 23 

Haftung, Versicherungspf licht 

(1) Der Unternehmer kann die ihm den 
beförderten Personen gegenüber obliegende 
Haftung für Personenschaden nicht, für Sach- 
schäden nur über 500 DM ausschließen. Ent- 
gegenstehende Vereinbarungen sind nichtig. 

(2) Bei Kraftfahrzeugen, die ihren regelmä- 
ßigen Standort nicht im Inland haben, ist der 
Unternehmer verpflichtet, für sich und den 
berechtigten Fahrer eine Haftpflichtversiche- 
rung in der Mindesthöhe der Versicherungs- 
summen nach § 4 des Gesetzes über die Ein- 
führung der Pflichtversicherung für Kraft- 
fahrzeughalter und zur Änderung des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
sowie des Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag vom 7. November 1939 (Reichsge- 
setzbl. I S. 2223) zur Deckung der durch den 
Gebrauch des Fahrzeuges verursachten Sach- 
und Personenschäden abzuschließen und auf- 
rechtzuerhalten. Die Genehmigungshehördc 
kann von dem Unternehmer jederzeit den 
Nachweis der Versicherung verlangen. 


§ 24 

Einstellung des Betriebs 

(1) Die Genehmigungsbehördc kann den 
Unternehmer auf seinen Antrag von der Ver- 
pflichtung zur Aufrechterhaltung des Be- 
triebs vorübergehend oder dauernd, und 
zwar für den Betrieb im ganzen oder einen 
Teil, entbinden, wenn ihm die Weiterfüh- 
rung des Betriebs nicht mehr zugemutet wer- 
den kann oder für das Unternehmen kein 
öffentliches Verkehrsbedürfnis mehr besteht. 
Bis zur Entscheidung über den Antrag hat 
der Unternehmer den Betrieb weiterzuführen. 

(2) Wird der Unternehmer von der Ver- 
pflichtung zur Aufrechtcrhaltung des Betriebs 
im ganzen dauernd entbunden, so erlischt da- 
mit die Genehmigung. 

§ 25 

Rücknahme der Genehmigung 

(j) Die Genehmigungsbehördc hat die Ge- 
nehmigung zurückzunehmen, wenn nicht 
mehr alle Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 
vorliegen. Die erforderliche Zuverlässigkeit des 
Unternehmers ist als nicht mehr gegeben ins- 
besondere dann anzusehen, wenn in seinem 
Verkehrsunternehmen 

1. die im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
erlassenen Vorschriften trotz Mahnung 
nicht befolgt werden oder 

2. trotz Mahnung den Verpflichtungen zu- 
widergchandelt wird, die dem Unterneh- 
mer nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten obliegen, oder gegen die Bedingungen 
oder Auflagen der Genehmigung versto- 
ßen wird. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die 
Genehmigung zurücknehmen, wenn 

1. die Genehmigung auf Grund unrichtiger 
Angaben erteilt worden ist, die der Unter- 
nehmer oder sein Beauftragter wissentlich 
oder grob fahrlässig gemacht bat, oder 

2. der Unternehmer die ihm gesetzlich oblie- 
genden arbeitsrechtlichen, sozialgesetz- 
lichen oder die sich aus seinem Unterneh- 
men ergebenden steucrgesetzlichcn Ver- 
pflichtungen wiederholt nicht erfüllt hat, 
oder 

3. der Unternehmer den Gelegenheitsverkehr 
ohne zwingende Gründe während eines 
Zeitraums von neun Monaten nicht ausge- 
übt hat. 
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(3) Auf Verlangen der Genehmigungsbe- 
hörde hat der Unternehmer den Nachweis 
der Erfüllung der in Absatz 2 Nummer 2 er- 
wähnten Verpflichtungen zu führen; die 
Finanzbehörden dürfen den Genehmigungsbe- 
hörden Mitteilung über die wiederholte 
Nichterfüllung der steuergesetzlichen Ver- 
pflichtungen oder die Ableistung des Offen- 
barungseides nach § 325 der Reichsabgaben- 
ordnung machen. 

(4) Die Rücknahme der Genehmigung wird 
durch schriftlichen Bescheid ausgesprochen, 
der zu begründen, mit Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen und dem Unternehmer zuzustel- 
len ist. Die Rücknahme der Genehmigung ist 
nach endgültiger Entscheidung hierüber auf 
Kosten des Unternehmers im amtlichen Ver- 
kündungsblatt der Genehmigungsbehörde 
zu veröffentlichen. 

(5) Die Rücknahme der Genehmigung für 
den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen hat die Genehmigungsbe- 
hörde dem Kraftfahrt-Bundesamt mit Namen 
sowie Wohn- und Betriebssitz des Unterneh- 
mers und unter Angabe der Gründe für die 
Rücknahme mitzuteilen. 

§ 26 

Erlöschen der Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann die 
Genehmigung für eine Straßenbahn oder für 
einen Obusverkehr für erloschen erklären, 
wenn die betriebsfertige Elerstellung oder die 
Eröffnung des Betriebs nicht innerhalb der in 
der Genehmigung bestimmten Frist erfolgt 
ist. 

(2) Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
erlischt die Genehmigung, wenn der Unter- 
nehmer die nach § 21 Abs. 2 von der Geneh- 
migungsbehörde gestellte Frist nicht einhält. 

(3) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen erlischt die Genehmigung, wenn der 
Unternehmer seinen Betriebssitz in eine an- 
dere Gemeinde verlegt; das gleiche gilt für 
die Verlegung des Betriebssitzes von einem 
Stadtteil in einen anderen bei Orten über 
50 000 Einwohner, wenn das öffentliche Ver- 
kehrsbedürfnis ausdrücklich für einen be- 
stimmten Stadtteil anerkannt worden ist. 

(4) § 24 Abs. 2 bleibt unberührt. 

■§ 27 

Zwangsmaßnahmen 

Das Verwaltungszwangsverfahren be- 
stimmt sich nach den landesrechtlichen Vor- 
schriften. 


III. Sonderbestimmungen für die einzelnen 
Verkehrsarten 

A. Straßenbahnen 
§ 28 

Planfeststellung 

(1) Neue Straßenbahnanlagen dürfen nur 
gebaut, bestehende nur geändert werden, 
wenn der Plan vorher festgestellt ist. 

(2) Bei Änderungen oder Erweiterungen 
von unwesentlicher Bedeutung kann eine 
Planfeststellung unterbleiben. Fälle von un- 
wesentlicher Bedeutung liegen besonders vor, 
wenn Rechte anderer nicht beeinflußt werden, 
oder wenn bei einer nur geringen Zahl von 
Beteiligten entsprechende Vereinbarungen ge- 
troffen werden. Die Entscheidung hierüber 
trifft die Genehmigungsbehörde. 

(3) Sind Straßenbahnanlagcn in Flucht- 
linien-, Bebauungs- oder anderen förmlich 
festgestellten städtebaulichen Plänen ausge- 
wiesen, so ersetzen diese die Planfeststellung 
nach Absatz 1. Sofern eine Ergänzung nötig 
ist, ist die Planfeststellung insoweit zusätzlich 
durchzuführen. 

(4) Ist nach Absätzen 1 bis 3 eine Planfest- 
stellung notwendig, so darf eine Genehmigung 
nach §§ 2 und 9 nur vorbehaltlich der Plan- 
feststellung oder vorbehaltlich der nach Ab- 
satz 2 zu treffenden Vereinbarungen erteilt 
werden. Das Planfeststeilungsverfahren kann 
gleichzeitig mit dem Genehmigungsverfahren 
durchgeführt werden. 

§ 29 

Inhalt der Planfeststellung 

(1) Die Planfeststellung ersetzt alle nach 
anderen Rechtsvorschriften notwendigen 
öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Ver- 
leihungen, Erlaubnisse und Zustimmungen. 
Durch sie werden alle öffentlich-rechtlichen 
Beziehungen zwischen dem Unternehmer 
und den durch den Plan Betroffenen rechts- 
gestaltend geregelt. 

(2) Im Planfeststellungsbeschluß sind dem 
Unternehmer die Errichtung und Unterhal- 
tung der Anlagen aufzuerlegen, die für das 
öffentliche Wohl oder zur Sicherung der Be- 
nutzung der benachbarten Grundstücke gegen 
Gefahren oder Nachteile notwendig sind. 

(3) Werden Anlagen zur Sicherung der 
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baulichen oder betrieblichen Einrichtungen 
der Straßenbahn infolge Änderungen der be- 
nachbarten Grundstücke, von denen Gefähr- 
dungen dieser Einrichtungen ausgehen, nach- 
träglich notwendig, so kann der Unterneh- 
mer durch Beschluß der Planfeststellungsbe- 
hörde zu ihrer Errichtung und Unterhaltung 
verpflichtet werden; die hierdurch entstehen- 
den Kosten haben jedoch die Eigentümer der 
benachbarten Grundstücke zu tragen, es sei 
denn, daß die Änderungen durch natürliche 
Ereignisse oder höhere Gewalt verursacht 
worden sind. 

(4) Ist der Plan rechtskräftig festgestellt, so 
sind Beseitigungs- und Änderungsansprüche 
gegenüber festgestellten Anlagen ausge- 
schlossen. 

(5) Wird der Plan nicht innerhalb von 
fünf Jahren nach Rechtskraft durchgeführt, 
so tritt er außer Kraft, wenn er nicht von der 
Planfeststellungsbehörde im Benehmen mit 
der höheren Verwaltungsbehörde auf weitere 
fünf Jahre verlängert wird. Bei Verlängerung 
können die vom Plan betroffenen Grund- 
stückseigentümer verlangen, daß der Unter- 
nehmer ihre Grundstücke und Rechte inso- 
weit erwirbt, als nach § 31 die Enteignung 
zulässig ist. Kommt keine Einigung zustande, 
so können sie die Durchführung des Enteig- 
nungsverfahrens bei der Enteignungsbehörde 
beantragen. Im übrigen gilt § 31. 

§ 30 

Planfeststellungsverfahren 

(1) Die Genehmigungsbehörde stellt den 
Plan fest. 

(2) Die Pläne sind der höheren Verwal- 
tungsbehörde des Landes zur Stellungnahme 
zuzuleiten. Diese hat die Stellungnahmen aller 
beteiligten Behörden des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der übrigen Beteiligten 
herbeizuführen und nach Abschluß des An- 
hörungsverfahrens der Planfeststellungsbe- 
hörde zu geben. 

(3) Die Pläne mit Beilagen sind in den Ge- 
meinden, durch deren Bereich die Straßen- 
bahn führen soll, vier Wochen zur Einsicht 
auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung sind 
ortsüblich bekanntzumachen, um jedermann, 
dessen Belange durch den Bau der Straßen- 
bahn berührt werden, Gelegenheit zur Äuße- 
rung zu geben. 

(4) Einwendungen gegen den Plan sind bei 
der höheren Verwaltungsbehörde des Landes 


spätestens innerhalb von zwei Wochen nach 
Beendigung der Auslegung schriftlich zu er- 
heben. 

(5) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 3 
sind die Einwendungen gegen den Plan von 
der höheren Verwaltungsbehörde mit allen 
Beteiligten zu erörtern. Soweit keine Eini- 
gung zustande kommt, wird über die Ein- 
wendungen in der Planfeststellung entschie- 
den. 

(6) Werden öffentliche Interessen berührt, 
für die die Zuständigkeit von bundeseigenen 
Behörden oder von Behörden, die im Auf- 
trag des Bundes tätig werden, gegeben ist, 
und kommt eine Verständigung zwischen der 
Genehmigungsbehörde und den genannten 
Behörden nicht zustande, so ist die Entschei- 
dung des Bundesministers für Verkehr einzu- 
holen und der Planfeststellung zugrunde zu 
legen. 

(7) Kommt eine Verständigung über Ein- 
wendungen von Unternehmern nichtbundes- 
eigener Eisenbahnen oder Bergbahnen nicht 
zustande, so ist die Entscheidung der obersten 
Landesverkehrsbehörde einzuholen und der 
Planfeststellung zugrunde zu legen. 

(8) Die Feststellung des Planes und die Ent- 
scheidungen über die Einwendungen sind zu 
begründen und den am Verfahren Beteiligten 
mit Rechtsmittelbele u M, ng zuzustellen. 

§ 31 

Enteignung 

(1) Zur Errichtung der Straßenbahnanlagen 
eines Unternehmens ist die Enteignung zu- 
lässig, soweit sie zur Durchführung eines nach 
den §§ 28 bis 30 festgestellten Bauvorhabens 
notwendig ist. Einer weiteren Feststellung der 
Zulässigkeit der Enteignung bedarf es nicht. 

(2) Der nach den §§ 28 bis 30 festgestellte 
Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde 
zu legen und für die Enteignungsbehörde bin- 
dend. 

(3) Im übrigen gelten die Enteignungsvor- 
schriften der Länder. 

§ 32 

Benutzung öffentlicher Straßen 

(1) Soll von der Straßenbahn eine öffent- 
liche Straße benutzt werden, so hat der Un- 
ternehmer die Zustimmung des Trägers der 
Straßenbau last (Wegeunterhaltungspflichti- 
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gen) beizubringen. Dieser kann für die Be- 
nutzung der Straße ein angemessenes Entgelt 
beanspruchen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gel- 
ten sinngemäß auch für höhengleiche Kreu- 
zungen von öffentlichen Straßen mit Stra- 
ßenbahnen. 

(3) Wird eine Straße wegen der Mitbenut- 
zung durch die Straßenbahn aus Gründen des 
Verkehrs verbreitert, so kann von dem Un- 
ternehmer ein angemessener Kostenbeitrag 
verlangt werden. Dasselbe gilt, wenn mit 
einer Straße aus Gründen des Verkehrs auch 
die sie benutzende Straßenbahn verlegt wer- 
den muß. 

(4) Auf Verlangen des Trägers der Straßen- 
baulast hat der Unternehmer bei Ablauf der 
Genehmigung die Straßenbahnanlagen zu be- 
seitigen und den benutzten Teil der Straße 
wieder ordnungsgemäß herzustellen. Für die 
Erfüllung dieser Verpflichtungen kann die 
Genehmigungsbehörde die Stellung einer 
Sicherheit verlangen. 

(5) Vereinbarungen über die Höhe des Ent- 
gelts im Sinne der Absätze 1 und 2 bedürfen 
der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. 

(6) Vereinbarungen des Unternehmers mit 
dem Träger der Straßenbaulast über die Be- 
nutzung öffentlicher Straßen sind im Plan- 
f es t s t el 1 u n gsb e s dh e i d a u f z u n eh m e n . 

§ 33 

Entscheidung bei fehlender Einigung 

(1) Kommt in den Fällen des § 32 Abs. 1 
bis 3 keine Einigung zustande, so entscheidet 
vorbehaltlich des Verwaltungsrechtsweges ein 
Ausschuß, dem ein von der Landesregierung 
zu stellender Vorsitzender und je ein Ver- 
treter der obersten Landesverkehrsbehörde 
und der obersten Straßenbaubehörde des 
Landes angehören. Vor dem Ausschuß sind 
als Parteien der Träger der Straßenbaulast 
und der Unternehmer zu hören. 

(2) Der Ausschuß entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit. Die Entscheidung ist zu begründen, 
mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 
den Beteiligten zuzustellen. Sie kann inner- 
halb eines Monats angefochten werden. 

(3) Die Entscheidung soll in gleicher Weise 
den berechtigten Belangen der Gemeinden, 
des Straßenbaues und der Sicherheit des Stra- 
ßenverkehrs wie dem Öffentlichen Verkehrs- 
bedürfnis Rechnung tragen. Die Prüfung ist 


nicht auf die Angemessenheit der von dem 
Träger der Straßenbaulast erhobenen Forde- 
rungen beschränkt, sondern hat sich auch auf 
die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens zu 
erstrecken. 

§ 34 

Vorarbeiten 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann dem 
Antragsteller die zur Planfeststellung erfor- 
derlichen Vorarbeiten gestatten, wenn im 
Wege einer vorläufigen Prüfung festgestellt 
ist, daß die Voraussetzungen für die Ertei- 
lung der Genehmigung gemäß § 13 vorliegen. 
Die Dauer der Erlaubnis beträgt höchstens 
zwei Jahre. Bei der Durchführung der Vor- 
arbeiten sind die Interessen Dritter möglichst 
zu schonen. Die Gestattung der Vorarbeiten 
gibt keinen Anspruch auf die Erteilung der 
Genehmigung nach §§ 2 und 9. 

(2) Wird dem Unternehmer das Betreten 
von Gebäuden oder Grundstücken oder die 
Beseitigung von Hindernissen verwehrt, so 
entscheidet die Genehmigungsbehörde mit 
Wirkung für und gegen die Beteiligten über 
die Zulässigkeit der beabsichtigten Handlung. 

(3) Für einen durch die Vorarbeiten ver- 
ursachten Schaden ist vom Antragsteller Ent- 
schädigung zu leisten. Über die Höhe der Ent- 
schädigung entscheiden im Streitfälle die or- 
dentlichen Gerichte. 

§ 35 

Duldung technischer Einrichtungen 

Die Anlieger von öffentlichen Straßen sind 
verpflichtet, das Anbringen oder Errichten 
von Haltevorrichtungen für elektrische Lei- 
tungen, Signale und Haltestellenzeichen zu 
dulden. Dem Betroffenen ist eine Entschä- 
digung zu gewähren, wenn ihm durch die 
Maßnahme ein Schaden erwachsen ist, den 
selbst zu tragen ihm billigerweise nicht zuge- 
mutet werden kann. Über die Verpflichtung 
zur Duldung der Anbringung oder Errich- 
tung ist bei Lmrichtung neuer Unternehmen 
im Planfeststellungsverfahren zu entscheiden; 
im übrigen entscheidet die Genehmigungsbe- 
hörde. Über die Höhe der Entschädigung ent- 
scheiden im Streitfälle die ordentlichen Ge- 
richte. 

§ 36 

Bau- und Unterhaltungspflicht 

Der Unternehmer ist verpflichtet, auf 
Grund der Genehmigung innerhalb einer von 
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der Genehmigungsbehörde festzusetzenden 
Frist die Straßenbahn zu bauen und während 
der Dauer der Genehmigung ordnungsgemäß 
zu unterhalten. Auf Verlangen der Genehmi- 
gungsbehörde ist Sicherheit zu stellen. Wer- 
den die Verpachtungen nach Satz 1 nicht er- 
füllt, so kann die Genehmigungsbehörde die 
gestellte Sicherheit oder einen Teil derselben 
als verfallen erklären. 

§ 37 

Abnahme 

Die Genehmigungsbehörde erteilt ihre Zu- 
stimmung zur Eröffnung des Betriebs auf 
Grund einer Örtlichen Prüfung der Straßen- 
bahn und ihrer Einrichtungen. Uber das Er- 
gebnis der Prüfung ist eine Niederschrift auf- 
zunehmen. 

§ 38 

Dauer der Genehmigung 

Die Dauer der Genehmigung ist so aus- 
reichend zu bemessen, daß der Unternehmer 
das Anlagekapital tilgen kann. Bei Erneu- 
erung der Genehmigung soll die Dauer in der 
Regel auf fünfundzwanzig Jahre festgesetzt 
werden, wenn die bisherige Verkehrsart bei- 
behalten werden soll. Die Vereinbarungen 
(§ 32) und die Entscheidungen des Ausschus- 
ses (§ 33) über die Benutzung öffentlicher 
Straßen sind hinsichtlich ihrer Dauer mit der 
Genehmigungsdauer in Einklang zu bringen, 

§ 39 

Beförderungsentgelte, 

Beförderungsbedingungen 

(1) Beförderungsentgelte und deren Ände- 
rungen bedürfen der Festsetzung durch die 
Genehmigungsbehörde im Einvernehmen mit 
der für die Preisbildung zuständigen obersten 
Landesbehörde. Mit der Festsetzung sind sie 
allgemein verbindlich. 

(2) Die Genehmigungsbehörde hat die Be- 
förderungsentgelte insbesondere daraufhin zu 
prüfen, ob sie unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmers, einer 
ausreichenden Verzinsung und Tilgung des 
Anlagekapitals und der notwendigen tech- 
nischen Entwicklung angemessen sind und mit 
den öffentlichen Verkehrsinteressen und dem 
Gemeinwohl in Einklang stehen. Bei der Prü- 
fung ist die für die Preisbildung zuständige 
oberste Landesbehörde zu beteiligen. 


(3) Die nach Absatz 1 festgesetzten Beför- 
derungsentgelte dürfen nicht über- oder un- 
terschritten werden; sie sind gleichmäßig an- 
zuwenden, Ermäßigungen, die nicht unter 
gleichen Bedingungen jedermann zugute kom- 
men, sind verboten und nichtig. 

(4) Die Beförderungsentgelte können nach 
Anhörung des Unternehmers von der Ge- 
nehmigungsbehörde im Einvernehmen mit 
der für die Preisbildung zuständigen obersten 
Landesbehörde geändert werden, wenn die 
für ihre Festsetzung maßgebenden Umstände 
sich wesentlich geändert haben. Die Änderun- 
gen treten zu dem von der Genehmigun^s- 
behörde bestimmten Zeitpunkt in Kraft. 

(5) Eine Erhöhung der Beförderungsent- 
gelte tritt frühestens am siebenten Tage nach 
der Veröffentlichung in Kraft. 

(6) Die Beförderungsbedingungen sind vor 
ihrer Einführung der Genehmigungsbehörde 
zur Zustimmung vorzulegen, soweit sie von 
den Allgemeinen Beförderungsbedingungen 
(§ 59 Abs. 1 Nr. 6) für das Unternehmen im 
Einzelfalle abweichen (Besondere Beförde- 
rungsbedingungen). Das gleiche gilt für Än- 
derungen der Besonderen Beförderungsbedin- 
gungen. Die Genehmigungsbehörde kann 
eine Änderung der Beförderungsbedingungen 
verlangen, wenn die für ihre Festsetzung 
maßgebenden Umstände sich wesentlich ge- 
ändert haben oder sich für die bessere Aus- 
gestaltung des Verkehrs in einem Gebiet neue 
Gesichtspunkte ergeben, denen durch eine 
Änderung der Besonderen Beförderungsbe- 
dingungen Redinung getragen werden kann. 
Die Genehmigungsbehörde beteiligt vor Er- 
teilung der Zustimmung die für Fragen der 
Preisbildung zuständige oberste Landesbe- 
hörde. 

(7) Die Beförderungsentgelte und die Be- 
sonderen Beförderungsbedingungen sind auf 
Kosten des Unternehmers im amtlichen Ver- 
kündungsblatt der Genehmigungsbehörde 
oder in einer Örtlichen Tageszeitung zu ver- 
öffentlichen und außerdem in den zum Auf- 
enthalt der Fahrgäste bestimmten Räumen 
auszuhängen. 

§ 40 

Fahrpläne 

(1) Der Fahrplan muß die Führung der 
Linie, ihren Ausgangs- und Endpunkt sowie 
die Haltestellen und Fahrzeiten enthalten. 

(2) Fahrpläne und deren Änderungen be- 
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dürfen der Festsetzung durch die Genehmi- 
gungsbehörde. Werden durch Fahrplanände- 
rungen die Interessen anderer Verkehrsunter- 
nehmen berührt, so sind diese vor der Fest- 
setzung zu hören. Bei geringfügigen Fahr- 
planänderungen von Unternehmern, deren 
Zuverlässigkeit erprobt ist, kann die Geneh- 
migungsbehörde auf ausdrückliche Festset- 
zung der Änderung verzichten. In diesem 
Falle gilt die Festsetzung der ihr anzuzeigen- 
den Änderung als erfolgt, wenn die Geneh- 
migungsbehörde nicht innerhalb einer von 
ihr allgemein zu bestimmenden Frist wider- 
spricht. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann Än- 
derungen des Fahrplans verlangen, wenn die 
für seine Festsetzung maßgebenden Umstände 
sich wesentlich geändert haben oder sich für 
die bessere Ausgestaltung des Verkehrs in 
einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, 
denen durch eine Änderung des Fahrplans 
Rechnung getragen werden kann. 

(4) Fahrpläne undFahrplanänderungen sind 
auf Kosten des Unternehmers im amtlichen 
Verkün^ungsblatt der Genehmigungsbehörde 
oder in einer örtlichen Tageszeitung zu ver- 
öffentlichen. Ferner sind die gültigen Fahr- 
pläne in den zum Aufenthalt der Fahrgäste 
bestimmten Räumen und möglichst auch an 
den Haltestellen anzubringen. 


B. Verkehr mit Obussen 
§ 41 

(1) Die Vorschriften der §§ 28 bis 31 und 
der §§ 34 bis 37 sind auf die Errichtung von 
Bau- und Betriebsanlagen für den Obusver- 
kehr entsprechend anzuwenden. 

(2) Zur Errichtung von Bau- und Betriebs- 
anlagen auf öffentlichen Straßen bedarf der 
Unternehmer der Zustimmung des Trägers 
der Straßenbaulast; die §§ 32 und 33 gelten 
insoweit entsprechend. Diese Bestimmungen 
sind entsprechend auch für höhengleiche Kreu- 
zungen von öffentlichen Straßen mit einem 
Obusverkehr anzuwenden. 

(3) Im übrigen sind auf den Obusverkehr 
die Vorschriften der §§ 38 bis 40 entspre- 
chend anzuwenden. Die Dauer der Genehmi- 
gung (§ 38) soll in der Regel fünfundzwanzig 
Jahre betragen. Ist jedoch bei Umwandlung 
einer Straßenbahn auf Obusverkehr (§ 14 
Abs. 5) die für die Straßenbahn geltende, noch 


nicht abgelaufene Genehmigungsdauer länger 
als dieser Zeitraum, so kann die Genehmigung 
für den Obusverkehr bis zu der für die Stra- 
ßenbahn geltenden Genehmigungsdauer er- 
streckt werden. 

C. Linienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen 

§ 42 

Begriffsbestimmung Linienverkehr 

Linienverkehr ist eine zwischen bestimm- 
ten Ausgangs- und Endpunkten eingerichtete 
regelmäßige Verkehrsverbindung, auf der die 
Fahrgäste an bestimmten Punkten ein- und 
aussteigen können. Eine linienmäßige Beför- 
derungwird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
ein Fahrplan mit bestimmten Abfahrts- und 
Ankunftszeiten fehlt oder Zwischenhaltestel- 
len nicht eingerichtet sind. 

§ 43 

Besondere Arten des Linienverkehrs 

(1) Als Linienverkehr im Sinne des § 42 
gilt auch der Verkehr, der unter Ausschluß 
anderer Fahrgäste der regelmäßigen Beför- 
derung 

1. von Werktätigen zwischen Wohnung und 
Arbeitsstelle (Berufsverkehr), 

2. von Werktätigen zu Erholungsheimen, 
Ferienheimen und ähnlichen Einrichtungen 
(Werkferienverkehr), 

3. von Schülern zwischen Wohnung und 
Schule (Schülerf ährten), 

4. von Personen zum Besuch von Märkten 
(Marktfahrten), 

5. von Theaterbesuchern 
dient. 

(2) Zum Besuch von vorübergehenden Ver- 
anstaltungen (Ausstellungen, Messen, kultu- 
rellen Veranstaltungen und dgl.) kann die 
Genehmigungsbehörde zwischen verschiede- 
nen Orten einen regelmäßigen Verkehr mit 
Kraftomnibussen als Sonderform des Linien- 
verkehrs ohne Anhörungsverfahren (§ 14) für 
die Dauer der Veranstaltung genehmigen, so- 
fern die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 bis 
5 erfüllt sind und die bestehenden Verkehrs- 
einrichtungen auch bei verstärktem Einsatz 
ihrer Fahrzeuge nicht ausreichen. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann bei den 
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Verkehrsarten nach Absätzen 1 und 2 auf die 
Einhaltung der Vorschriften über Beförde- 
rungsentgelte (§ 39) und Fahrpläne (§ 40) 
ganz oder teilwesie verzichten. 

(4) Als Linienverkehr ist es ferner anzu- 
sehen, wenn durch Zusammenwirken mehre- 
rer Unternehmer von Gelegenheitsverkehr 
oder durch Fahrkartenverkauf oder Werbung 
einer dritten Stelle eine regelmäßige Verbin- 
dung zwischen bestimmten Ausgangs- und 
Endpunkten geschaffen wird. 

§ 44 

Dauer der Genehmigung 

Die Geltungsdauer der Genehmigung ist 
nach der voraussichtlichen Dauer des öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnisses zu bemessen. Im 
Höchstfälle beträgt sie acht Jahre. 

§ 45 

Sonstige Vorschriften 

(1) Auf den Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen ist § 35, soweit diese Vorschrift sich 
auf das Anbringen oder Errichten von Halte- 
stellenzeichen bezieht, entsprechend anzuwen- 
den; über die Verpflichtung zur Duldung ent- 
scheidet die Genehmigungsbehörde ohne Plan- 
feststellungsverfahren. Die §§ 39 und 40 sind 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, 
daß die Beförderungsentgelte und Beförde- 
rungsbedingungen (§ 39) der Deutschen Bun- 
desbahn vom Bundesminister für Verkehr 
und die der Deutschen Bundespost vom Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewe- 
sen im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Verkehr insgesamt festgesetzt wer- 
den. Die Festsetzung erfolgt im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 
Die Beförderungsentgelte und die Besonderen 
Beförderungsbedingungen (§ 39 Abs. 7), die 
Fahrpläne und Fahrplanänderungen (§ 40 
Abs. 4) sind von der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn in ihren amt- 
lichen Mitteilungsblättern zu veröffentlichen; 
als amtliche Mitteilungsblätter gelten auch die 
Kursbücher. 

(2) Bei zeitweilig gesteigertem Verkehr 
kann der Unternehmer, soweit dadurch die 
Interessen anderer Verkehrsunternehmer 
nicht berührt werden, weitere ihm für diese 
Verkehrsart genehmigte Fahrzeuge im Rah- 
men des bestehenden Fahrplans einsetzen. 

(3) Ist eine Genehmigung für den Linien- 


verkehr mit Personenkraftwagen erteilt, so 
dürfen diese Fahrzeuge nur für den Linien- 
verkehr verwendet werden. § 9 Abs. 3 bleibt 
unberührt. 

D. Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen 

§ 46 

Formen des Gelegenheitsverkehrs 

(1) Gelegenheitsverkehr ist die Beförde- 
rung von Personen mit Kraftomnibussen und 
Personenkraftwagen, die nicht Linienverkehr 
nach §§ 42 und 43 ist. 

(2) Formen des Gelegenheitsverkehrs sind 

1. Verkehr mit Kraftdroschken (Taxen) 

(S 47), 

2. Ausflugsfahrten (§ 48), 

3. Gesellschaftsreisen — Pauschalrundreisen 

oder Ferienziel-Reisen — (§ 49), 

4. Verkehr mit Mietwagen (§ 50). 

Andere Formen des Gelegenheitsverkehrs 
sind unzulässig. 

(3) Für jede der nach Absatz 2 Satz 1 ge- 
nannten Verkehrsformen ist eine Genehmi- 
gung nach §§ 2 und 9 erforderlich. Für Pau- 
schalrundreisen und Ferienziel-Reisen kann 
die Genehmigung für beide Verkehrsformen 
miteinander verbunden werden. 

(4) In Orten über 50 000 Einwohner darf 
eine Genehmigung für den Kraftdroschken- 
verkehr und den Mietwagenverkehr nicht für 
denselben Personenkraftwagen erteilt werden. 

§ 47 

Verkehr mit Kraftdroschken (Taxen) 

(1) Verkehr mit Kraftdroschken (Taxen) 
ist die Beförderung von Personen mit Perso- 
nenkraftwagen, die der Unternehmer auf 
öffentlichen Straßen oder Plätzen bereitstellt 
und mit denen er Fahrten zu einem vom 
Fahrgast bestimmten Reiseziel ausführt. 

(2) Die Genehmigung für den Verkehr mit 
Kraftdroschken wird zur Ausführung von 
Fahrten in dem Bezirk einer Gemeinde oder 
in einem größeren Bezirk erteilt. Ein regel- 
mäßiger Verkehr im Sinne des § 42 ist ver- 
boten. 

(3) Kraftdroschken dürfen auf öffentlichen 
Straßen oder Plätzen nur in der Gemeinde be- 
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reitgestellt werden, in der sich der Betriebs- 
sitz des Unternehmers befindet, und nur an 
den behördlich zugelassenen Stellen. In Aus- 
nahmefällen kann die Genehmigungsbehörde 
die Bereitstellung auch auf Straßen und Plät- 
zen außerhalb des Betriebssitzes des Unter- 
nehmers gestatten. 

(4) Die Beförderungspflicht (§ 22) besteht 
nur für Fahrten innerhalb des Geltungsbe- 
reichs der von der Genehmigungsbehörde fest- 
gesetzten Beförderungsentgelte (§ 52). 

(5) Die Vermietung von Kraftdroschken an 
Selbstfahrer ist verboten. 

§ 48 

Ausflugsfahrten 

(1) Ausflugsfahrten sind Fahrten, die der 
Unternehmer mit Kraftomnibussen nach 
einem bestimmten, von ihm aufgestellten 
Plan und zu einem von ihm bestimmten und 
für alle Teilnehmer gleichen und gemeinsam 
verfolgten Ausflugszweck anbietet und aus- 
führt; sie müssen der Erholung oder beruf- 
lichen, künstlerischen, sportlichen, sozialen, 
kulturellen oder religiösen Zwecken dienen. 
Die Kraftomnibusse können auch auf öffent- 
lichen Straßen oder Plätzen bereitgestellt 
werden. Ein Wechsel der Fahrgäste (Unter- 
wegsbedienung) oder der Fahrzeuge ist un- 
zulässig. Die Fahrgäste müssen im Besitz eines 
für die Flin- und Rückfahrt gültigen Fahr- 
scheins sein, der die Beförderungsstrecke und 
das Beförderungsentgelt ausweist. Die Fahrt 
muß wieder an den Ausgangsort zurückfüh- 
ren. Zwischen Beginn und Ende der Fahrt 
darf nicht mehr als eine Nacht liegen. Die Ge- 
nehmigungsbehörde kann für die einzelne 
Fahrt an aufeinanderfolgenden Feiertagen 
Ausnahmen von der zeitlichen Fahrtbegren- 
zung erteilen. 

(2) In Fremdenverkehrsgemeinden kann 
einem ortsansässigen Unternehmer mit Zu- 
stimmung der obersten Landesverkehrsbe- 
hörde die Genehmigung für Ausflugsfahrten 
ausnahmsweise auch mit Personenkraftwagen 
erteilt werden. 

(3) Die Genehmigung für Ausflugsfahrten 
mit Kraftomnibussen wird zur Veranstaltung 
von Fahrten innerhalb einer Gemeinde oder 
im Bereich der Genehmigungsbehörde oder 
eines Landes oder mehrerer Länder erteilt. 
Die Genehmigungsbehörde kann für die ein- 
zelne Fahrt in besonders begründeten Einzel- 
fällen Ausnahmen von der örtlichen Begren- 
zung zulassen. 

(4) Kraftfahrzeuge für Ausflugsfahrten dür- 


fen nur in der Gemeinde bereitgestellt wer- 
den, in der sich der Betriebssitz des Unter- 
nehmers befindet. Die Befugnis der Genehmi- 
gungsbehörde, in den Genehmigungsbedin- 
gungen weitergehende Beschränkungen vor- 
zusehen, bleibt unberührt. 

(5) Die Genehmigungsbehörde kann für be- 
nachbarte Orte oder für Einzelfälle Ausnah- 
men von den Bestimmungen des Absatzes 4 
Satz 1 gestatten. Wird eine Ausnahme gestat- 
tet, so hat die Genehmigungsbehörde darüber 
eine Bescheinigung auszustellen, die Name 
und Anschrift des Unternehmers, Art und 
amtliches Kennzeichen des Fahrzeugs sowie 
Angabe der Gemeinde enthalten muß, für die 
die Erlaubnis erteilt wird. Auf die Beschei- 
nigung ist § 17 Abs. 5 und 6 entsprechend an- 
zuwenden. 

(6) Reisebüros dürfen Ausflugsfahrten nur 
im Zusammenwirken mit Unternehmern ver- 
anstalten, die die Genehmigung für diese 
Verkehrsform besitzen und, sofern nicht die 
Genehmigungsbehörde eine Ausnahme zuläßt, 
am Sitze des Reisebüros oder in seiner Um- 
gebung ihren Betriebssitz haben. In solchen 
Fällen gelten die Voraussetzungen des $ 3 
Abs. 2 Satz 1 als erfüllt, wenn der Unter- 
nehmer bei der Veranstaltung nach außen hin 
als Genehmigungsinhaber erkennbar ist. 

(7) Die Vorschriften der §§ 21 und 22 sind 
auf Ausflugsfahrten nicht anzuwenden. 

§ 49 

Gesellschaftsreisen 

(1) Gesellschaftsreisen sind Reisen mit be- 
sonders eingerichteten und geeigneten Kraft- 
omnibussen, die der Unternehmer zur allge- 
meinen Benutzung aribietet und mit denen 
er Gesellschaftsreisen nach einem von ihm 
aufgestellten Plane und zu einem von ihm für 
alle Teilnehmer gleichen und gemeinsam ver- 
folgten Reisezweck ausführt. Eine Unterwegs- 
bedienung ist nicht gestattet. Für die Nacht- 
ruhe der Fahrgäste ist durch geeignete Unter- 
kunft zu sorgen; auf Kosten dieser Ruhezeit 
soll nachts nicht gefahren werden. Die Fahr- 
gäste müssen im Besitze eines für die ganze 
Fahrstrecke gültigen Fahrscheins sein, der die 
Beförderungsstrecke und das Beförderungs- 
entgelt ausweist. 

(2) Gesellschaftsreisen können als 

1. Pauschalrundreisen oder 

2. Ferienzicl-Reisen (Reisen zu Erholungs- 
aufenthalten) 

durchgeführt werden. 
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(3) Pauschalrundreisen sind so zu gestalten, 
daß ihr touristischer Zweck durch die Wahl 
des Reisewegs und durch Einlegung von 
Unterwegsaufenthalten (Besichtigungen, Mahl- 
zeiten, Ruhezeiten usw.) erreicht wird. Für 
Unterkunft und Beförderung sowie für son- 
stige Leistungen ist ein Gesamtentgelt zu er- 
heben. Die Fahrgäste sollen in der Regel 
während der Reise von einem Reisebegleiter 
betreut werden. Auf Verlangen der Geneh- 
migungsbehörde ist ein Reisebegleiter zu 
stellen. 

(4) Bei Ferienziel-Reisen (Reisen zu Erho- 
lungsaufenthalten) sind die Fahrgäste zu 
einem für alle Teilnehmer gleichen Reiseziel 
zu bringen. Die Reisen sind nach touristischen 
Gesichtpunkten durchzuführen und so zu ge- 
stalten, daß auch während der Fahrt ihr Er- 
holungszweck sichergestellt ist. Für die Unter- 
kunft mit oder ohne Verpflegung und für die 
Beförderung ist ein Gesamtentgelt zu erhe- 
ben. Es dürfen nur Rückfahrscheine auf den 
Namen des Reisenden ausgegeben werden. 
Auf der Rückfahrt dürfen nur Reisende be- 
fördert v/erden, die der Unternehmer zum 
Reiseziel gebracht hat; in der Regel sollen die 
gleichen Gruppen von Reisenden nach Ab- 
lauf der Erholungszeit an den Ausgangsort 
zurückgebracht werden. Ausflugsfahrten 
(§ 48) dürfen am Zielort nur mit den an der 
Reise beteiligten Personen ausgeführt werden. 
Der Unternehmer hat vor Beginn der Reise 
eine Liste der Fahrgäste aufzustellen; die 
Liste ist auf der Hin- und Rückfahrt mitzu- 
führen und ein Jahr aufzubewahren. 

(5) Zur Überwachung der in den Absätzen 
1 bis 4 genannten Bedingungen hat die Ge- 
nehmigungsbehörde von dem Unternehmer 
die regelmäßige Vorlage von Prospekten oder 
an deren Stelle von erschöpfenden Angaben 
über alle von ihm geplanten Gesellschafts- 
reisen zu verlangen; sie soll die Fahrten be- 
anstanden oder untersagen, wenn die vorge- 
nannten Merkmale einer Gesellschaftsreise 
nicht in vollem Umfange erfüllt sind. 

(6) Die Genehmigungsbehörde hat Ferien- 
ziel-Reisen nach Absatz 4 zu untersagen, 
wenn eine Beeinträchtigung der öffentlichen 
Verkehrsinteressen im Sinne des § 13 Abs. 4 
und 5 gegeben ist. Die Bundesbahndirektionen 
haben den nach § 11 Abs. 2 zuständigen Ge- 
nehmigungsbehörden der Länder jeweils bis 
zum 10. Januar die Vorhaben der Deutschen 
Bundesbahn auf dem Gebiet des Ferienreise- 
verkehrs für das laufende Jahr mitzuteilen. 
Die Mitteilung muß Angaben über das Ziel, 


den Zeitpunkt und die Gestaltung der geplan- 
ten Ferienreisen enthalten; dabei sind die 
Orte, an denen Ferienreisende aufgenommen 
und abgesetzt werden sollen, anzugeben. 

(7) Die Genehmigung für Gesellschafts- 
reisen wird zur Veranstaltung von Reisen im 
Inland erteilt. Die Genehmigung darf nur 
solchen Unternehmern erteilt werden, die auf 
dem Gebiet des Reiseverkehrs über eine aus- 
reichende Sachkunde verfügen. 

(8) Die Vorschriften des § 48 Abs. 4, 5 
und 6 sind auf Gesellschaftsreisen entspre- 
chend anzuwenden; die Vorschriften der §§21 
und 22 sind auf Gesellschaftsreisen nicht an- 
zuwenden. 

(9) Der Bundesminister für Verkehr kann 
mit Zustimmung des Bundesrates für Gesell- 
schaftsreisen die Verwendung einheitlicher 
Fahrscheine vorschreiben, welche die Beach- 
tung der Eigenart dieser Verkehrsform ge- 
währleistet. 

§ 50 

Verkehr mit Mietwagen 

(1) Verkehr mit Mietwagen ist die Beför- 
derung von Personen mit Kraftomnibussen 
oder Personenkraftwagen, die nur im ganzen 
zur Beförderung angemietet werden und mit 
denen der Unternehmer Fahrten ausführt, 
deren Zweck, Ziel und Ablauf der Mieter be- 
stimmt. Die Teilnehmer müssen ein zusam- 
mengehöriger Personenkreis und über Ziel 
und Ablauf der Fahrt einig sein. 

(2) Die Genehmigung für den Verkehr mit 
Mietwagen wird zur Ausführung von Fahr- 
ten in dem Bezirk einer Gemeinde, in einem 
größeren Bezirk oder im Inland erteilt. 

(3) Mietwagen dürfen nicht durch Bereit- 
stellen auf öffentlichen Straßen oder Plätzen 
oder an anderen jedermann zugänglichen 
Stellen angeboten werden. Eine gemeinschaft- 
liche Bereitstellung von Mietwagen (Personen- 
kraftwagen), durch die ein droschkenähnlicher 
Verkehr der beteiligten Unternehmer er- 
reicht wird, ist unzulässig. Die Art der Wer- 
bung darf nicht zur Verwechslung mit dem 
Kraftdroschkenverkehr führen. 

(4) Die Vorschriften des § 21 sind auf den 
Verkehr mit Mietwagen nicht anzuwenden; 
die Vorschriften des § 22 finden mit der 
Maßgabe Anwendung, , daß der Unternehmer 
eine Fahrt nur dann ablehnen darf, wenn 
zwingende betriebliche oder in seiner Person 
liegende Gründe die Ablehnung rechtfertigen. 
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§ 51 


Dauer der Genehmigung für den 
Gelegenheitsverkehr 


Die Genehmigung ist für die Dauer von 
höchstens vier Jahren zu erteilen. 


Genehmigungsbehörde nach den Absätzen 1 
und 2 bedarf des Einvernehmens mit der für 
Fragen der Preisbildung zuständigen obersten 
Landesbehörde; im Falle des Absatzes 3 hat 
der Bundesminister für Verkehr den Bundes- 
minister für Wirtschaft zu beteiligen. 


§ 52 


Beförderungsentgelte, 

Beförderungsbedingungen 


(1) Für den Gelegenheitsverkehr mit Kraft- 
droschken setzt die Genehmigungsbehörde 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbe- 
dingungen fest. Vor der Festsetzung der Be- 
förderungsentgelte hat die Genehmigungsbe- 
hörde der zuständigen Gemeindebehörde, den 
Fachverbänden des Verkehrsgewerbes und 
der zuständigen Industrie- und Handels- 
kammer Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Die Beförderungsentgelte und die Be- 
förderungsbedingungen sind mindestens im 
amtlichen Verkündungsblatt der Genehmi- 
gungsbehörde oder in einer örtlichen Tages- 
zeitung zu veröffentlichen und außerdem in 
jeder Kraftdroschke mitzuführen und dem 
Fahrgast auf Verlangen vorzuzeigen. § 39 
Abs. 3 findet Anwendung. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann für 
den Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbe- 
dingungen festsetzen, soweit nicht Rahmen- 
vorschriften für die Beförderungsentgelte 
nach § 59 Abs. 1 Nr. 7 erlassen oder Beför- 
derungsbedingungen nach § 59 Abs. 1 Nr. 6 
festgesetzt sind. Vor der Festsetzung der Be- 
förderungsentgelte hat die Genehmigungs- 
behörde den in Absatz 1 genannten Stellen 
sowie der zuständigen Oberpostdirektion und 
Bundesbahndirektion Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben. Die von der Genehmi- 
gungsbehörde festgesetzten Beförderungsent- 
gelte sind im amtlichen Verkündungsblatt 
der Genehmigungsbehörde oder in einer ört- 
lichen Tageszeitung zu veröffentlichen. 

(3) Im Gelegenheitsverkehr der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn 
setzen diese die Beförderungsentgelte unter 
Beachtung der erlassenen Rahmenvorschriften 
und die Beförderungsbedingungen selbst fest; 
auf Verlangen des Bundesministers für Ver- 
kehr ist jedoch zu der Festsetzung sein Ein- 
vernehmen einzuholen. 

(4) Die Festsetzung der Beförderungsent- 
gelte und Beförderungsbedingungen durch die 


IV. Auslandsverkehr 

§ 53 

Grenzüberschreitender Verkehr 

(1) Für die Beförderung von Personen im 
grenzüberschreitenden Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen durch Unternehmer, die ihren 
Betriebssitz im Inland oder Ausland haben, 
gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
die Vorschriften dieses Gesetzes und die hier- 
zu erlassenen Ausführungsbestimmungen. 

(2) Die nach diesem Gesetz erforderliche 
Genehmigung eines grenzüberschreitenden 
Linienverkehrs erteilt für die deutsche Teil- 
strecke 

1. bei einem Verkehr der Deutschen Bundes- 
post oder der Deutschen Bundesbahn der 
Bundesminister für Verkehr im Einver- 
nehmen mit der obersten Landesverkehrs- 
behörde, für Anträge der Deutschen Bun- 
despost nach Benehmen mit dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmelde- 
wesen; 

2. in allen anderen Fällen die oberste Lan- 
desverkehrsbehörde im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr. 

(3) Zuständig ist 

1. bei einem Verkehr vom Inland nach dem 
Ausland die oberste Landesverkehrsbe- 
hörde, in deren Gebiet die Linie beginnt, 

2. bei einem Verkehr vom Ausland nach 
dem Inland die oberste Landesverkehrs- 
behörde, in deren Gebiet die Linie endet. 

§11 Abs. 2 Nr. 3 gilt entsprechend. Im klei- 
nen Grenzverkehr (Zollgrenzbezirk) ist das 
Einvernehmen des Bundesministers für Ver- 
kehr nach Absatz 2 Nummer 2 nicht erfor- 
derlich. 

(4) Einer Genehmigung für den grenz- 
überschreitenden Gelegenheitsverkehr aus- 
ländischer Unternehmer bedarf es nicht, so- 
weit entsprechende Übereinkommen mit dem 
Auslande bestehen. Besteht ein solches Über- 
einkommen nicht oder soll abweichend von 
den Bedingungen des Übereinkommens eine 
grenzüberschreitende Gelegenheitsfahrt aus- 
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geführt werden, so kann auf Antrag des aus- 
ländischen Unternehmers der Bundesminister 
für Verkehr eine grenzüberschreitende Ge- 
legenheitsfahrt im einzelnen Falle gestatten. 
Im kleinen Grenzverkehr (Zollgrenzbezirk) 
tritt an die Stelle des Bundesministers für 
Verkehr die zuständige oberste Landesver- 
kehrsbehörde. 

§ 54 

Transit-(Durchgangs-) Verkehr 

(1) Für die Beförderung von Personen im 
Transit-(Durchgangs-)Verkehr mit Kraftfahr- 
zeugen, der das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluß innerdeutschen 
Zwischenverkehrs berührt, gelten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften 
dieses Gesetzes und die hierzu erlassenen 
Durchführungsbestimmungen. 

(2) Die Genehmigung erteilt der Bundes- 
minister für Verkehr im Benehmen mit den 
beteiligten obersten Landesverkehrsbehörden. 

(3) Soll die deutsche Teilstrecke eines 
Transit-(Durchgangs-)Verkehrs von einem 
deutschen Unternehmer betrieben werden, 
erteilt der Bundesminister für Verkehr die 
Genehmigung im Einvernehmen mit den be- 
teiligten obersten Landesverkehrsbehörden, 
für Anträge der Deutschen Bundespost nach 
Benehmen mit dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen. 

(4) § 14 findet keine Anwendung. In der 
Genehmigung ist die zuständige Aufsichts- 
behörde zu bestimmen. 

(5) § 53 Abs. 4 Sätze 1 und 2 sind auf den 
Gelegenheitsverkehr vom Ausland durch das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ent- 
sprechend anzuwenden. 

V. Aufsicht 
§ 55 

(1) Der Unternehmer unterliegt hinsicht- 
lich der Erfüllung der Vorschriften dieses Ge- 
setzes sowie der hierzu erlassenen Ausfüh- 
rungsbestimmungen und der Einhaltung der 
durch die Genehmigung auferlegten Ver- 
pflichtungen (Bedingungen, Auflagen) der 
Aufsicht der Genehmigungsbehörde. 

(2) Die oberste Landesverkehrsbehörde 
kann die Genehmigungsbehörde ermächtigen, 
die Aufsicht über den Linien- und Gelegen- 


heitsverkehr mit Kraftfahrzeugen auf ihr 
nachgeordnete Behörden zu übertragen. Die 
technische Aufsicht über Straßenbahnen und 
Obusunternehmen wird von der obersten 
Landesverkehrsbehörde ausgeübt. 

(3) Die Deutsche Bundespost und die Deut- 
sche Bundesbahn sind für die Erfüllung der 
technischen Vorschriften dieses Gesetzes und 
seiner Ausführungsbestimmungen für ihre 
Kraftfahrbetriebe selbst verantwortlich. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann sich über 
alle ihrer Zuständigkeit unterliegenden Ein- 
richtungen und Maßnahmen des Unterneh- 
mers unterrichten. Der Unternehmer hat der 
Aufsichtsbehörde alle wesentlichen Verände- 
rungen ohne Aufforderung unverzüglich an- 
zuzeigen. 

(5) Für die Durchführung von Anordnun- 
gen nach Absatz 1 gelten die Vorschriften des 
§ 27 entsprechend. 

VI. Rechtsmittelverfahren 
§ 56 

Rechtsmittel 

Für die Anfechtung von Bescheiden und 
Verfügungen der Genehmigungs- oder Auf- 
sichtsbehörde gilt die Verwaltungsgerichts- 
ordnung. Ist ein Verwaltungsakt von der 
obersten Landesverkehrsbehörde selbst er- 
lassen, so ist nach den Vorschriften der Ver- 
waltungsgerichtsordnung das Vorverfahren 
durchzuführen. 

§ 57 

Verfahren in besonderen Fällen 

Entscheidungen, die die Interessen der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen 
Bundesbahn betreffen, bedürfen auf Antrag 
der Deutschen Bundespost oder der Deut- 
schen Bundesbahn der Zustimmung des Bun- 
desministers für Verkehr. 

VII. Erlaß von Bau- und Betriebsvorschriften 

§ 58 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
mit Zustimmung des Bundesrates die erfor- 
derlichen Rechtsverordnungen 
i. über den Bau und Betrieb von Straßen- 
bahnen und Obussen, welche 
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a) die Anforderungen an Bau, Einrichtung 
und Betriebsweise der Anlagen und 
Fahrzeuge nach dem jeweiligen Stand 
der Technik und nach den internatio- 
nalen Abmachungen einheitlich regeln, 

b) die notwendigen Vorschriften zum 
Schutz der Anlagen und des Betriebs 
der Straßenbahnen und Obusse gegen 
Schäden und Störungen enthalten; 

2. über den Betrieb von Kraftfahrunterneh- 
men im Personenverkehr, welche 

a) die notwendigen Vorschriften über die 
Sicherheit und Ordnung des Betriebs 
sowie die Kennzeichnung der Kraft- 
fahrzeuge nach ihrer Verwendung in 
der betreffenden Verkehrsform ent- 
halten, 

b) die Anforderungen an den Bau und die 
Einrichtungen der in diesem Unterneh- 
men verwendeten Kraftfahrzeuge nach 
dem jeweiligen Stand der Technik und 
nach den internationalen Abmachungen 
einheitlich regeln. 

(2) Soweit es die öffentliche Sicherheit er- 
fordert, können einzelne Vorschriften der 
nach Absatz 1 Nummer 2 erlassenen Rechts- 
verordnung 

1. auf Beförderungen ausgedehnt werden, die 
nach § 2 von der Genehmigungspflicht be- 
freit sind oder für die nach § 59 Abs. 1 
Nr. 1 Befreiung erteilt wird, 

2. auf Kraftfahrzeuge und Anhänger ausge- 
dehnt werden, die zur Vermietung an 
Selbstfahrer bestimmt sind. 

(3) Rechtsverordnungen zur Durchführung 
der Vorschriften nach Absatz 1 Nummern 1 
und 2 bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. Der Bundesminister für Verkehr 
hat vor dem Erlaß der Rechtsverordnungen 
die für die Durchführung der Vorschriften 
zuständigen obersten Landesbehörden zu 
hören. 

Vill. Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen und allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften 

§ 59 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann 
mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsver- 
ordnungen erlassen, 

1. durch die für bestimmte, im Rahmen des 
Gesamtverkehrs nicht besonders ins Ge- 


wicht fallende Beförderungsfälle allgemein 
Befreiung von den Vorschriften dieses 
Gesetzes erteilt wird, 

2. durch die der Gelegenheitsverkehr mit 
Mietwagen zum Zwecke des Kranken- 
transports und die Anwendung der §§21 
und 22 auf diesen Verkehr geregelt wer- 
den, 

3. durch die der grenzüberschreitende (§ 53) 
und der Transit-(Durchgangs-) Verkehr 
(§ 54), soweit dies zur Durchführung 
internationaler Übereinkommen erforder- 
lich ist, abweichend von den Vorschriften 
dieses Gesetzes geregelt werden, 

4. zur Ordnung des Verkehrs über die 
zahlenmäßige Beschränkung der Geneh- 
migungen für den Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnisbussen nach § 49, 

5. über die zahlenmäßige Beschränkung der 
Verwendung von Kraftomnibussen des 
Linienverkehrs der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn für den 
Gelegenheitsverkehr, 

6. über einheitliche Allgemeine Beförde- 
rungsbedingungen für den Straßenbahn- 
und Obusverkehr sowie für den Linien- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen und, vorbe- 
haltlich des § 52 Abs. 1 Satz 1, für den 
Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen, 
insbesondere für Ausflugsfahrten (§ 48) 
und für Gesellschaftsreisen (§ 49), auch 
über die zur Wahrung der touristischen 
Eigenart dieser Verkehrsform erforder- 
lichen Bedingungen, 

7. über Rahmenvorschriften für Beförde- 
rungsentgelte im Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftomnibussen, 

8. über die Gewährung von einheitlichen Er- 
mäßigungen der Beförderungsentgelte im 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, 

9. über die Verwendung von Kraftomni- 
bussen des Linienverkehrs im Gelegen- 
heitsverkehr, 

10. über Gebühren für behördliche oder amt- 
lich angeordnete Maßnahmen bei der Ge- 
nehmigung und Beaufsichtigung der Ver- 
kehrsunternehmen, 

11. über Art und Umfang einer einheitlichen 
Statistik im Straßenpersonenverkehr, 

12. über die Übertragung von Verwaltungs- 
zuständigkeiten, die dem Bundesminister 
für Verkehr nach diesem Gesetz einge- 
räumt sind, auf andere Bundesbehörden. 
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(2) In den Fällen des Absatzes 1 Num- 
mern 4, 6, 7, 8 und 10 ergehen die Rechtsver- 
ordnungen im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft. 

§ 60 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften erläßt der Bundesminister für Ver- 
kehr mit Zustimmung des Bundesrates. 

IX. Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 61 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig Person- 
nen mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraft- 
fahrzeugen ohne die nach diesem Gesetz er- 
forderliche Genehmigung befördert, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Neben der Strafe kann auf Einziehung 
der benutzten Fahrzeuge erkannt werden. Ist 
die Verfolgung oder Verurteilung einer be- 
stimmten Person nicht ausführbar, so kann 
auf die Einziehung selbständig erkannt 
werden. 

(3) Flängt die Verurteilung davon ab, ob 
eine Beförderung den Vorschriften dieses Ge- 
setzes unterliegt, und ist eine Entscheidung 
nach § 10 nicht ergangen, so kann das Ver- 
fahren ausgesetzt werden, bis über diese 
Frage endgültig entschieden ist, 

§ 62 

Für Zuwiderhandlungen gegen § 23 Abs. 2 
gilt Artikel I § 5 des Gesetzes über die Ein- 
führung der Pflichtversicherung für Kraft- 
fahrzeughalter und zur Änderung des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
sowie des Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag vom 7. November 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2223) entsprechend. 

§ 63 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. den Bedingungen oder Auflagen der Ge- 
nehmigung zuwiderhandelt; 

2. einen Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen 

oder einen Kraftfahrlinien- oder Kraft- 


droschkenverkehr eröffnet, ohne daß die 
nach diesem Gesetz vorgeschriebene Fest- 
setzung der Beförderungsentgelte oder 
Fahrpläne durch die Genehmigungsbehörde 
erfolgt ist; 

3. den Vorschriften dieses Gesetzes über 

a) die Mitteilungspflicht bei Betriebs- 
störungen im öffentlichen Verkehr, die 
den vorübergehenden Einsatz von 
Kraftfahrzeugen zur Folge haben (% 2 
Abs. 6 Satz 2), 

b) die Mitfahrervermittlung (§ 6 Abs. 2), 

c) das Verbot der Beförderung von Per- 
sonen auf Anhängern im Gelegenheits- 
und Linienverkehr (§ 7 Abs. 2), 

d) die Mitführung und Vorzeigung von 
Urkunden (§ 17 Abs. 6, § 20 Abs. 3 
Satz 2, § 48 Abs. 5), 

e) die Beförderungspflicht (§ 22), 

f) die Einhaltung der festgesetzten Be- 
förderungsentgelte (§ 39 Abs. 3, § 41 
Abs. 3, § 45 Abs. 1, § 52), 

g) den Aushang der Beförderungsentgelte, 
der Besonderen Beförderungsbedingun- 
gen und der gültigen Fahrpläne in den 
zum Aufenthalt der Fahrgäste bestimm- 
ten Räumen (§ 39 Abs. 7, § 40 Abs. 4 
Satz 2, § 41 Abs. 3, § 45 Abs. 1), 

h) die ausschließliche Verwendung von 
Kraftfahrzeugen im Linien- oder 
Kraftdroschkenverkehr (§ 45 Abs. 3, 
§ 47 Abs. 5), 

i) Ausflugsfahrten oder Gesellschaftsreisen 
(SS 48, 49) oder 

k) das Verbot der Bereitstellung von Miet- 
wagen auf öffentlichen Straßen oder 
Plätzen (S 50 Abs. 3) 
zuwiderhandelt oder 

4. einer Rechtsvorschrift oder schriftlichen 
Verfügung zuwiderhandelt, die auf Grund 
dieses Gesetzes oder auf Grund von Rechts- 
vorschriften, die auf diesem Gesetz beru- 
hen, erlassen worden ist, soweit die Rechts- 
vorschrift oder die schriftliche Verfügung 
ausdrücklich auf diese Vorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Begeht jemand in einem Betrieb eine 
nach Absatz 1 mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung, so kann gegen den Unternehmer oder 
Leiter und, falls der Unternehmer eine juri- 
stische Person oder eine Personengesellschaft 
des Handelsrechts ist, auch gegen diese eine 
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Geldbuße festgesetzt werden, wenn der 
Unternehmer oder Leiter oder der zur ge- 
setzlichen Vertretung Berechtigte vorsätzlich 
oder fahrlässig seine Aufsichtspflicht verletzt 
hat und der Verstoß hierauf beruht. 

(4) Das Unterwerfungsverfahren gemäß 
§ 67 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist zulässig. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Genehmigungsbehörde. 

X. Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 64 

Frühere Genehmigungen 

(1) Die auf Grund des bisherigen Rechts 
erteilten Genehmigungen für Straßenbahnen, 
Obusverkehr und Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen sowie für den Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftfahrzeugen behalten ihre Gültigkeit 
bis zum Ablauf der Dauer der Genehmigung; 
dabei gelten die für den bisherigen Gelegen- 
heitsverkehr mit Ausflugswagen erteilten 
Genehmigungen als Genehmigungen für Aus- 
flugsfahrten nach § 48 dieses Gesetzes. Das 
gilt auch für den Linien- und Gelegenheits- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn, 
der im Einvernehmen mit den obersten 
Landesverkehrsbehörden auf Grund der Ver- 
einbarung über den Omnibusverkehr der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen 
Bundesbahn (Verkehrsblatt 1948 S. 35, Ver- 
kehrsblatt 1949 S. 1, Verkehrsblatt 1949 S. 3) 
betrieben wird. 

(2) Für Linien, die von der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Bundesbahn auf 
Grund des Anzeigeverfahrens nach dem Ge- 
setz über die Beförderung von Personen zu 
Lande vom 4. Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1217) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 6. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1319) und vom 16. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 21) oder früherer Rechtsvor- 
schriften betrieben werden, haben die Ge- 
nehmigungsbehörden Genehmigungen (Sam- 
melgenehmigungen) mit mindestens fünf- 
jähriger Gültigkeit, gerechnet vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes, auszustel- 
len. Die Deutsche Bundespost und die Deut- 
sche Bundesbahn werden bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den zuständigen Genehmigungs- 
behörden die für die Ausfertigungen dieser 


Genehmigungen erforderlichen Angaben un- 
aufgefordert mitteilen. Der Durchführung 
eines besonderen Anhörungsverfahrens nach 
§ 14 dieses Gesetzes bedarf es in diesen Fällen 
nicht. 

(3) Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der 
auf Grund der Vereinbarung über den Omni- 
busverkehr der Deutschen Bundespost und 
Deutschen Bundesbahn bisher erteilten Ein- 
vernehmen und der nach Absatz 2 erteilten 
Genehmigungen gelten für die Fortführung 
dieser Linien ausschließlich die Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes. 

§ 65 

Ruhende Genehmigungen 

Die nach dem Runderlaß des ehemaligen 
Reichsverkehrsministers vom 11. Dezember 
1939 — K 2/1.13 573 — (Reichsverkehrsblatt 
Ausgabe B S. 393) für „ruhend“ erklärt n 
Genehmigungen für den Linien- und Ge- 
legenheitsverkehr, die 

1. inzwischen durch Zeitablauf erloschen sind, 
aber nach dem Runderlaß des ehemaligen 
Reichs Verkehrsministers vom 15. Januar 
1944 — K 11.21069/43 — (Reichsverkehrs- 
blatt Ausgabe B S. 7) ihre rechtliche Gültig- 
keit bis auf weiteres beibehalten haben, 

2. durch Zeitablauf noch nicht erloschen sind, 
auf Grund deren Berechtigung aber der Be- 
trieb noch nicht wiederaufgenommen ist, 

verlieren mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ihre rechtliche Gültigkeit. 

§ 66 

Andere Gesetze 

(1) Durch dieses Gesetz werden die Vor- 
schriften 

1. des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) so- 
wie die auf Grund dieses Gesetzes erlasse- 
nen Vorschriften, 

2. des Gesetzes betreffend die Verbindlichkeit 
zum Schadenersatz für die bei dem Betriebe 
von Eisenbahnen, Bergwerken usw. herbei- 
geführten Tötungen und Körperverletzun- 
gen vom 7. Juni 1871 (Reichsgesetzbl. 
S. 207) in der Neufassung vom 15. August 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 489), 

3. des Gesetzes über die Haftpflicht der Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen für Sach- 
schäden vom 29. August 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 691) und 



4. das Gesetz über die Einführung der Pflicht- 
versicherung für Kraftfahrzeughalter und 
zur Änderung des Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen sowie des Ge- 
setzes über den Versicherungsvertrag vom 
7. November 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) 

nicht berührt, soweit sich nicht aus § 23 
Abs. 1 etwas anderes ergibt. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes über 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Be- 
triebs von Bahnunternehmen des öffentlichen 
Verkehrs vom 7. März 1934 (Reichsgesetzbl. II 

5. 91) in der Fassung des § 9 Abs. 4 des All- 
gemeinen Eisenbahngesetzes vom 29. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 225) sind auf 
Straßenbahnen und. auf Obusunternehmen 
mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, 
daß zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne 
des vorgenannten Gesetzes die von der ober- 
sten Landesverkehrsbehörde bestimmte Ge- 
nehmigungsbehörde ist, und daß, wenn eine 
Straßenbahn oder ein Obusunternehmen das 
Gebiet mehrerer Länder berührt, die von 
der obersten Landesverkehrsbehörde be- 
stimmte Genehmigungsbehörde ihre Ent- 
scheidung im Einvernehmen mit der von der 
obersten Landesverkehrsbehörde des mitbe- 
teiligten Landes bestimmten Genehmigungs- 
behörde trifft. 

(3) Als Kraftfahrzeuge sind beförderung- 
steuerrechtlich auch Obusse anzusehen. Die in 
§ 43 Abs. 1 und 2 genannten Verkehrsarten 
sind nicht Linienverkehr im Sinne des Be- 
förderungsteuerrechts. 

(4) Der Titel VII sowie die diesen Titel 
ergänzenden Vorschriften der Gewerbeord- 
nung gelten auch für Straßenbahnbetriebe. 
Vorschriften auf Grund des § 120 e Abs. 1 
der Gewerbeordnung, die sich auf Straßen- 
bahn-, Obus- und Kraftomnibusbetriebe be- 
ziehen, werden vom Bundesminister für Ver- 
kehr gemeinsam mit dem Bundesminister für 
Arbeit erlassen. Die Aufsicht über die Aus- 
führung der in den Sätzen 1 und 2 genann- 
ten Vorschriften üben die Aufsichtsbehörden 
nach § 55 dieses Gesetzes und die Gewerbe- 
aufsichtsbehörden aus. Der Bundesminister 
für Verkehr regelt gemeinsam mit dem Bun- 
desminister für Arbeit die Abgrenzung der 
Aufsichtsbefugnisse dieser Behörden durch all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften. 

(5) Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung gilt hinsichtlich des Be- 
schwerde- und Einspruchsverfahrens sowie 
hinsichtlich der verwaltungsgerichtlichen Klage 
folgendes*. 


1. Bescheide und Verfügungen der Genehmi- 
gungs- oder Aufsichtsbehörde sind auf An- 
trag in einem Verwaltungsbeschwerdever- 
fahren nachzuprüfen; wenn ausnahmsweise 
eine übergeordnete Beschwerdebehörde 
nicht besteht, tritt an die Stelle des Be- 
schwerdeverfahrens das Einspruchsverfah- 
ren. Entscheidungen im Verwaltungsbe- 
schwerde- oder Einspruchsverfahren, die 
die Interessen der Deutschen Bundespost 
oder der Deutschen Bundesbahn betreffen, 
bedürfen auf Antrag der Deutschen Bundes- 
post oder der Deutschen Bundesbahn der 
Zustimmung des Bundesministers für Ver- 
kehr. 

2. Der Antrag ist innerhalb von zwei Wo- 
chen nach Zusammenstellung bei derjenigen 
Behörde einzubringen und zu begründen, 
gegen deren Bescheide oder Verfügungen 
er sich richtet. Diese kann den Bescheid 
oder die Verfügung abändern oder auf- 
heben. Die Frist wird auch gewahrt, wenn 
der Antrag bei der Stelle, die die Nach- 
prüfung vorzunehmen hat, fristgemäß ein- 
gereicht wird. Die Entscheidung ist mit 
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

3. Gegen die Entscheidung in den Beschwerde- 
oder Einspruchsverfahren ist die Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren innerhalb einer 
Frist von einem Monat gegeben. 

§ 67 

Inkrafttreten, 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung, die §§ 48 und 49 zwei Monate 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 

(2) Mit diesem Tage treten entgegen- 
stehende Vorschriften außer Kraft. Hierzu 
gehören insbesondere: 

1. das Gesetz über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 4. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1217) in der Fassung 
des Gesetzes vom 6. Dezember 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1319), 

2. das Gesetz über das Inkrafttreten von 
Vorschriften des Gesetzes über die Be- 
förderung von Personen zu Lande vom 
16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I. S. 21), 

3. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 26. März 1935 
(Reichsgesetzbl, 1 S. 473), 

4. die „Erste Anordnung zum Gesetz zur 



Änderung des Gesetzes über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande“ vom 6. De- 
zember 1937 (Reichsverkehrsblatt Aus- 
gabe B S. 150), 

5. die Anordnung über „Geltungsbereich der 
Genehmigung für den Droschken- und 
Mietwagenverkehr“ vom 17. Mai 1935 
(Reichsverkehrsblatt Ausgabe B S. 65), 

6. die Anordnung über „Genehmigungen für 
den Gelegenheitsverkehr“ vom 26. Juni 
1935 (Reichsverkehrsblatt Ausgabe B 
S. 87), 

7. die Anordnung über „Reisebüros als 
Unternehmer von Gelegenheitsverkehr“ 
vom 16. November 1935 (Reichs verkehrs- 
blatt Ausgabe B S. 176), 

8. die Anordnung über „Bereithalten von 
Ausflugswagen“ vom 16. November 1935 
(Reichsverkehrsblatt Ausgabe B S. 183), 

9. die Anordnung über „Verwendung von 
Linienfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr“ 
vom 15. Februar 1936 (Reichsverkehrs- 
blatt Ausgabe B S. 33), 

10. die Anordnung über Erteilung einer 
„Einstweiligen Erlaubnis“ für den Linien- 
und Gelegenheitsverkehr vom 27. August 
1937 (Reichsverkehrsblatt Ausgabe B 

s ; 92)5 

11. die Anordnung über „Gelegenheitsver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen vom Auslande 
her“ vom 19. Januar 1937 (Reichsver- 
kehrsblatt Ausgabe B S. 8), 

12. die Anordnung über „Anzeigen der Deut- 
schen Reichspost und Deutschen Reichs- 
bahn wegen Einrichtung von Linienver- 
kehr“ vom 22. April 1941 (Reichsver- 
kehrsblatt Ausgabe B S. 63), 

13. die Anordnung über „Übertragung der 
aus der Genehmigung erwachsenden 
Rechte und Pflichten des Unternehmers 
auf einen anderen“ vom 5. Januar 1942 
(Reichsverkehrsblatt Ausgabe B S. 1), 

14. die Anordnung über „Vorschriften über 
die Beförderung von Personen zu Lande“ 
vom 28. Februar 1942 (Reichsverkehrs- 
blatt Ausgabe B S. 33), 

15. die Anordnung über „Vereinfachung des 
Anhörungsverfahrens nach §9DVPBefG“ 
vom 12. Dezember 1942 (Reichsverkehrs- 
blatt Ausgabe B S. 192), 

16. die Vereinbarungen zwischen dem Direk- 
tor der Verwaltung für Verkehr, dem Di- 
rektor der Verwaltung für das Post- und 
Fernmeldewesen, dem Präsidenten der 
Deutschen Reichsbahn und den Verkehrs- 


ministern (-Senatoren) der Länder des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes über den 
Omnibusverkehr der Deutschen Post vom 
15. Juni 1948 (Verkehrsblatt 1948 S. 35 
und 1949 S. 1) und der Deutschen Reichs- 
bahn vom 10. Dezember 1948 (Verkehrs- 
blatt 1949 S. 3) nebst dem Übereinkom- 
men vom 10. Dezember 1948 zur Durch- 
führung der Postvereinbarung (Verkehrs- 
blatt 1949 S. 1) und der zwischen den 
obersten Landesverkehrsbehörden der 
französischen Zone mit den Oberpost- 
direktionen und Eisenbahndirektionen der 
französischen Zone geschlossenen Verein- 
barungen über den Kraftomnibusverkehr 
der Deutschen Bundespost und der Deut- 
schen Bundesbahn vom 8. Januar 1952, 

17. die Verordnung zur Änderung der Zwei- 
ten Durchführungsverordnung zum Über- 
gangsgesetz zur Regelung der Gewerbe- 
freiheit vom 21. Juni 1949 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen S. 139), 

18. die Verordnung PR Nr. 45/52 über Fahr- 
preise für die Beförderung von Personen 
mit Straßenbahnen und im Linienverkehr 
mit Landfahrzeugen vom 16. Juni 1952 
(Bundesanzeiger Nr. 118 vom 21. Juni 

1952 S. 1). 

(3) Als Rechtsverordnungen gelten bis auf 
weiteres fort, soweit sie diesem Gesetz nicht 
widersprechen: 

1. die Verordnung über den Bau und Be- 
trieb der Straßenbahnen (BOStrab) vom 
13. November 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1247) in der Fassung vom 14. August 

1953 (Bundesgesetzbl. I S. 974) nebst den 
Ausführungsbestimmungen hierzu (AB 
BOStrab) vom 26. März 1938 (Deutscher 
Reichsanzeiger und Preußischer Staats- 
anzeiger Nr. 73 vom 28. März 1938 und 
Reichsverkehrsblatt Ausgabe B S. 59) mit 
der Maßgabe, daß § 45 der Verordnung 
folgende Fassung erhält: 

4 45 

Zuwiderhandlungen 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vor- 
schriften der §§ 41 bis 44 zuwiderhandelt. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(2) Die Vorschriften des § 63 Abs. 3 
bis 5 des Gesetzes über die Beförderung 

von Personen zu Lande vom 

(Bundesgesetzbl. I S ) sind anzu- 

wenden.“. 
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2. die Verordnung über die Bestätigung und 
Prüfung der Betriebsleiter von Straßen- 
bahnbetrieben vom 23. Dezember 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1590), 

3. die Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenver- 
kehr (BOKraft) vom 13. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 231) mit der Maß- 
gabe, daß § 91 folgende Fassung erhält: 

4 91 

Zuwiderhandlungen 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. den Vorschriften dieser Verordnung 
oder 

2. den auf Grund dieser Verordnung er- 
lassenen Rechtsvorschriften oder schrift- 
lichen Verfügungen, soweit diese aus- 
drücklich auf diese Vorschrift ver- 
weisen, 

zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(3) Sind Rechtsvorschriften oder schrift- 
liche Verfügung vor Inkrafttreten des 
Gesetzes über die Beförderung von Per- 


sonen zu Lande vom (Bun- 
desgesetzbl. IS ) erlassen worden, so 

bedarf es einer Verweisung nach Absatz 1 
Nr. 2 nicht. 

(4) Die Vorschriften des § 63 Abs. 3 
bis 5 des Gesetzes über die Beförderung 

von Personen zu Lande vom 

(Bundesgesetzbl. I S ) sind anzu- 

wenden. “, 

4. die Vorläufige Gebührenordnung für den 
Gelegenheitsverkehr vom 27. November 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 996), 

5. die Bestimmungen über Einführung ein- 
heitlicher Haltestellenzeichen für Straßen- 
bahnen und Kraftfahrlinien vom 19. Juli 
1939 (Rcichsverkehrsblatt Ausgabe B 
S. 253). 

§ 68 

Inkrafttreten im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 
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Begründung 


Allgemeines 

Die Bemühungen des Gesetzgebers, den ent- 
geltlichen Personenverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen entsprechend den Erfordernissen des 
Gesamtverkehrs und der Wirtschaft in das 
bestehende Verkehrssystem einzubeziehen, 
begannen bald nach dem ersten Weltkriege. 
Die Verordnung betreffend Kraftfahrzeug- 
linien vom 21. Januar 1919 (RGBl. S. 97) 
unterwarf die entgeltliche Beförderung von 
Personen oder Sachen mit Kraftfahrzeugen 
auf bestimmten, über die Grenzen eines Ge- 
meindebezirks hinausgehenden Strecken 
(Kraftfahrzeuglinien) einem Genehmigungs- 
zwang. Die Genehmigung durfte nur erteilt 
werden, wenn nach der Persönlichkeit des 
Unternehmers und nach der Beschaffenheit 
des Betriebs Gewähr für die Sicherheit und 
für seine Leistungsfähigkeit gegeben war und 
das Unternehmen den Öffentlichen Interessen 
des Verkehrs nicht zuwiderlief. Der Omnibus- 
verkehr innerhalb eines Gemeindebezirks 
unterlag weiterhin den Bestimmungen der 
Reichsgewerbeordnung. Das Gesetz über 
Kraftfahrlinien (Kraftfahrlinien-Gesetz) vom 
26. August 1925 (RGBl. I S. 319) brachte eine 
Verschärfung der Bestimmungen. Der Reichs- 
post wurde erstmals die Verpflichtung aufer- 
legt, die beabsichtigte Einrichtung einer 
Kraftfahrlinie mit vierwöchiger Frist der 
obersten Landesbehörde anzuzeigen. Kam 
eine Einigung nicht zustande, so entschied ein 
Schiedsgericht. Zur Durchführung dieses Ge- 
setzes wurde von der Reichsregierung am 
20. Oktober 1928 die Kraftfahrlinien- Verord- 
nung (RGBl. I S. 380) erlassen, die eingehende 
Begriffsbestimmungen und Vorschriften über 
das Genehmigungsverfahren enthielt. Um 
eine Entspannung des weiterbestehenden 
scharfen Wettbewerbs herbeizuführen, schloß 
im Jahre 1927 der damalige Verein deutscher 
Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privat- 
Eisenbahnen ein Abkommen mit der Reichs- 
post, das jedoch nur von kurzer Dauer war. 
Im Jahre 1929 schlossen Reichspost und 
Reichsbahn einen Vertrag mit dem Ziel, „die 
Zersplitterung des Verkehrs der öffentl’chen 
Hand einzuschränken und diesen Verkehr in 
enger Zusammenarbeit wirtschaftlicher zu ge- 
stalten“. Die fortschreitende Motorisierung, 
der Wettbewerb zwischen Kraftfahrzeug und 
Schiene im Personen- und Güterverkehr 
führte wenige Jahre später zu einer Neurege- 


lung der gesetzlichen Vorschriften durch die 
Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und 
zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen 
vom 6. Oktober 1931, FünfterTeil KapitelV 
(RGBL I S. 558), deren Zweck es war, den 
unbilligen Wettbewerb im Straßenpersonen- 
verkehr zu unterbinden. Die Verordnung be- 
stimmte u. a., daß dem Reichsverkehrsmini- 
ster die Beschwerdeentscheidung oblag, wenn 
ein Widerspruch eines öffentlichen Verkehrs- 
betriebes damit begründet war, daß die be- 
antragte Kraftfahrzeuglinie den öffentlichen 
Interessen zuwiderliefe. Auch dieser weit- 
gehenden einheitlichen reichsrechtlichen Re- 
gelung blieb der Erfolg im wesentlichen ver- 
sagt, so daß schließlich das Gesetz über die 
Beförderung von Personen zu Lande vom 

4. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1217) — irn 
nachfolgenden „Gesetz 1934“ genannt — und 
die Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die Beförderung von Personen zu 
Lande vom 26. März 1935 (RGBl. I S. 472) 
— im nachfolgenden „DVO 1935“ genannt — 
erlassen wurden. Durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande vom 6. Dezember 1937 
(RGBl. I S. 1319) — im nachfolgenden „Än- 
derungsgesetz“ genannt — wurden einzelne 
Bestimmungen des Gesetzes 1934 den geän- 
derten wirtschaftlichen Verhältnissen ange- 
paßt. Die durch das Änderungsgesetz be- 
schlossene Neufassung des § 2 Nr. 2 und des 
§ 4 des Gesetzes 1934 ist erst durch das Ge- 
setz über das Inkrafttreten von Vorschriften 
des Gesetzes über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 16. Januar 1952 (BGBl. I 

5. 21) in Kraft gesetzt worden. Das Gesetz 
1934 faßte erstmalig die Bestimmungen über 
die Straßenbahnen, die bis dahin dem Landes- 
recht unterworfen waren, und über die ge- 
werbliche Personenbeförderung im Linien- 
und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen und Fuhrwerken zusammen. Die Reichs- 
post wurde mit ihrem Kraftfahrzeugverkehr 
dem Gesetz ausdrücklich unterstellt, behielt 
jedoch ihre bisherige Sonderstellung im we- 
sentlichen bei. Auch nach diesem Gesetz hat 
sie die Einrichtung von Linienverkehr der 
höheren Verwaltungsbehörde, ferner aber 
auch der Reichsbahn, 4 Wochen vorher anzu- 
zeigen; ihre Betätigung im Gelegenheitsver- 
kehr wurde wesentlich eingeschränkt. In An- 
gleichung an die Sonderstellung der Reichs- 
post regelt das Gesetz die Personenbeförde- 
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rung mit Kraftfahrzeugen durch -die Reichs- 
bahn. 

Das Gesetz 1934 mit seinen Änderungen, das 
gemäß Art. 123, 125 GG als Bundesrecht 
fortgilt, hat sich grundsätzlich bewährt und 
anderen europäischen Staaten in ihrer Ge- 


setzgebung als Vorbild gedient. Die stürmische 
Entwicklung des Kraftfahrzeugverkehrs vor 
und nach dem zweiten Weltkriege hat sich 
naturgemäß auch auf den gewerblichen Per- 
sonenverkehr mit Kraftfahrzeugen ausge- 
wirkt. Folgende Vergleichszahlen geben hier- 
über Aufschluß: 


Gesamtbestand an Kraftomni- 
bussen der 

(jeweils am Ende des Jahres) 

im Reichs- 
gebiet 
1937 

irr 

1937 

i Bundesgeb 

1950 

iet 

1952 

a) kommunalen und gemischt- 
wirtschaftlichen Betriebe 

3 742 

j- 7 00Q ;: ') 

2 738 

3 628 

b) privaten Unternehmen 

7 357 


8 245 

9 651 

c) Deutschen (Reichs-) Bundes- 
post 

3 821 

2 461 

3 131 

3 745**) 

d) Deutschen (Reichs-) Bundes- 
bahn 

129 

86 

829 

1 348***) 

Insgesamt: 

15 049 

9 547 

14 943 

18 372 


Die Statistik weist diese Zahlen nur 
in einer Summe nach. 

**) davon angemictet: 640 
***) davon angemietet: 438 


Länge der Linien in km 

im Reichs- 

1 im Bundesgebiet 

gebiet 

1937 




(jeweils am Ende des Jahres) 

1937 

1950 

1952 

a) kommunale und gemischt- 

1 

J- 37 681*) 


17 256 

20 224 

wirtschaftliche Betriebe 

24 207*) 



b) private Unternehmen 

1 


119 864 

116 136 

c) Deutsche (Reichs-) Bundes- 

48 977 

32 901 

35 972 

42 789 

post 





d) Deutsche (Reichs-) Bundes- 

4 506 

2 792 

21 441 

33 689 

bahn 





Insgesamt: 

91 164 

59 900 

194 533 

212 838 


*) Die Statistik weist diese Zahlen für die beiden Verkehrsträger nur in einer Summe nach. 
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Anzahl der 
beförderten 
Personen 

im Reichs- 
gebiet 

im Linien verkehr 

im Bundesge 

biet 

in 1000 

1937 

1937 

1950 

1952 

a) kommunale 
u. gemischt- 
wirtschaft- 
liche Betriebe 

461 399*) 

174 410*) 

424 421 

601 147 

b) private Un- 
ternehmer 



206 558 

244 690 

c) Deutsche 
(Reichs-) 
Bundespost 

82 317 

45 058 

133 901 

205 469 

d) Deutsche 
(Reichs-) 
Bundesbahn 

2 389 

2 058 

35 637 

103 443 

Insgesamt 

546 105 

221 526 

800 517 

1 154 749 


im Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen 

im . im Bundesgebiet 

Reichs- 

gebiet 

1937 1937 1950 1952 



3 026 3 771 

16 721 27 155 

744 1 320 

604 1 636 

21 095 33 882 


Die Statistik weist diese Zahlen für die beiden Verkehrstr atrer nur in einer Summe nach. 


Nach den bisher vorliegenden statistischen Unterlagen be 
Lassen im Jahre 1953 gegenüber 1952 rd. 12 v. H. 

Zahlreiche Fragen, die man glaubte, mit dem 
Gesetz 1934 weithin zufriedenstellend gere- 
gelt zu haben, zeigen sich heute in einem an- 
deren Lichte und verlangen eine dem jetzigen 
Stande des Verkehrs entsprechende Regelung. 
Der Verkehr, der einer ständigen Dynamik 
unterliegt, und das Verhältnis Schiene/Straße 
haben Tatbestände geschaffen, denen das Ge- 
setz 1934 nicht mehr gerecht zu werden ver- 
mag. Schließlich haben auch die politischen 
Verhältnisse, die Stellung der Länder im Ver- 
hältnis zum Bund und die allgemeine Ein- 
führung der Verwaltungsgerichtsbarkeit die 
Änderung mancher Bestimmungen des Ge- 
setzes 1934 wünschenswert gemacht. So ist 
der Ruf nach einer Neuregelung des gelten- 
den Rechts von allen interessierten Kreisen 
immer lauter geworden. 

Es ist auch nicht zu übersehen, daß das gel- 
tende Recht bereits eine gewisse Modifizie- 
rung — abgesehen von den inzwischen auf- 
gehobenen besatzungsrechtlichen Bestimmun- 
gen — erhalten hat. Bundespost und 
Bundesbahn haben für den Bereich des da- 
maligen Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf 
Ausübung gewisser, ihnen durch das Gesetz 
1934 eingeräumter Vorrechte in den Verein- 
barungen über den Omnibusverkehr der 


trägt die Zunahme im Linienverkehr mit lvraftomni- 

Deutschen Post vom 15. Juni 1948 (VkBl. 
1948 S. 35 und VkBl. 1949 S. 1) und über 
den Omnibusverkehr der Deutschen Reichs- 
bahn vom 10. Dezember 1948 (VkBl. 1949 
S. 3) nicht mehr bestanden. Zwar bedürfen 
beide staatlichen Verkehrsverwaltungen for- 
mell keiner Genehmigung, vielmehr ist nur 
eine Anzeige über die Einrichtung eines be- 
absichtigten Linienverkehrs nach § 27 des 
Gesetzes 1934 in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes in Verbindung mit § 36 DVO 1935 
erforderlich. Durch die vorgenannten Ver- 
einbarungen ist aber gesichert, daß das Anhö- 
rungs- und Widerspruchsverfahren in der 
gleichen Weise durchgeführt wird wie bei den 
übrigen Unternehmern und daß beide staat- 
lichen Verkehrsverwaltungen Linien- oder 
Gelegenheitsverkehr nur betreiben, einrich- 
ten, ändern oder einstellen dürfen, wenn die 
oberste Landesverkehrsbehörde ihr Einver- 
ständnis hierzu gibt. Über Streitfälle, wenn 
etwa die oberste Landesverkehrsbehörde nicht 
einwilligt, entscheidet ein Schiedsgericht, dem 
der Bundesminister für Verkehr als Vorsit- 
zender, die beteiligte oberste Landesverkehrs- 
behörde und der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen bzw. der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn angehören. 
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Als Gutachter nehmen Vertreter der zustän- 
digen Fachverbände, nämlich des Verbandes 
öffentlicher Verkehrsbetriebe, der Arbeits- 
gemeinschaft Personenverkehr oder des Ver- 
bandes Deutscher Nichtbundeseigener Eisen- 
bahnen, an dem Schiedsgericht teil. Mit der 
rechtlichen Bedeutung dieser Vereinbarungen 
haben sich bereits die Verwaltungsgerichte be- 
faßt. Danach handelt es sich bei diesen Ver- 
einbarungen nicht um eine objektive Rechts- 
norm; sie sind lediglich als öffentlich-recht- 
liche Verträge anzusehen. In der französisch 
besetzten Zone sind nach Aufhebung der ein- 
schlägigen Bestimmungen des Besatzungsrechts 
ähnliche Vereinbarungen zwischen den Län- 
dern und den Oberpostdirektionen und 
Eisenbahndirektionen getroffen worden. 

Da die Regelung, Vorschriften für die Be- 
förderung von Personen mit Straßenbahnen 
und mit Kraftfahrzeugen in einem Gesetz zu- 
sammenzufassen, sich bewährt hat, hält der 
Entwurf hieran fest. Die Entwicklung nach 
1934 hat durch die Ai c nahme des Obusver- 
kehrs als Grenzfall zwischen Straßenbahn und 
Kraftfahrzeug die Richtigkeit der Maßnah- 
men des Gesetzgebers bestätigt. Die Verflech- 
tung von Straßenbahn, Obus und Kraftomni- 
bus im Orts- und Nachbarortsverkehr schrei- 
tet weiter fort. Der Entwurf enthält deshalb 
auch die Vorschriften über den Verkehr mit 
Oberleitungsomnibussen (jetzt Obusse ge- 
nannt), die sich bisher nur in der Verordnung 
über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr (BOKraft) vom 13. Fe- 
bruar 1939 (RGBl. I S. 231) und in einzelnen 
Erlassen des Reichsverkehrsministers befinden. 
Mit Rücksicht auf die nur örtliche und ge- 
ringe Bedeutung der gewerblichen Beförde- 
rung von Personen mit Landfahrzeugen, die 
durch die Kraft von Tieren bewegt werden, 
§ 1 des Gesetzes 1934, sieht der Entwurf von 
einer bundesrechtlichen Regelung dieser Ma- 
terie ab. 

Materiell geht der Entwurf von einer Gleich- 
stellung der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn mit den kommunalen 
und gemischtwirtschaftlichen Unternehmen 
sowie mit dem privaten Gewerbe aus. Unter 
Berücksichtigung des Art. 87 Abs. 1 Satz 1 
GG sieht der Entwurf die Zuständigkeit des 
Bundesministers für Verkehr für die Ertei- 
lung von Genehmigungen im Linien- und Ge- 
legenheitsverkehr der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn sowie eine 
Möglichkeit der Einflußnahme durch den 
Bundesminister für Verkehr in Angelegen- 


heiten der beiden Bundesverwaltungen vor. 
Bei der Erteilung von Genehmigungen be- 
darf der Bundesminister für Verkehr in die- 
sen Fällen jedoch des Einvernehmens der Län- 
der. Die Begriffsbestimmung für Straßen- 
bahnen ist neu gefaßt, für Obusse wird eine 
neue Begriffsbestimmung geprägt. Um beste- 
hende Rcchtszweifel zu beseitigen, werden 
gewisse Sonderformen des Linienverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen geschaffen. Die Formen des 
Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen 
sind um die Gesellschaftsreisen erweitert und 
durch eine neue Formulierung für Ausflugs- 
fahrten ergänzt. Die Tatsache des in den letz- 
ten Jahren erheblich angewachsenen Auslands- 
verkehrs findet im Entwurf ebenfalls ihren 
Niederschlag. Die vorstehend genannten Zah- 
len lassen erkennen, wie notwendig ein Aus- 
gleich der Interessen der verschiedenen Ver- 
kehrsträger (Deutsche Bundespost und Deut- 
sche Bundesbahn, kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmen, private Unter- 
nehmen) ist. Dieser Notwendigkeit soll § 8 
des Entwurfs Rechnung tragen. Im Ausland 
ist dieser Ausgleich zum Teil ebenfalls in den 
jeweiligen Verkehrsgesetzen selbst verankert 
(z. B. Italien). 

Formell bringt der Entwurf eine Anpassung 
an die durch das Grundgesetz geschaffenen 
staatsrechtlichen Verhältnisse und an die all- 
gemeine Einführung der Verwaltungsgerichts- 
barkeit sowie an das Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 25. März 1952 (BGBl. I 
S. 177). Die umfangreiche DVO 1935, die 
zahlreiche materiell-rechtliche Bestimmungen 
enthielt, ist unter Angleichung an die gege- 
benen Notwendigkeiten ebenso in den Ent- 
wurf eingearbeitet wie zahlreiche Einzelan- 
ordnungen und Erlasse des Reichsverkehrs- 
ministers und des Direktors der Verwaltung 
für Verkehr. 

Im einzelnen 

I. Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 (Sachlicher Geltungsbereich) 

Die Vorschrift enthalt erschöpfende Angaben 
über den sachlichen Geltungsbereich des Ge- 
setzentwurfs. In Anlehnung an die Gesetz- 
gebung des Auslandes und an die dem Ge- 
setz 1934 vorausgegangenen Regelungen wie 
auch unter Berücksichtigung der Schwierig- 
keiten, die bei Anwendung der üblichen Be- 
griffsbestimmung der Gewerbsmäßigkeit ent- 
stehen, wird in dem Entwurf die Anwendung 
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der Vorschriften des Gesetzes nicht mehr von 
einer „Gcwerbsmäßigkcit der Beförderung“, 
sondern davon abhängig gemacht, daß „eine 
Beförderung nachhaltig gegen Entgelt ausge- 
übt“ wird. Durch das Wort nachhaltig soll 
zum Ausdruck gebracht werden, daß die Be- 
förderungstätigkeit mit der Absicht ausgeübt 
wird, sie jederzeit bei sich bietender Gelegen- 
heit gegen Entgelt zu wiederholen. Demge- 
genüber sollen entgeltliche Beförderungen, 
bei denen ein solcher Wille und eine solche 
Absicht nicht angenommen werden können, 
nicht vom Gesetz betroffen werden, z. B. bei 
besonderer Gelegenheit ausgeführte Fahrten, 
bei denen gegen anteilige Bezahlung Bekannte 
des Fahrzeughalters auf der Fahrt mitgenom- 
men werden. In diesem Sinne ist eine nach- 
haltig gegen Entgelt ausgeübte Beförderung 
nach dem Gesetz zu verstehen. 

In Übereinstimmung mit der bisherigen (auch 
in mehreren Erlassen des ehemaligen Reichs- 
verkehrsministers niedergelegten) Auffassung 
müssen jedoch auch die Beförderungsfälle un- 
ter das Gesetz eingereiht werden, bei denen 
das Entgelt nur mittelbar erstrebt wird. Der 
Satz 2 des Absatzes 1 gibt dieser Auffassung 
Ausdruck. Durch ihn werden Beförderungen 
erfaßt, die z. B. von Hotels, Gastwirten, Spiel- 
kasinos oder Fluggesellschaften durchgeführt 
werden. 

Um jeden Zweifel über den sachlichen Gel- 
tungsbereich des Gesetzes auszuschließen, ist 
der Absatz 2 in den § 1 aufgenommen wor- 
den. Es ist also ohne Belang, ob eine entgelt- 
liche Beförderung von der öffentlichen Hand 
oder von gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dienenden Einrichtungen sowie von 
einer Personenvereinigung nur gegenüber 
ihren Mitgliedern ausgeübt wird. Damit ist 
klargestellt, daß auch Beförderungen durch 
Krankenkassen, Heilanstalten und das Deut- 
sche Rote Kreuz unter das Gesetz fallen, wo- 
bei allgemein Befreiungen von den Vorschrif- 
ten des Gesetzes durch die Ermächtigung des 
§ 59 Abs. 1 Nr. 1 möglich sind. 

Absatz 3 entspricht dem § 1 Abs. 2 des Ge- 
setzes 1934. Die Landkraftposten waren auch 
den früheren Gesetzen nicht unterworfen, 
weil diese Nebentätigkeit der Postverwaltung 
ausschließlich an die Postsachenbeförderung 
geknüpft ist. 

Einer Hervorhebung, daß das Gesetz auch für 
die Beförderung von Personen mit Kraftfahr- 
zeugen durch die Deutsche Bundespost und 
Deutsche Bundesbahn gilt, bedarf es im Ge- 
gensatz zu der Fassung des bisherigen § 1 


des Gesetzes 1934 im Hinblick auf die neue 
Umgrenzung des sachlichen Geltungsbereichs 
nicht mehr. 

Zu § 2 (Genehmigungspflicht) 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem § 2 
des Gesetzes 1934. 

Absatz 2 ist den bisherigen Bestimmungen 
in § 5 des Gesetzes 1934, der den Umfang 
der Genehmigung festlegte, entnommen und 
an diese Stelle gesetzt worden, um in diesem 
Zusammenhang für jede Erweiterung und 
wesentliche Änderung des Unternehmens die 
Genehmigungspflicht ausdrücklich festzuset- 
zen. In § 9 des Entwurfs, der nunmehr die 
Bestimmungen über den „Umfang der Ge- 
nehmigung“ enthält, werden über die Geneh- 
migungspflicht bei Erweiterungen oder we- 
sentlichen Änderungen des Unternehmens im 
einzelnen Bestimmungen getroffen. 

In den Absätzen 3 und 4 werden einzelne 
Verkehrsvorgänge von der Genehmigungs- 
pflicht gesetzlich freigestellt. Die im Absatz 3 
aufgeführten Verkehrsvorgänge innerhalb des 
Betriebes waren schon bisher durch den Er- 
laß des ehemaligen Reichsverkehrsministers 
vom 15. Februar 1939 (RVkBl. B S. 72) von 
der Genehmigungspflicht ausgenommen. Neu 
ist die Freistellung solcher regelmäßiger Fahr- 
ten von der Genehmigungspflicht, mit denen 
der Arbeitgeber seine Werktätigen in betriebs- 
eigenen Kraftfahrzeugen zwischen Wohnung 
und Arbeitsstelle befördert (Absatz 4); diese 
Beförderungen waren durch den obengenann- 
ten Erlaß des ehemaligen Reichsverkehrs- 
ministers vom 15. Februar 1939 vielmehr 
ausdrücklich als gewerbsmäßig und genehmi- 
gungspflichtig erklärt worden. Freigestelit 
waren nach diesem Runderlaß nur Arbeiter- 
beförderungen, die im Zusammenhang mit 
Arbeitsvorhaben zwischen gemeinsamen Un- 
terkünften der Arbeiter und ihrer Arbeits- 
stelle mit betriebseigenen Kraftfahrzeugen 
durchgeführt werden. Nicht übernommen 
wurde dagegen die im o. a. Erlaß vom 15. Fe- 
bruar 1939 vorgesehene Freistellung von der 
Genehmigungspflicht bei unentgeltlichen Be- 
förderungen von Betriebsangehörigen mit 
werkeigenen Fahrzeugen zu Betriebsausflügen 
und Fahrten zum Zwecke der Freizeitgestal- 
tung und zur Erholung. 

Um einer nachhaltigen Beeinträchtigung der 
öffentlichen Verkehrsinteressen (§ 13) durch 
die Freistellung von Verkehrsvorgängen nach 
Absatz 4 vorzubeugen, ist im Absatz 5 die 
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Bestimmung getroffen, daß die Genehmi- 
gungsbehörde Bedingungen und Auflagen 
festsetzen oder die Beförderung allgemein 
untersagen kann, wenn die öffentlichen Ver- 
kehrsinteressen nachhaltig beeinträchtigt wer- 
den. Jedoch soll dies nur dann geschehen, 
wenn die freigestellten Beförderungen mit 
werkeigenen Kraftomnibussen ausgeführt 
werden, damit die individuelle regelmäßige 
Beförderung einzelner Betriebsangehöriger, 
z. B. zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 
nicht betroffen wird. 

Die Befreiungen von der Genehmigungspflicht 
berühren nidit die Unterstellung dieser Be- 
förderungsvorgänge unter das Gesetz nach 
der Abgrenzung seines sachlichen Geltungsbe- 
reichs durch § 1. Deswegen wird auch auf die 
freigestellten Beförderungsfälle die nach § 58 
des Entwurfs zu erlassende Rechtsverordnung 
über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr insoweit Anwendung 
finden, als es durch die Interessen der öffent- 
lichen Sicherheit geboten ist (§ 58 Abs. 2). Zu 
diesem Zweck wird in dieser Rechtsverord- 
nung vorgeschrieben werden, daß die nach 
Absatz 4 freigestellten Beförderungsfälle der 
Aufsichtsbehörde angezeigt werden müssen. 

Beförderungen des Arbeitgebers, die nidit den 
im Absatz 4 genannten Voraussetzungen ent- 
sprechen, namentlich also solche Beförderun- 
gen, 

a) die nidit ausschließlich für die Werktäti- 
gen seines Betriebes bestimmt sind oder 

b) die nicht in betriebseigenen Kraftfahr- 
zeugen durchgeführt werden oder 

c) für die der Arbeitgeber von den Beför- 
derten ein Entgelt erhebt, 

sind genehmigungspflichtig; auf diese ist dann 
auch die Vorschrift des § 43 des Entwurfs 
für die dort vorgesehenen Fälle anzuwenden. 

Absatz 6 übernimmt im wesentlichen einen 
Runderlaß des Direktors der Verwaltung für 
Verkehr vom 9. Juni 1949 (VkBl. S. 65). Er- 
läuternd sei bemerkt, daß z. B. gewerkschaft- 
liche Streiks nicht als Betriebsstörungen anzu- 
sehen sind. Unberührt bleibt die Meldepflicht 
der Unternehmer, in deren Betrieb die Stö- 
rung eintritt, nach den Vorschriften der 
BOStrab (Straßenbahnen) und der BOKraft 
(Obusse). 

Zu § 3 (Unternehmer und Unternehmen) 

Absatz 1: Der Grundsatz, daß die Genehmi- 
gung dem Unternehmer nur für seine Person 


erteilt wird, ist auch im § 10 des Gesetzes 1934 
enthalten. Dagegen ließ § 5 Nr. 2 des Geset- 
zes 1934 die Übertragung der aus der Geneh- 
migung erwachsenden Rechte und Pflichten 
(d. h. eine Abtretung der Konzession), § 5 
Nr. 3 die Übertragung (lediglich) des Be- 
triebs auf einen anderen zu. § 4 der DVO 
1935 bestimmt, daß in solchen Fällen die 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
auf die Zuverlässigkeit des Antragstellers und 
die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des Be- 
triebes zu beschränken ist. Allerdings hatte 
der frühere Reichsverkehrsminister durch 
Runderlaß vom 5. Januar 1942 (RVkBl. B 
S. 1) § 4 der DVO 1935 außer Kraft gesetzt. 
Demgegenüber bestimmt der Entwurf, daß 
die Genehmigung grundsätzlich nicht über- 
tragbar ist. Die staatliche Konzession (Ge- 
nehmigung) darf nicht, wie es vielfach nicht 
nur im Omnibusgewerbe, sondern auch im 
Kraftdroschkengewerbe geschieht, als Han- 
delsobjekt dienen. Beim Freiwerden von Ge- 
nehmigungen ist nach den Grundsätzen des 
§ 8 des Entwurfs zu verfahren, dabei ist ins- 
besondere auch den Interessen der Verkehrs- 
träger, die durch Kriegs- oder Nachkriegs- 
maßnahmen benachteiligt worden sind, Rech- 
nung zu tragen. Dies gilt sinngemäß auch 
beim Freiwerden solcher Genehmigungen, die 
aus kriegsbedingten Gründen ohne gehörige 
Beachtung der Bestimmung des §11 Abs. 2 
Nr. 2 DVO 1935 erteilt worden sind. 

Absatz 2 des Entwurfs lehnt sich an die im 
Schrifttum und in der Rechtsprechung ver- 
tretene Auslegung des Unternehmerbegriffs 
(Müller „Straßenverkehrsrecht“ 17. Auflage 
S. 902, Anm. 1; Hein „Gesetz über die Be- 
förderung von Personen zu Lande“ vom 
4. Dezember 1934 S. 34 und die dort zitier- 
ten Entscheidungen des OLG Kiel vom 
10. August 1927 und 6. Februar 1929) an. 
„Im eigenen Namen“ betreibt ein Unterneh- 
men, wer nach außen hin als Inhaber des Un- 
ternehmens auftritt. „Für eigene Rechnung“ 
bedeutet, daß dem Unternehmer Lasten und 
Nutzungen des Unternehmens, wenn nicht 
ganz, so doch mindestens zu einem erheb- 
lichen Teil zufallen. „In eigener Verantwor- 
tung“ bedeutet, daß der Unternehmer der 
Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde gegen- 
über nach Maßgabe des Gesetzes, der dazu 
erlassenen Ausführungsbestimmungen und der 
durch die Genehmigung auferlegten sonstigen 
Verpflichtungen die Verantwortung für die 
ordnungsmäßige Durchführung des Betriebs 
trägt, unbeschadet seiner Haftung als Unter- 
nehmer für die Beförderungsteuer nach dem 
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Beförderungsteuerrecht und unbeschadet der 
Haftpflicht und Verantwortlichkeit als Kraft- 
fahrzeughalter und -fahrer. 

Von dem Grundsatz der Unternehmermerk- 
male können jedoch Ausnahmen gemacht 
werden. Damit wird den in der Praxis vor- 
kommenden Fällen, daß Straßenbahn-Kon- 
zessionäre den Betrieb großen Betriebsunter- 
nehmungen übergeben haben, Rechnung ge- 
tragen. Solche Ausnahmen können auch bei 
Obus- und Omnibusunternehmern in Einzel- 
fällen notwendig werden. Hinsichtlich der 
Reisebüros wird auf § 48 Abs. 6 des Entwurfs 
verwiesen. 

Absatz 3: Die Definition ist notwendig, um 
die nach dem bisherigen Sprachgebrauch auf- 
getretenen Unklarheiten über die Bezeichnun- 
gen Unternehmer und Unternehmen, wie sie 
im Gesetz und den Durchführungsbestim- 
mungen, insbesondere der BOKraft, verwen- 
det werden, in Zukunft zu beseitigen. 

Zu § 4 (Straßenbahnen, Obusse, Kraftfahr- 
zeuge) 

Die bisherigen Begriffsbestimmungen sind für 
Straßenbahnen in § 3 des Gesetzes 1934, für 
Obusse in § 1 der BOKraft und für Kraft- 
fahrzeuge in § 2 der DVO 1935 enthalten. 

Der Begriff der Straßenbahnen ist neu ge- 
faßt worden. Auf Grund der seitherigen Er- 
fahrungen soll bei der Beurteilung, ob eine 
Schienenbahn als Eisenbahn oder als Straßen- 
bahn anzusehen ist, entscheidend sein, ob die 
Merkmale der Bau- und Betriebsweise einer 
Straßenbahn diejenigen Merkmale überwie- 
gen, die für eine Einreihung als Eisenbahn im 
Sinne des Allgemeinen Eisenbahngesetzes spre- 
chen. Dabei ist es unerheblich, ob eine Stra- 
ßenbahn innerhalb des Verkehrsraumes einer 
öffentlichen Straße fährt und somit vom all- 
gemeinen Straßenverkehr nicht getrennt wer- 
den kann, oder ob sie außerhalb oder inner- 
halb dieses Verkehrsraumes auf besonderem 
Bahnkörper fährt oder eine Straßenbahn den 
besonderen Bahnkörper einer Eisenbahn strek- 
kenweise mitbenutzt. Die Bestimmung, daß 
die Straßenbahnen ausschließlich oder über- 
wiegend der Beförderung von Personen im 
Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen, 
lehnt sich an § 3 des Gesetzes 1934 an. Zum 
„Nachbarschaftsbereich“ gehören neben den 
Nachbarorten auch Siedlungen, Arbeitsstät- 
ten usw., auch wenn sie nicht mehr zum Nach- 
barort gehören. Der Begriff schließt auch 
solche Orte ein, die nicht unmittelbar mit 


ihrer Gemeindemarkung aneinander grenzen, 
aber in einem weiteren Sinne einander be- 
nachbart sind. 

Die Obusse haben nunmehr durch Absatz 3 
eine eigene Begriffsbestimmung im Gesetz 
selbst erhalten. Der Verkehr mit Obussen 
(vgl. Allgemeine Begründung) wird im Ge- 
setz nicht mehr als Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen behandelt, sondern als eine eigene 
Verkehrsart mit Sonderbestimmungen (§41 
des Entwurfs). Der Eigenart dieses Verkehrs- 
mittels, dessen Betrieb bisher unter die Be- 
stimmungen der BOKraft fiel, sollen deshalb 
künftig auch eigene Vorschriften über „Bau 
und Betrieb von Obussen — BO Obus“ ge- 
recht werden. Die Obusse bleiben jedoch im 
Sinne des § 1 Abs. 2 des Straßenverkehrsge- 
setzes vom 19. Dezember 1952 (BGBL 1 
S. 837) und der beförderungsteuerrechtlichen 
Vorschriften weiterhin Kraftfahrzeuge (vgl. 
§ 66 Abs. 3). Die Haftung für Personen- und 
Sachschäden ergibt sich auch weiterhin aus 
den für den Kraftfahrzeugverkehr maßge- 
benden Vorschriften. Die Definition für 
Obusse in § 4 Abs. 3 des Entwurfs stimmt 
inhaltlich mit der in der Genfer Weltkon- 
vention über den Straßenverkehr vom 
19. September 1949 gewählten Begriffsbe- 
stimmung überein. Verwiesen wird auch auf 
die Schweizer Gesetzgebung. 

Absatz 4 übernimmt im wesentlichen die De- 
finition aus §2 der DVO 1935. Aus verkehrs- 
wirtschaftlichen Erwägungen ist jedoch die 
Sitzplatzzahl bei Personenkraftwagen von 8 
auf 7 herabgesetzt worden. 

Zu § 5 (Landkraftposten) 

Die Vorschrift stimmt im wesentlichen mit 
§ 2 Abs. 5 der DVO 1935 überein. Die Er- 
höhung der Nutzlast von 1,5 t auf 1,75 t ist 
durch eine Konstruktionsänderung des von 
der Deutschen Bundespost verwendeten Fa- 
brikats bedingt. 

Zu § 6 (Verbot der Umgehung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes, Mitfahrer- 
vermittlung) 

Absatz 1 lehnt sich an § 6 des Gesetzes 1934 
an. 

Absatz 2 soll verhindern, daß durch entgelt- 
lich oder geschäftsmäßig betriebene Vermitt- 
lung von Beförderungen eine Gefährdung der 
Verkehrssicherheit, eine unzumutbare Schä- 
digung der Verkehrsträger und schließlich 
auch eine unkontrollierbare Vorenthaltung 
von Beförderungsteuer eintritt. 
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Zu § 7 (Beförderung von Personen auf Last- 
kraftwagen und auf Anhängern) 

Das Verbot des Absatzes 1 schließt die von 
diesem Gesetz erfaßte Beförderung von Per- 
sonen auf Lastkraftwagen oder Lastwagen- 
anhängern, sowie auf Anhängern hinter Zug- 
maschinen künftig aus; Genehmigungen 
(§§ 2 und 9) für solche Beförderungen dürfen 
also nicht erteilt werden. Das Verbot ist 
schon aus Gründen der Verkehrssicherheit 
für die Fahrgäste notwendig. In diesem Zu- 
sammenhang wird auch auf das Gesetz zur 
Sicherung des Straßenverkehrs vom 19. De- 
zember 1952 (BGBl. I S. 832) verwiesen. Für 
Beförderungsfälle, die diesem Gesetz nicht 
unterliegen, bleibt § 34 StVO unberührt. 

In enger Anlehnung an § 23 Abs. 1 StVZO 
bestimmt der Entwurf die Grenzen, in denen 
Kombinationskraftwagen zur Personenbeför- 
derung im Sinne dieses Gesetzes verwendet 
werden dürfen. Aber auch im Rahmen dieser 
Grenzen wird die Verwendung von Kombi- 
nationskraftwagen keine große Bedeutung ge- 
winnen können, weil für Genehmigungen 
nach diesem Gesetz in erster Linie solche Be- 
werber in Frage kommen, die in der ihnen zu 
genehmigenden Personenbeförderung Beruf 
und Lebensaufgabe sehen, und demgegenüber 
solche Bewerber ausscheiden, die die Perso- 
nenbeförderung nur nebenberuflich (Ge- 
schäftsleute, Handwerker u. dgl.) und berufs- 
fremd ausüben wollen. 

Künftig ist im Gelegenheitsverkehr die Ver- 
wendung von Anhängern verboten (Absatz 2). 
Das in einigen Ländern der Bundesrepublik 
praktisch schon gehandhabte Verbot ent- 
spricht überwiegend den Geboten der Ver- 
kehrssicherheit für die Fahrgäste, weil der Ge- 
legenheitsverkehr in der Regel auf wechseln- 
den, dem Fahrer meistens nicht ganz vertrau- 
ten, oft schwierigen Straßen und Strecken 
durchgeführt wird und in bergigem Gelände 
das Mitführen von Anhängern für die Fahr- 
gäste besondere Gefahren mit sich bringt. 
Diese Bestimmung findet ihre Parallele in 
der ausländischen Gesetzgebung. Die bisheri- 
gen Genehmigungen laufen nach § 64 des 
Entwurfs aus. 

Die für das Verwendungsverbot von Anhän- 
gern im Gelegenheitsverkehr maßgeblichen 
Gründe können auch im Linienverkehr vor- 
liegen. Für diese Fälle ist der Genehmigungs- 
behörde die Möglichkeit gegeben, das Mit- 
führen von Anhängern zu untersagen. 


Zu § 8 (Ausgleich der Verkehrsinteressen) 

Absatz 1 lehnt sich an § 8 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes vom 29. März 1951 
(BGBl. I S. 225), sowie an § 7 des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes vom 17. Oktober 1952 
(BGBl. I S. 697) und an § 33 des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 
vom 1. Oktober 1953 (BGBl. I S. 1453) an. 

Absatz 2 bringt in Ausführung des Absat- 
zes 1 Grundsätze für die Aufgabenteilung un- 
ter den Verkehrsträgern. Jedem Verkehrsträ- 
ger sind dabei die Aufgaben gestellt, die er 
im Rahmen des Gesamtverkehrs nach seiner 
Eigenart am besten zu lösen vermag. 

II. Genehmigung 

Zu § 9 (Umfang der Genehmigung) 

Absatz 1: § 5 Abs. 1 des Gesetzes 1934 ist 
ergänzt worden. 

Absatz 2: Durch § 5 Abs. 2 Nr. 1 des Geset- 
zes 1934 waren Zweifel entstanden, ob eine 
Genehmigung auch bei dem Austausch von 
Fahrzeugen erforderlich ist. Diese Zweifel 
w r erden nunmehr beseitigt. Eine Vermehrung 
der Fahrzeuge bleibt in jedem Falle geneh- 
migungspflichtig. 

Absatz 3: Grundsätzlich sollen die für den 
Linienverkehr genehmigten Fahrzeuge auch 
nur in dieser Verkehrsart verwendet werden. 
Dadurch wird die ordnungsmäßige Aufrecht- 
erhaltung des Linienverkehrs gewährleistet 
und gleichzeitig erreicht, daß der Unterneh- 
mer in verkehrsfreien Zeiten die Fahrzeuge 
pflegen und ihren betriebssicheren Zustand 
sorgfältig prüfen kann. Der Entwurf gestat- 
tet deshalb die Genehmigung zur Verwen- 
dung von Fahrzeugen des Linienverkehrs im 
Gelegenheitsverkehr nur in besonders begrün- 
deten Einzelfällen. Ausnahmen von der Ein- 
zelgenehmigung (für jedes Fahrzeug) kann die 
Genehmigungsbehörde nur für die Deutsche 
Bundespost, die Deutsche Bundesbahn und für 
große Betriebe von erprobter Zuverlässigkeit 
gestatten (Sätze 2 und 3). Eine ähnliche Re- 
gelung bestand bereits durch den Runderlaß 
des Reichsverkehrsministers vom 15. Februar 
1936 (RVkBl. B S. 33). Eine Zusammenzie- 
hung der Fahrzeuge dieser Unternehmer 
(Schwerpunktbildung) ist nicht gestattet. 

Zu § 10 (Entscheidung in Zweifelsfällen) 

Die Vorschrift stimmt im wesentlichen mit 
§ 7 des Gesetzes 1934 überein. 
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Zu § 11 (Genehmigungsbehörden) 

Absatz 1, der die Zuständigkeit des Bundes- 
ministers für Verkehr bei Erteilung von Ge- 
nehmigungen für den Linien- und Gelegen- 
heitsverkehr der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn festlcgt, trägt 
Art. 87 GG (bundeseigene Verwaltung) Rech- 
nung. Der Kraftpostverkehr gehört zum 
Postbegriff des Art. 87 des Grundgesetzes, 
denn die Post hat seit jeher den Personenbe- 
förderungsdienst als einen ihrer Dienstzweige 
ausgeübt. Aus Art. 87 Abs. 1 GG ergibt sich 
die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß von 
Ver waltu ngsakten in Angelegenheiten der 
Deutschen Bundespost. Aus diesem Recht des 
Bundes folgt auch seine Verpflichtung, alle 
Aufgaben zu erfüllen, die dem Postdienst 
eigen sind. Dem Bund kann die Verantwor- 
tung durch Entscheidung anderer Stellen nicht 
ab genommen werden. 

Bei Übertragung der Genchmigungszustän- 
digkeit auf die Länder würde diesen ein nach 
dem Grundgesetz nicht zustehender unmittel- 
barer Eingriff in die bundescigene Verwal- 
tung zugebilligt werden; eine Lösung, die so- 
wohl dem Grundgesetz als auch den Lebens- 
notwendigkeiten von Bund und Ländern 
Rechnung trägt, bringt der Entwurf, indem 
er bei der Erteilung der Genehmigung durch 
den Bundesminister für Verkehr das Einver- 
nehmen der Länder vorschrcibt. 

Die Deutsche Bundesbahn als bundescigene 
Verwaltung kann nicht anders gestellt werden 
als die Deutsche Bundespost; dieser Grundsatz 
war schon im bisherigen Recht maßgebend. 
Das Benehmen mit dem Bundesministcr für 
das Post- und Eernmeldewesen ist zur Wah- 
rung der Belange seines Geschäftsbereichs not- 
wendig. 

Absatz 2 Nr. 1 entspricht im wesentlichen 
§ 8 des Gesetzes 1934, § 6 der DVO 1935 
und ferner der Ersten AO zum Änderungs- 
gesetz 1937 und berücksichtigt Art. 30 und 
83 GG. 

Absatz 2 Nr. 2: Nach der bisherigen Rege- 
lung im § 6 der DVO 1935 richtete sich die 
Zuständigkeit der Genehniigungsbehorde 
nach dem größten Streckenteil an einer Linie. 
Im Entwurf wird die Zuständigkeit der Ge- 
nchmigungsbehördc nach dem Ausgangs- 
punkt eines Linienverkehrs bestimmt, da die 
bisherige Regelung nach Auffassung aller 
Länder, die vom Bundesminister für Verkehr 
geteilt wird, aus verschiedenen Gründen nicht 
mehr für zweckmäßig gehalten wird, insbe- 


sondere im Hinblick auf die Interessen der 
Länder mit beschränktem Gebictsumfang. 

Absatz 2 Nr. 3 sieht die Einschaltung des 
Bundesministers für Verkehr in Zweifcls- 
fällen vor. Sie ist notwendig, um einen Ver- 
kehr nicht daran scheitern zu lassen, daß eine 
Einigung der obersten Landesverkehrsbehör- 
den nicht zustande kommt. Die Entscheidung 
des Bundesministers für Verkehr in diesem 
Fall darf sich nur auf den gestellten Antrag 
erstrecken. 

Zu § 12 (Antragstellung) 

In der gegenüber der bisherigen Regelung (§7 
der DVO 1935) abgeänderten Fassung sind 
die Erfahrungen der Genchmigungsbchördcn 
und die Wünsche der obersten Landesver- 
kehrsbehörden berücksichtigt und entspre- 
chende Bestimmungen für den Obusverkehr 
(bisher Runderlaß des Reichsverkchrsmini- 
sters vom 18. Februar 1942 [RVkBl. B S. 33]) 
a u f ge no m m e n \v orden. 

Zu § 13 (Voraussetzung der Genehmigung) 

Über die Voraussetzung der Genehmigung 
besagt der jetzige § 9 Abs. 1 des Gesetzes 
1934, daß die Genehmigung nur erteilt wer- 
den darf, wenn der Antragsteller zuverlässig 
ist, die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des 
Betriebes gewährleistet sind und das Unter- 
nehmen den Interessen des öffentlichen Ver- 
kehrs nicht zuwiderläuft. Zahlreiche Entschei- 
dungen von Verwaltungsgcriditen haben die 
Verfassungsmäßigkeit dieser Vorschrift auch 
im Hinblick auf Art. 12 GG fcstgestellt; 
insbesondere wird von den Vcrwaltungsge- 
richtcn anerkannt, daß ein Unternehmen den 
Interessen des öffentlichen Verkehrs nicht zu- 
widcrlaufen darf. 1 ) 

Diese Voraussetzungen sind, wenn auch m 
abgeänderter Fassung, irn wesentlichen in den 
§ 13 des Entwurfs übernommen worden. 
Wenn der Entwurf von dem öffentlichen 
Verkehrsinteresse und nicht von den Inter- 
essen des öffentlichen Verkehrs spricht, so 
handelt es sich nur um eine sprachlogische 
Richtigstellung. Nach dem Entwurf genügt 
eine „Beeinträchtigung“ der Öffentlichen Ver- 

0 vgl. hierzu \\kirttemberg-Badischer Verwaltungs- 
gerichtshof, Senat Karlsruhe, Urteil vom 6. Dezember 
1951 — 3 k 126 51 — ; Stuttgarter Senat, Urteile 
\ om IS. ]anuar 1950 — 1. S 11 298 49 — , 31. August 
1950 — fl 69 '50 — , 31. August 1950 — II 293/49 — ; 
Bayerischer Verwal tungsgeriehtshof, Urteile vom 
28. Mai 1951 Nr. 50 106 IV 50, vom 25. Juni 1951 
Nr. 12 22 IV 50 
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kehrsinteressen für die Ablehnung eines An- 
trages. 

Absatz 2 Nr. 2 geht auf § 11 Abs. 2 Nr. 1 
der DVO 1953 zurück. 

Durch Absatz 3 und 4 soll vor allem den 
Art. 2 und 12 GG und den zahlreichen Ur- 
teilen, die sich mit der Vereinbarkeit des § 9 
Abs. 2 des Gesetzes 1934 (Bedürfnisprüfung) 
und des § 11 Abs. 2 Nr. 2 der DVO 1935 
(unbilliger Wettbewerb) mit diesen Bestim- 
mungen des Grundgesetzes beschäftigt haben, 
Rechnung getragen werden. Die zahlreichen 
zu dieser Frage ergangenen Urteile sprechen 
sich — mit nur einigen wenigen Ausnahmen 
— für die verfassungsmäßige Zulässigkeit der 
Prüfung des öffentlichen Verkehrsbedürf- 
nisses aus. 2 ) 


) z * 11- Bayerischer Vcrwaltungsgerichtshol, Ur- 
teil vom 25. Juni 1951 (50 106 IV 50): in PVerk 1952, 
169, Urteil vom 4. Juni 1951 (12 22 IV 50): DÖV 1951, 
644, Beschluß vom 27. Juli 1951 (3 IV 49): VkBL 
1952, 430, Nr. 74, Urteil vom 20. September 1951 
(77 IV 49): Oppelt, Pers BefR, 3. Auflage S. 174, 
Urteil vom 20. Dezember 1951 (35 IV 51):' in PVerk 
1952, 168, Urteil vom 20. Dezember 1951 P3 M 
V 50): DVB1. 1953, 189 Nr. 73, Urteil vom 17. Ta- 
nuar 1952 (23/24 IV 50): DVBI. 1952, 574, Urteil 
vom 20. Dezember 1951 (26 IV 51): in PVerk 1952, 
170; Württemberg-Badischer Verwaltungsgerichtshof, 
Urteil vom 31. August 1950 (II 69/50 uncTlI 1 13 50): 
DVBI. 1950, 756, Urteil vom 31. August 1950 (II 293 
49 ; : DVBI. 1950, 754, Urteil vom 12. Oktober 1950 
— PL II 16/50, PVerk 1953, 162, Urteil vom 18. Ja- 
nuar 1951 (1 S — II 298/49): DÖV 1951, 641, 
Urteil vom 16. November 1951 (3 K 24/51): Oppelt 
a. a. O., S. 182 (PersBefR). Urteil vom 19. Oktober 
1950 in PVerk 1953, 164, Urteil vom 16. August 1951 
(2 S — III 91/50): VkBl. 1952, 39, Urteil vom 2. Fe- 
bruar 1951 (3 K 106 50): DVBI. 1951, 444; Landes- 
verwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
9. August 1951 (2 LVG 220 51): DÖV 1951, 640, 
Urteil vom 11. September 1951 (2 LVG 180 51): 
DVBI. 1952, 187, Urteil vom 27. Mai 1952 (2 A 8 52): 
DVBI. 1953, 345; Oberverwaltungsgericht Münster, 
Urteil vom 11. April 1951 (III A 347/50): VkBl. 1952, 
38, Urteil vom 5. Dezember 1951 (I I J A 43 151): in 
PVerk 1952, 170, Urteil vom 9. Januar 1952 (III A 
302 51): VkBl. 1952, 328, Urteil vom 25. November 
1952 (VII A 700/52): DÖV 1953, 188; Hessischer Ver- 
waltungsgerichtshof, Urteil vom 20. Dezember 1953 
(O ll 92/51), Urteil vom 7. März 1952 (OS II 177, 50): 
VkBl. 1952, 430; Verwaltungsgericht Freiburg (Breis- 
gau), Urteil vom 30. Januar 1951 (VS 20/50): DÖV 
1951, 646; Landesverwaltungsgericht Schleswig, Urteil 
vom 2. März 1951 (StL I 321/50), erwähnt in LVG 
Schleswig, Urteil vom 26. Oktober 1951 (I 62/51): 
PVerk 1952, 92, Urteil vom 5. April 1951 (Stl I 578/ 
50), erwähnt in LVG Schleswig, Urteil vom 26. Okto- 
ber 1951 (I 62/51): PVerk ' 1952, 92, Urteil vom 
26. Oktober 1951 (1 62/51): PVerk 1952, 92, Urteil 
vom 11. Dezember 1952 (I 136/52): VkBl. 1953, 109; 
Landesverwaltungsgericht Düsseldorf, Urteil vom 
9. 1. 1951 (5 K 801/50): Oppelt a. a. O., S. 156; Ver- 
waltungsgerichtshof für Württemberg-Hohenzollern 
in Bebenhausen, Urteil vom 7. Mai 1952 (Nr. 197/51): 


Das Bundesverwaltungsgericht hat in einem 
Anfang des Monats März 1954 verkündeten, 
in der Begründung aber noch nicht vorliegen- 
den Urteil die Zulässigkeit der Prüfung des 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses bei der Er- 
teilung der Genehmigung für den Kraft- 
droschkenverkehr bejaht, dagegen in einem 
zum gleichen Zeitpunkt verkündeten, in der 
Begründung ebenfalls noch nicht vorliegenden 
Urteil die Zulässigkeit der Prüfung des öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnisses bei einem Ver- 
kehr mit Mietwagen (Personenkraftwagen) 
verneint. Im letzteren Fall handelt es sich bei 
dem Antragsteller um einen Kriegsbeschädig- 
ten. Es mag deshalb ein Sonder fall vorliegen. 
Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung 
ist nach dem Entwurf nicht mehr das Bedürf- 
nis schlechthin, also das wirtschaftliche Be- 
dürfnis, sondern das öffentliche Verkehrsbe- 
dürfnis zu prüfen. Bei einer Prüfung des 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses kann sidi 
die durch das Gesetz zu regelnde Personen- 
beförderung unter Wahrung der Ordnung im 
Verkehr und ohne Schaden für die Sicher- 
heit reibungslos entwickeln. Die Wahrung 
der öffentlichen Verkehrsinteressen erfordert, 
außer der Prüfung des Verkehrsbedürfnisses, 
bei Straßenbahnen und Obussen und im Linien- 
verkehr im einzelnen auch die Prüfung der 
Linienführung, die Zahl der täglichen Fahr- 
ten, die Wahl der Haltestellen usw. Das Wort 
„befriedigend“ in Abs. 3 Satz 2 bedeutet, daß 
der Verkehr sowohl betrieblich als auch tarif- 
mäßig befriedigend bedient werden kann. 

In ihrer Gesamtheit bezwecken die Vor- 
schriften der Absätze 2 bis 5 den Schutz der 
bestehenden Unternehmen, einschließlich des 
bestehenden Schienenverkehrs, wobei der Ge- 
danke der Gemeinwirtschaftlichkeit von ent- 
scheidender Bedeutung ist. So haben z. B. die 
Verkehrsbetriebe der öffentlichen Hand die 
Aufgabe, einen Verkehr auch ohne Rücksicht 
auf seine Wirtschaftlichkeit aufrechtzuerhai- 
ten, wenn ein echtes Verkehrsbedürfnis vor- 
liegt. Dies gilt sowohl für die Bedienung ver- 
kehrsarmer Gegenden wie für die soziale Ge- 
staltung der Beförderungstarife. Diese der 
Allgemeinheit dienende Aufgabe darf nicht 
dadurch unmöglich gemacht werden, daß auf 
den wirtschaftlich günstigen Verkehrslinien 
eine ungerechtfertigte Konkurrenz erwächst. 
Zu berücksichtigen ist ferner, daß ein etwa- 
iger Verlust im Haushalt dieser Betriebe mit- 

PVerk 1953, 164; Obcrverwaltungsgericht Lüneburg, 
Urteil vom 24. Juli 1953 (III OVG A 42/53), Urteil 
vom 6. August 53 (III OVG A 282/51), Urteil vom 
9. Oktober 1953 (III OVG A 16 53 
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telbar oder unmittelbar zu Lasten des Steuer- 
zahlers, also der Allgemeinheit, geht. 

Absatz 7 (Beurteilung des öffentlichen Ver- 
kehrsbedürfnisses im Gelegenheitsverkehr) ist 
gegenüber § 11 Abs. 1 Satz 2 der DVO 1935 
geändert und umfassender gestaltet. 

Absatz 8 bezweckt, das pflichtgemäße Er- 
messen der Genehmigungsbehörde nicht etwa 
durch die zeitliche Reihenfolge der Anträge 
einschränken zu lassen. § 12 der DVO 1935, 
der fast einhellig von den Verwaltungsgerich- 
ten als verfassungswidrig abgelehnt worden 
ist, ist dagegen nicht in das Gesetz übernom- 
men. 

Zu § 14 (Anhörungsverfahren) 

Das Anhörungsverfahren, das in §9 der DVO 
1935 enthalten ist, wird durch den Entwurf 
umgestaltet. Im Prinzip hat sich das Anhö- 
rungsverfahren durchaus bewährt, weil es der 
Genehmigungsbehörde die sachliche Kenntnis 
für eine gerechte Entscheidung vermittelt. Die 
nur gutachtliche Äußerung verschafft kein 
Widerspruchs- und Beschwerderecht (Ab- 
satz 6). Damit wird eine nach dem bisherigen 
Recht bestehende Zweifelsfrage, ob die Ver- 
bände der Verkehrstreibenden, sofern sie an- 
gehört sind, widerspruchs-, beschwerde- oder 
klageberechtigt sind, beseitigt (Hessischer Ver- 
waltungsgerichtshof II. Senat OS. II Nr. 165/ 
50, LVG Schleswig vom 12. Januar 1951, 
LVG Hamburg Nr. 4 B 332/51, Bayerischer 
Verwaltungsgerichtshof vom 23. Juli 1951 
Nr. 14 IV/50, Prof. Dr. Naumann, Rechts- 
gutachten zur verwaltungsprozessualen Ak- 
tivlegitimation des Verbandes für das Ver- 
kehrsgewerbe Westfalen-Lippe eV. nach dem 
Personenbeförderungsgesetz). 

Zu Absatz 1 Nr. 4: Es wird davon ausgegan- 
gen, daß der Landesverkehrsverband bei sei- 
ner gutachtlichen Stellungnahme den Reise- 
büro-Verband beteiligt, da dessen Stellung- 
nahme mit Rücksicht auf die §§ 48 und 49 
des Entwurfs von wesentlicher Bedeutung 
sein kann. 

Auf wiederholte dringende Vorstellungen des 
Gewerbes ist Absatz 2 in den Entwurf auf- 
genommen worden. Das Gewerbe ist auf 
Grund der Erfahrungen mit Recht der An- 
sicht, daß gegen eine zu großzügige Anerken- 
nung des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses 
im Droschkenverkehr und im M iet wagen - 
verkehr mit Personenkraftwagen und zum 
Schutz gegen die bekannten Übersetzungser- 
scheinungen in diesem Gewerbe dem Gutach- 


ten des Fachverbandes auf diesem Wege ein 
größerer Einfluß eingeräumt werden muß. 

Die nach Absatz 4 vorausgesetzte Kenntnis 
der Sachlage kann die Genehmigungsbehörde 
sich auch durch die in einzelnen Ländern der 
Bundesrepublik bestehenden sogenannten 
Koordinierungsausschüsse verschafft haben. 
Den Nachweis des Antragstellers, daß alle Be- 
teiligten mit seinem Unternehmen einver- 
standen sind (§ 9 Abs. 4 der DVO 1935) hat 
der Entwurf nicht übernommen, weil das 
Verfahren sich in der Praxis der Genehmi- 
gungsbehörden nicht bewährt hat. 

Zu Absatz 10: Der Ausschluß des Wider- 
spruchsverfahrens bei Einrichtung eines Schie- 
nenersatzverkehrs ist notwendig, um die da- 
bei erforderliche kurzfristige Umstellung auf 
Straßenverkehr zu ermöglichen. 

Zu Absatz 11: Die Durchführung des Anhö- 
rungsverfahrens in dem vorgesehenen Um- 
fange durch die Landesverkehrsbehörden ist 
zur Vereinfachung des Verfahrens und aus 
Koordinierungsgründen notwendig. Die Be- 
stimmung lehnt sich eng an § 18 Abs. 1 des 
Bundesfernstraßengesetzes vom 6. August 
1953 (BGBl. 1 S. 903). 

Zu § 15 (Erteilung und Versagung der Ge- 
nehmigung) 

Absatz 1 entspricht § 13 der DVO 1935; im 
übrigen wird auf die Begründung zu § 14 
Abs. 10 verwiesen. 

Das in Absatz 2 enthaltene ausdrückliche Ver- 
bot rechtfertigt sich, weil in zahlreichen Fäl- 
len ohne jede Rechtsgrundlage solche Geneh- 
.migungen bisher erteilt worden sind; die 
ohne Durchführung des vergeschriebenen Ge- 
nehmigungsverfahrens mögliche Erteilung 
einer einstweiligen Erlaubnis (§ 20) ist keine 
Genehmigung im Sinne dieses Gesetzes. 

Absatz 5 entspricht § 20 der DVO 1935, Ab- 
satz 6 geht auf § 23 DVO 1935 zurück. 

Zu § 16 (Bedingungen, Auflagen und zeitliche 
Beschränkung der Genehmigung) 

Absatz 1 : Auch nach dem bisherigen Recht 
war die Festsetzung von Bedingungen und 
Auflagen in der Genehmigungsurkunde vor- 
gesehen (§ 14 der DVO 1935 und § 13 des 
Gesetzes 1934). Es fehlte jedoch eine ausdrück- 
liche Vorschrift, wie sie nunmehr Absatz 1 
bringt. 

Absatz 2: Auch nach § 10 des Gesetzes 1934 
durfte die Genehmigung nur auf Zeit erteilt 
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werden. Es ist erforderlich, die Möglichkeit 
der Beschränkung auf bestimmte Zeitab- 
schnitte im Jahr für sogenannte Saison-Un- 
ternehmen in den Entwurf aufzunehmen 
(letzter Halbsatz). 

Zu § 17 (Genehmigungsurkunde) 

§§ 14 und 32 der DVO 1935 sind ergänzt 
worden. 

Zu § 18 (Aushändigung der Genehmigungs- 
urkunde an juristische Personen) 

Die Bestimmung geht auf § 16 der DVO 
1935 zurück und stimmt mit der entsprechen- 
den Vorschrift des Güterkraftverkehrsgeset- 
zes (§ 15 Abs. 4 Satz 2) überein. 

Zu § 19 (Tod des Unternehmers) 

Die bisherige Regelung in § 18 der DVO 
1935 hat eine Änderung erfahren; § 19 des 
Entwurfs stimmt im wesentlichen mit der 
entsprechenden Vorschrift des Güterkraft- 
verkchrsgesetzes (§ 19) überein. 

Absatz 2: Der Genehmigungsbehörde bleibt 
cs überlassen, nach pflichtgemäßem Ermessen 
etwa erforderliche Bedingungen zu stellen 
und Auflagen zu machen. 

Absatz 3 ist im Interesse der Aufrechterhal- 
tung des Linienverkchrs notwendig. Die 
Frist für die Übergangszeit bestimmt sich 
nach Absatz 2 auf drei Monate. Die einst- 
weilige Erlaubnis gibt kein Recht, in das Ver- 
mögen des Erblassers (Fahrzeuge, Einrichtun- 
gen) einzugreifen. 

Zu § 20 (Einstweilige Erlaubnis) 

Die Erteilung einer einstweiligen Erlaubnis 
war nach bisherigem Recht durch den Rund- 
erlaß des Reichsverkehrsministers vom 
27. August 1937 (RVkBl. B S. 92) auf Grund 
von § 39 des Gesetzes 1934 zum Teil auch für 
den Gelegenheitsverkehr (Mietwagenverkehr) 
vorgesehen. In der Nachkriegszeit ist der Er- 
laß durch die Genehmigungsbehörden viel- 
fach sehr großzügig angewendet worden und 
hat zu einer unerwünschten Ausweitung der 
einstweiligen Erlaubnis sachlich und zeitlich 
geführt. Deshalb sind die Vorschriften über 
die Erteilung solcher Erlaubnisse schärfer ge- 
faßt worden; die unter Nr. 1 bis 4 des Ab- 
satzes 1 genannten Voraussetzungen sind ku- 
mulativ zu verstehen. 

Der Entwurf beschränkt die einstweilige Er- 


laubnis auf den Linienverkehr, weil nach den 
Erfahrungen für den Gelegenheitsverkehr 
keine Notwendigkeit dafür vorliegt; er gibt 
die Befugnis zur Erteilung der Erlaubnisse 
nur dem Bundesminister für Verkehr für die 
Deutsche Bundespost und die Deutsche Bun- 
desbahn, und den obersten Landesverkehrs- 
behörden für die anderen Verkehrsträger 
und läßt die Erlaubnis nach sechs Monaten 
kraft Gesetzes erlöschen. Auf die Begründung 
zu § 15 Abs. 2 wird verwiesen. 

Wenn die Voraussetzungen (Absatz 1) für 
die einstweilige Erlaubnis auch nach deren 
Erlöschen fortbestehen und der Bundesmini- 
ster für Verkehr bzw. die oberste Landesver- 
kehrsbehörde die Fortführung des Verkehrs 
für unerläßlich halten, so kann auf Grund er- 
neuter Nachprüfung des Sachverhalts eine 
neue einstweilige Erlaubnis nach § 20 erteilt 
werden. 

Zu § 21 (Betriebspflicht) 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen den §§23 
und 24 (Straßenbahn- und Linienverkehr) des 
Gesetzes 1934. 

Die Vorschrift über die Betriebspflicht ist 
nunmehr aus den Sonderbcstimmungen für 
die einzelnen Verkehrsarten herausgenom- 
men und durch § 21 allgemein (soweit nicht 
bei einzelnen Verkehrsarten im Gesetz etwas 
anderes bestimmt ist) festgesetzt worden. 

Zu § 22 (Beförderungspflicht) 

Stimmt mit § 63 BOKraft (Linien- und 
Droschkenverkehr) überein. Eigene Bestim- 
mungen für die Straßenbahnen über die Be- 
förderungspflicht bestanden im Gesetz 1934 
nicht; ihre Beförderungspflicht wurde im 
Schrifttum in der Regel aus § 17 des Gesetzes 
1934 abgeleitet. Die Bestimmung (§ 63 BO- 
Kraft) mußte in das Gesetz übernommen 
werden und ist als allgemeine Beförderungs- 
pflicht (sow r cit nicht bei einzelnen Verkehrs- 
arten etwas anderes bestimmt ist) festgesetzt 
worden. 

Zu § 23 (Haftung, Versicherungspflicht) 

Absatz 1 : Die Vorschrift bezieht sich auf 
sämtliche durch den Gesetzentwurf zu 
regelnden Verkehrsarten. Im Straßenbahn- 
verkehr darf also, abgesehen von dem bereits 
durch § 5 des Reichshaftpflichtgesetzes vom 
7. Juni 1871 (RGBl. S. 207) in der Neufas- 
sung vom 15. August 1943 (RGBl. I S. 489) 
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bestehenden Verbot des Haftungsausschlusses 
für Personenschaden auch die Haftung aus 
Vertrag, aus unerlaubter Handlung und aus 
dem Haftpflichtgesetz vom 29. April 1940 
(RGBl. I S. 691) nur für Sachschaden über 
500 DM ausgeschlossen werden. Im Linien- 
und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen bestand nach §§ 25 und 28 des Gesetzes 
1934 das Verbot des Haftungsausschlusses, 
jedoch ließ die Bestimmung des § 8 Abs. 2 
des Kraftfahrzeuggesetzes, die erst durch das 
Änderungsgesetz vom 7. November 1939 
(RGBl. I S. 2223) eingeführt und am 1. April 
1940 in Kraft getreten ist, den Haftungsaus- 
schluß für Sachschaden zu. Durch den Ent- 
wurf wird auch insoweit eine Änderung an- 
gestrebt. Für die Schadenshaftung der Deut- 
schen Bundespost tritt im Verhältnis zu § 65 
der Postordnung vom 30. Januar 1929 (RG- 
Bl. I S. 33) keine Änderung ein. 

Absatz 2: Die Vorschrift ist notwendig, weil 
eine Versicherungspflicht für Kraftfahrzeuge, 
die ihren regelmäßigen Standort nicht im In- 
land haben, durch das Haftpflichtgesetz vom 
7. November 1939 (RGBL I S. 2223) nicht 
vorgesdiriebcn ist. 

Zu § 24 (Einstellung des Betriebs) 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen 
dem § 31 der DVO 1935. Hinsichtlich der 
Anwendbarkeit des Gesetzes über Maßnah- 
men zur Aufrechterhaltung des Betriebs von 
Bahnunternehmen des öffentlichen Verkehrs 
vom 7. März 1934 (RGBl. II S. 91) wird 
auf § 66 Abs. 2 des Entwurfs verwiesen. 

Zu § 25 (Rücknah me der Genehmigung) 

Die Rücknahme war in den §§ 13 und 31 
Abs. 2 des Gesetzes 1934 und in den §§ 22, 
23 und 32 der DVO 1935 geregelt. Der Ent- 
wurf unterscheidet zwischen Muß- und Kann- 
Vorschriften. Die Rücknahme im Falle des 
Absatzes 2 Nr. 3 bezieht sich nur auf die 
Unternehmen, für die eine Betriebspflicht 
(§ 21 des Entwurfs) nicht besteht. Hierbei ist 
auch an die bei Mietwagenunternehmern (§50 
des Entwurfs) vorkommenden Fälle gedacht, 
daß der Unternehmer seinen Mietwagen 
einem anderen Unternehmer in Sachmiete 
dauernd vermietet oder einen Miet-Personen- 
kraftwagen durch Vermietung an Selbstfah- 
rer seiner eigentlichen Bestimmung dauernd 
entzieht; auf den letzten Satz der Begrün- 
dung zu § 45 Abs. 2 wird verwiesen. 


Zu § 26 (Erlöschen der Genehmigung) 

Absatz 1 entspricht § 21. 

Absatz 3 erster Halbsatz dem § 31 Abs. 1 des 
Gesetzes 1934. Durch den zweiten Halbsatz 
soll erreicht werden, daß die Grundsätze, die 
für die Erteilung der Genehmigung entschei- 
dend waren, nicht durch das Verhalten des 
Unternehmers bedeutungslos werden. 

§ 27 (Zwangsmaßnahmen) 

entspricht im wesentlichen § 12 des Gesetzes 

1934. 


III. Sonderbestimmungen für die einzelnen 
Verkehrsarten 

A. Straßenbahnen 

Zu §§ 28 bis 30 

Diese Vorschriften sind weitgehend mit den 
entsprechenden Vorschriften des Bundesfern- 
straßengesetzes vom 6. August 1953 (BGBl. I 
S. 903) in Übereinstimmung gebracht. 

Zu § 28 (Planfeststellung) 

Absatz 1 entspricht § 19 Abs. 1 des Gesetzes 
1934 und lehnt sich im übrigen an § 36 Abs. 1 
des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 (BGBl. I S. 955) und an § 17 Abs. 1 
Satz 1 des Bundesfernstraßengesetzes an. 

Absatz 2 entspricht § 17 Abs. 2 des Bundes- 
fernstraßengesetzes. 

Absatz 4 Satz 1 entspricht § 18 des Gesetzes 
1934, Satz 2 dem § 27 der DVO 1935. 

Zu § 29 (Inhalt der Planfeststellung) 

Absatz 1 entspricht § 17 Abs. 1 Satz 2 und 3 
des Bundesfernstraßengesetzes. 

Absatz 2 geht auf § 20 Abs. 1 des Gesetzes 
1934 zurück und entspridit außerdem § 17 
Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetzes. 

Absätze 3 bis 5 entsprechen § 17 Abs. 5 bis 
7 des Bundesfernstraßengesetzes. 

Zu § 30 (Planfeststellungsverfahren) 

Die frühere Regelung in § 28 der DVO 1935 
ist geändert worden; Absätze 2 bis 5 und 8 
entsprechen § 18 Abs. 1 bis 4 und 6 des Bun- 
desfernstraßengesetzes. 
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Im Falle des Absatzes 6 hat der Bundesmini- 
-stcr für Verkehr für eine Beteiligung der 
Ressorts, deren Interessen berührt werden, zu 
sorgen. 

§ 31 (Enteignung) 

Das bisherige Recht enthielt hierzu Bestim- 
mungen in § 28 Abs. 5 der DVO 1935; § 31 
des Entwurfs entspricht § 19 Abs. 1, 2 und 5 
des 13 un d e sf e rns t r aßen ge setz e s . 

Zu § 32 (Benutzung öffentlicher Straßen) 

Die Straßenbenutzung mußte, wie bisher, 
bundeseinheitlich geregelt werden, da das 
Wegerecht nur für die Fernstraßen des Bun- 
des bundesrechtlich, für die Straßen und 
Wege der Lander und Gemeinden landes- 
rechtlich geregelt ist. Die Vorschrift des Ent- 
wurfs geht als lex specialis den wegerecht- 
lichen Vorschriften der Länder vor. 

Absatz 1 entspricht § 15 Abs. 1, Absatz 2 
dem § 15 Abs. 3 des Gesetzes 1934. 

Absatz 3 beseitigt eine Lücke im bisherigen 
Recht; es handelt sich jedoch nur um eine 
Kannvorschrift. Bestehende Verträge zwi- 
schen Unternehmer und Träger der Straßen- 
baulast werden nicht berührt. Bestehen solche 
vertragliche Regelungen nicht oder laufen 
bestehende Verträge aus, so kann von der 
Bestimmung Gebrauch gemacht werden. Die 
Vorschrift des § 8 Abs. 5 des Bundesfern- 
straßengesetzes behält Gültigkeit. 

Absatz 4 entspricht § 16 des Gesetzes 1934. 

Absatz 5: Die bestehenden Verträge werden 
nicht berührt. Für neue Verträge soll der Ge- 
nehmigungsbehörde die Möglichkeit gegeben 
werden, auf die Festsetzung der Höhe des 
Entgelts unter Abwägung aller Umstände 
Einfluß zu nehmen. 

Zu § 33 (Entscheidung bei fehlender Eini- 
gung) 

Absatz l: Während nach § 15 Abs. 2 des Ge- 
setzes 1934 bei fehlender Einigung die Ge- 
nehmigungsbehörde die Zustimmung erset- 
zen und die Höhe des Entgelts festsetzen 
konnte, entscheidet nach dem Entwurf ein be- 
hördliches Kollegium (Ausschuß). Der Vcr- 
waltun gsrechtsweg bleibt offen. In diesem 
Kollegium sollen unter einem unabhängigen, 
von der Landesregierung bestimmten Vorsit- 
zenden die Fachressorts des Straßenverkehrs 
(oberste Landesverkehrsbehörde) und des 


Straßenbaus (oberste Straßenbaubehörde des 
Landes) vertreten sein. 

Absatz 3 Satz 2 entspricht § 24 Abs. 1 der 
DVO 1935. 

Zu § 34 (Vorarbeiten) 

Die Aufnahme der Bestimmung ist notwen- 
dig, um die zur Planfeststellung erforder- 
lichen Vorarbeiten vornehmen zu können. 

Zu § 35 (Duldung technischer Einrichtungen) 

Diese Bestimmung ist sinngemäß § 14 Abs. 3 
der Verordnung über den Bau und Betrieb 
der Straßenbahnen (Straßenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung — BOStrab — ) vom 13. No- 
vember 1937 (RGBL 1 S. 1247) in der Fas- 
sung vom 14. August 1953 (BGBl. I S. 974) 
entnommen, der damit gegenstandslos wird. 

Zu § 36 (Bau- und Unterhaltungspflicht) 

Die Bestimmung enthalt in Verbindung nvt 
§ 26 Abs. 1 des Entwurfs die bisherige Rege- 
lung in den §§ 21 und 23 des Gesetzes 1934 
und ergänzt sic. 

Zu § 37 (Abnahme) 

Die Bestimmung ist wörtlich aus § 30 der 
DVO 1935 übernommen. 

Zu § 38 (Dauer der Genehmigung) 

Die Vorschrift berücksichtigt die bisherige 
Regelung in § 17 der DVO 1935. Die Dauer 
für die Erneuerung der Genehmigung ist auf 
25 Jahre festgesetzt worden, um nach Ablauf 
dieser Zeit unter Berücksichtigung der Ver- 
kehrsent wicklung eine neue Entschließung 
treffen zu können. 

Zu § 39 (Beförderungscntgclte, Beförderungs- 
bedingungen) 

Bisher sind durch § 17 des Gesetzes 1934 und 
§ 26 der DVO 1935 Beförderungspreise, Be- 
förderungsbedingungen und Fahrpläne ge- 
meinsam geregelt; § 39 des Entwurfs dagegen 
beschränkt sich auf die Vorschriften für Be- 
fürderungsentgelte und Beförderungsbedin- 
gungen, er behandelt in den Absätzen 1 bis 5 
die Beförderungsentgelte, im Absatz 6 die 
Beförderungsbedingungen und in Absatz 7 
gemeinsame Vorschriften der Veröffent- 
lichung. Wie bisher durch § 24 des Gesetzes 
1934 und § 33 der DVO 1935, finden auch 


41 



die Vorschriften des § 39 des Entwurfs über 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbedin- 
gungen auf den Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen entsprechende Anwendung (§ 45 
des Entwurfs), während Beförderungsent- 
gelte und Beförderungsbedingungen für den 
Gelegenheitsverkehr im § 52 des Entwurfs 
besonders geregelt werden. 

Zur Klarstellung gegenüber dem Preisrecht 
ist statt des im Gesetz 1934 und in der DVO 
1935 verwendeten Wortes „Beförderungs- 
preise“ im Entwurf die Bezeichnung „Beför- 
derungsentgelte“ gewählt worden, ohne da- 
mit sonst eine unterschiedliche Bedeutung zu 
unterstellen. 

Die Beteiligung der Preisbehörden ist im Ent- 
wurf bei den jeweiligen Bestimmungen aus- 
drücklich geregelt; damit werden gewisse Un- 
klarheiten des bisherigen Rechts beseitigt. 

Im einzelnen ist zum § 39 folgendes zu be- 
merken: 

Nach Absatz 1 bedürfen die Beförderungs- 
entgelte künftig der Festsetzung durch die 
Genehmigungsbehörde. Bewußt ist diese Vor- 
schrift so gefaßt worden, damit zum Aus- 
druck kommt, daß die Regelung der Beför- 
derungsentgelte von dem Unternehmer, wie 
bisher, ausgearbeitet, und der Genehmigungs- 
behörde vorgeschlagen wird, daß die Beför- 
derungsentgelte aber erst mit der formellen 
Festsetzung durch die Genehmigungsbehörde 
verbindlich werden. Die Gestaltung der Ta- 
rife (Tarifschema) soll dem Unternehmer nach 
wie vor überlassen bleiben. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 26 
Abs. 1 der DVO 1935. Unter Gemeinwohl 
ist auch die Gemeinwirtschaftlichkeit der 
staatlichen und kommunalen Verkehrsträger 
zu verstehen. 

Absatz 3 stellt den Festpreischarakter der Bc- 
förderungsentgelte eindeutig fest und ent- 
spricht im übrigen § 17 Abs. 2 des Gesetzes 
1934. Die Beförderungsentgelte im Straßen- 
bahn- und Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen hatten von jeher Festpreischarakter. Die 
im Interesse der Gesamtwirtschaft und der 
Ordnung im Verkehr unerläßliche Koordi- 
nierung der Beförderungsentgelte der einzel- 
nen Verkehrsträger untereinander und im 
Verhältnis zum Schienenverkehr ist nur bei 
Beförderungsentgelten mit Festpreischaraktcr 
möglich. Erst in letzter Zeit waren Rechts- 
zweifel über den Festpreischarakter durch die 
Auslegung der Anordnung über Preisbildung 
und Preisüberwachung nach der Währungs- 


reform vom 25. Juni 1948 (WiGBl. S. 61) 
entstanden, die jetzt durch die Verordnung 
PR Nr. 45/52 über Fahrpreise für die Beför- 
derung von Personen mit Straßenbahnen und 
im Linienverkehr mit Landfahrzeugen vom 
16. Juni 1952 (Bundesanzeiger Nr. 118 vom 
21. Juni 1952 S. 1) behoben worden sind. 
Absatz 4 ist neu und im Interesse einer ein- 
heitlichen Verkehrspolitik nicht zu entbeh- 
ren. 

Absatz 5 entspricht dem § 26 Abs. 3 Satz 2 
der DVO 1935, wobei die Frist auf sieben 
Tage erhöht wird. 

Absatz 6: Die ehemalige Reichsverkehrs- 
gruppe Kraftfahrgewerbe hatte seinerzeit 
Richtlinien für die Allgemeinen Beförde- 
rungsbedingungen aufgestellt, denen der 
Reichsverkehrsminister zugestimmt hatte und 
die heute noch nach Zustimmung durch die 
Genehmigungsbehörde (§ 17 des Gesetzes 
1934) für das einzelne Unternehmen teilweise 
Anwendung finden. Es ist beabsichtigt, auf 
Grund der Ermächtigung in § 59 Abs. 1 Nr. 6 
des Entwurfs einheitliche Allgemeine Beför- 
derungsbedingungen durch Rechtsverordnung 
festzusetzen. Darüber hinaus kann jedes Un- 
ternehmen im Einzelfalle Besondere Beförde- 
rungsbedingungen mit Zustimmung der Ge- 
nehmigungsbehörde einführen. Die Allge- 
meinen Beförderungsbedingungen werden 
auch Bestimmungen darüber enthalten, daß 
Fahrscheine zu lösen sind. 

Absatz 7 stellt entgegen der bisherigen Fas- 
sung des § 26 Abs. 3 der DVO 1935 klar, daß 
die Beförderungsentgelte veröffentlicht wer- 
den müssen. 

Zu § 40 (Fahrpläne) 

Die bisherigen Bestimmungen über Fahrpläne 
in den §§ 17 (Straßenbahnen) und 24 (Linien- 
verkehr) des Gesetzes 1934 und in den §§ 26 
Abs. 2 und 3, 33 und 34 der DVO 1935 sind 
jetzt in dem § 40 (Fahrpläne) zusammenge- 
faßt. Wegen der Fassung der Vorschrift des 
Absatzes 2, nach der die Fahrpläne der Fest- 
setzung durch die Genehmigungsbehörde be- 
dürfen, gilt das zu § 39 Abs. 1 des Entwurfs 
Gesagte entsprechend, im übrigen entspricht 
Absatz 1 dem bisherigen Recht. 

Wie bisher finden die Vorschriften des § 40 
des Entwurfs über Fahrpläne auch auf den 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen entspre- 
chende Anwendung (§ 45 des Entwurfs). Für 
den Gelegenheitsverkehr sind Vorschriften 
über Fahrpläne (wie bisher) entbehrlich. 
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B. Verkehr mit Obussen 

Zu § 41 (Verkehr mit Obussen) 

Wegen der allgemeinen Merkmale des Obus- 
verkehrs und des Straßenbahnverkehrs, ins- 
besondere hinsichtlich der Anlage (Fahrlei- 
tung) und des Betriebs, finden auf den Obus- 
verkehr die Vorschriften über Straßenbahnen 
Anwendung. 

C. L i n i c n v c r k c h r mit Kraft- 
fahrzeugen 

Zu § 42 (Begriffsbestimmung Linien verkehr) 

Zum Begriff des Linienverkehrs gehört, daß 
Fahrten zwischen bestimmten Punkten regel- 
mäßig — oder nach dem Wortlaut des 5 4 
Änderungsgesetz planmäßig“ — ausgeführt 
werden, wobei es nach § 3 Abs. 3 der DVO 
1935 dem linienmäßigen Verkehr keinen Ab- 
bruch tut, daß ein Fahrplan mit bestimmten 
Abfahrts- und Ankunftzeiten fehlt. 

Diese Definition ist nicht befriedigend, weil 
sie weitere Merkmale des Linienverkehrs, die 
ihn vom Gelegenheitsverkehr (§ 46 Abs. 1 
des Entwurfs) grundsätzlich unterscheiden, 
außer acht läßt. Es geht aus der bisherigen 
Begriffsbestimmung nicht klar hervor, daß 
der Linienverkehr an eine feste Streckenfüh- 
rung mit bestimmten Ausgangs- und End- 
punkten gebunden ist, daß aber andererseits 
die Fahrgäste freizügig sind, d. h. daß jeder 
Fahrgast an allen dafür vorgesehenen Stellen 
ein-, zu- oder aussteigen kann. Der ständige 
Fahrgastwechsel auf der Hin- und auf der 
Rückfahrt oder — beim Fehlen von Zwischen- 
haltestellen — für die Hin- und für die Rück- 
fahrt gehört also zum wesentlichen Merkmal 
des Linienverkehrs (Streckenbindung — Fahr- 
gastfreiheit). 

Diesen Gesichtspunkten versucht der Wort- 
laut des § 42 des Entwurfs besser gerecht zu 
werden als der § 4 Änderungsgesetz. Die neue 
Begriffsbestimmung hebt den Linienverkehr 
von dem in seinem Wesen und nach seinen 
Zwecken grundverschiedenen Gelegenheits- 
verkehr ab, insbesondere von den Ausflugs- 
fahrten (§ 48) und den Gesellschaftsreisen 
(§ 49), deren wesentliche Begriffsmerkmale 
das Zurückführen der Fahrgäste zum Aus- 
gangspunkt unter Ausschluß jeglicher Unter- 
wegsbedienung ist (Streckenfreiheit — Fahr- 
gastbindung). 


Daß der Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
nur mit Kraftomnibussen oder Personenkraft- 
wagen, also nicht mehr mit Lastkraftwagen 
ausgeführt werden darf, ergibt sich aus § 7 
des Entwurfs. 

Zu § 43 (Besondere Arten des Linienver- 
kehrs) 

Nach den Vorschriften des Gesetzes 1934 
stand es nicht einwandfrei fest, ob die Im 
Absatz 1 Nr. 1, 3 und 4 bezeichncten Be- 
förderungen als Linienverkehr genehmigungs- 
pflichtig waren. Auch die dazu ergangenen 
Erlasse des ehemaligen Reichsverkehrsmini- 
sters haben die Frage nicht eindeutig genug 
geklärt, laufen aber doch im allgemeinen dar 
auf hinaus, daß es sich bei diesen Beförde- 
rungen um Linienverkehr handelt. Auch die 
ob e r st e n Lan d es v c r k eh r sl> c hö r d en v c r f a h re n 
fast einhellig im Sinne dieser in den Erlassen 
des ehemaligen Reichsvcrkchrsministers ver- 
tretenen Auffassung. 

Es erschien deshalb notwendig, im Anschluß 
an den § 42 klarzustellen, daß diese Beför- 
derungen als besondere Arten des Linienver- 
kehrs mit gewissen Erleichterungsmöglich- 
keiten (Absatz 3) zu behandeln sind. Als 
Marktfahrten (Nr. 4) im Sinne regelmäßiger 
Beförderungen sollen dabei nicht die nur jähr- 
lich oder halbjährlich stattfindenden Fahrten 
zu Jahrmärkten angesehen werden. Hinzu- 
gekommen ist der sogenannte Werkferien- 
verkehr (Nr. 2). Als fünfte besondere Art 
des Linienverkehrs ist die regelmäßige Beför- 
derung von Theaterbesuchern festgesetzt 
worden, um die regelmäßigen Beförderungen 
zu erfassen, die systematisch der Heranfüh- 
rung von Theaterbesuchern (Theater-Abon- 
nenten) aus der näheren oder weiteren Um- 
gebung zu den Theateraufführungen nach 
bestimmten Plänen dienen; ähnliche Einrich- 
tungen für Konzertveranstaltungen und dgl. 
sind ebenfalls als Theaterfahrten anzusehen. 
Eine Beeinträchtigung des Gelegenheitsver- 
kehrs zum Theaterbesuch pp. soll durch diese 
Vorschrift nicht erfolgen. 

Durch Absatz 2 wird eine Lücke im bisheri- 
gen Recht geschlossen, die häufig zu Unklar- 
heiten Anlaß gab. 

Absatz 4 entspricht im wesentlichen den Be- 
stimmungen in dem den Gelegenheitsverkehr 
mit Überlandwagen betreffenden § 3 Abs. 4 
der DVO 1935. Zwar ist der Gelegenheits- 
verkehr mit Übcrlandwagen durch die Neu- 
fassung des § 4 des Gesetzes 1934 abgeschafft, 
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die Wiedereinführung dieser Vorschrift ist 
jedoch von den obersten Landesverkehrsbe- 
hörden gewünscht worden, weil sie zur Ver- 
hinderung eines ungenehmigten Linienver- 
kehrs unentbehrlich ist. 

Zu § 44 (Dauer der Genehmigung) 

Im Gegensatz zu § 17 Satz 2 der DVO 1935, 
wonach die Höchstdauer zehn Jahre beträgt, 
ist mit Rücksicht auf die ständige Weiterent- 
wicklung des Verkehrs eine Höchstdauer von 
nur acht Jahren als begründet anzusehen. Der 
Abschreibung der Fahrzeuge (in der Regel 
vier bis fünf Jahre) ist auch bei dieser Ver- 
kürzung noch voll Rechnung getragen. Damit 
die Höchstdauer nicht weiterhin als Regel- 
dauer angesehen wird, sondern jeder Fall bei 
der Genehmigung auf die voraussichtliche 
Dauer des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses 
geprüft und die Geltungsdauer der Genehmi- 
gung nach diesem Gesichtspunkt bemessen 
wird, ist Satz 1 der Höchstdauer in Satz 2 
vorangcstellt. 

Zu § 45 (Sonstige Vorschriften) 

Die Bestimmung entspricht den §§ 17 und 24 
des Gesetzes 1934 und § 33 der DVO 1935. 
Für die Befördcrungsentgclte und Beförde- 
rungsbedingungen der bundescigenen Ver- 
kehrsanstalten ist eine besondere Behand- 
lung notwendig. Bei der Wichtigkeit dieser 
Entscheidungen ist es Angelegenheit des Bun- 
desministers für Verkehr, eine Beteiligung der 
obersten Landes Verkehrsbehörden sidierzu- 
stcllen. 

Absatz 2 gibt die Bestimmung des § 34 Satz 2 
der DVO 1935 in klarerer Form wieder. 

Absatz 3 ist notwendig geworden, nachdem 
sich in zunehmendem Maße herausgestellt hat, 
daß Personenkraftwagen für Ausübung einer 
dem Personenbeförderungsrecht nicht unter- 
worfenen gewerblichen Tätigkeit, nämlich 
zur Vermietung an Selbstfahrer, verwendet 
werden. Absatz 2 enthält das Verbot für 
Linienfahrzeuge, § 47 Abs. 5 für Kraftdrosch- 
ken. Für Mietwagen (Personenkraftwagen 
§50) erscheint kein Verbot notwendig. 

D. Gelegenheitsverkehr 
mit K r a 1 t f a h r z e u g e n 

Zu § 46 (Formen des Gelegenheitsverkehrs) 

Der bisherige § 38 der DVO 1935 ist abge- 
ändert und ergänzt. Auf die einzelnen Vei- 


kehrsformen wird jeweils bei den sie betref- 
fenden Bestimmungen eingegangen. 

Absatz 4 geht auf einen Erlaß des Reichsver- 
kehrsministers vom 26. Juni 1935 (RVkBl. B 
S. 87) zurück; für diese Regelung haben sich 
die obersten Landcsverkehrsbehörden über- 
wiegend eingesetzt. 

Zu § 47 (Verkehr mit Kraftdroschken 
[Taxen]) 

Die §§ 39 Abs. 1 und 41 Abs. 1 der DVO 
1935 sind nach den praktischen Erfahrungen 
(Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 

4. Juni 1938 (RVkBl. ß S. 128) und in An- 
lehnung an die Rechtsprechung (Urteil des 
Landgerichts Braunschweig vom 11. April 
1951 — 4 Q 13/51 — ) neu gefaßt. 

Absatz 4 übernimmt § 63 Abs. 2 BOKraft. 

Absätze 2 und 4 des Entwurfs überschneiden 
sich nicht. Die Befördcrungsentgclte werden 
von der Genchmigungsbchörde in der Regel 
für ihren Zuständigkeitsbereich festgesetzt 
(vgl. auch § 68 BOKraft). Die Genehmigung 
kann aber nach Absatz 2 für einen darüber 
hinausgehenden Bereich erteilt worden sein; 
eine Beförderungspflicht des Kraftdroschken- 
unternehmers für diesen darüber hinaus- 
gehenden Bereich besteht nidit (Absatz 4). 

Absatz 5: Auf die Begründung zu § 45 Abs. 2 
wird verwiesen. 

Zu § 48 (Ausflugsfahrten) 

Im bisherigen Recht, §§ 39 Abs. 2 und 41 
Abs. 2 der DVO 1935 (Ausflugswagenver- 
kehr), fehlte cs an einer näheren Definition 
dieser Fahrten. Erst in der Praxis und in der 
Rechtsprechung (KG vom 10. März 1939, VAE 
[Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Ent- 
scheidungen, Verlag Albert Limbach, Berlin] 

5. 265; Ba. OLG Ss 43/50 — Es 7/50) hat 
sich eine Bcgriffsbildung entwickelt. Diese 
Entwicklung w ird im Entwurf berücksichtigt. 
Darunter fallen alle Rund- und Ausflugsfahr- 
ten, so z. B. Stadtrundfahrten, Tagesausflüge 
oder Wochenendfahrten zu Besichtigungs-, 
Erholungs- oder Vergnügungszwecken. Die 
Vorschrift über die Fahrscheine soll Mißbrau- 
che, z. B. Betreiben eines ungenehmigten Li- 
nienverkehrs, verhindern. Unter einem Wech- 
sel der Fahrzeuge ist nicht zu verstehen, wenn 
ein Fah rgast in ein anderes Fahrzeug des- 
selben Unternehmers einsteigt, das ebenfalls 
an der Ausflugsfahrt beteiligt ist. Von der 
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cincngcndcn Bestimmung über die Fahrt- 
dauer können Ausnahmen bei aufeinander- 
folgenden Feiertagen erteilt werden, wenn 
diese Fahrten noch den Charakter von Aus- 
flugsfahrten haben. 

Absatz 2 gibt die Möglichkeit, die Genehmi- 
gung auch für Ausflugsfahrten mit Personen- 
kraftwagen zu erteilen, wenn hierfür ein 
öffentliches Verkehrsbedürrnis vorliegt. Die 
Einführung dieser Bestimmung entspricht 
einer von vielen Unternehmern des Mict- 
wagenvcrkchrs in Fremdenvcrkchrsortcn seit 
langem ausgeübten und unbeanstandet ge- 
lassenen Betätigung, die nach dem Gesetz 

1934 (vgl. § 39 Abs. 2 der DVO 1933) bisher 
nicht zugclassen war. Welche Orte als Frem- 
denverkehrsgemeinden gelten, wird im Zwei- 
fel von der Genehmigungsbehörde im Beneh- 
men mit dem Landesverkehrsverband fcstzu- 
stellcn sein. 

Absätze 3 bis 5 entsprechen einer auf § 39 
des Gesetzes 1934 gestützten Anordnung des 
Reichsverkehrsministers vom 6. November 

1935 (RVkBl. B S. 183). 

Absatz 6 unterstellt, daß alle Voraussetzun- 
gen des § 3 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs er- 
füllt sind, wenn Reisebüros als Veranstalter 
auftreten, der Unternehmer aber auch nach 
außen hin als Genehmigungsinhahcr erkenn- 
bar ist. Durch einen Erlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 16. November 1935 (RVkBl. B 
S. 176) war nämlich bestimmt, daß Reise- 
büros auch dann einer Genehmigung für den 
Ausflugswagenverkehr bedürfen, wenn sic 
(ohne eigene Fahrzeuge zu verwenden) bei 
diesem Ausflugswagenverkehr sich der Unter- 
nehmer bedienten. Diese Regelung war nicht 
nur unzweckmäßig, sic veranlaßte die Reise- 
büros auch, sich eigene Fahrzeuge anzuschaf- 
fen und damit die Wettbewerbslage noch zu 
verschärfen. Aufgabe der Reisebüros nach 
dem Gesetz über die Ausübung der Rciscver- 
mittlung vom 26. Januar 1937 (RGBl. I S . 31) 
ist vor allem die eigentliche Rcisevermittlung 
(vgl. „Allgemeine Reiscbcstimmungcn“ vom 
Oktober 1952, herausgegeben vom Deutschen 
Reisebüro-Verband e. V. [DRV], Frank- 
furt [Main], abgedruckt in der Zeitschrift „Der 
Personenverkehr“ 1952 S. 202). Die Fiktion 
in Absatz 6 wird dieser Aufgabe gerecht. Mit 
ihr wird gleichzeitig erreicht, daß der Unter- 
nehmer seine Unternehmereigenschaft in 
jedem Falle beibehält. 

Der Bedingung in Absatz 6 Satz 2, nach der 
der Unternehmer „hei der Veranstaltung 
nach außen hin als Genchmigungsinhabcr 


erkennbar“ sein muß, wird neben der durch 
die BOKraft vorgeschriebene Beschriftung des 
Fahrzeugs mit dem Namen und Wohnsitz 
(Betriebssitz) des Unternehmers dadurch aus- 
reichend Rechnung getragen, daß auf dem 
Fahrschein, der die Beförderungsstrecke und 
das Bcförderungsentgclt auszuweisen hnt 
(Absatz 1), der Unternehmer als Vertrags- 
partner des reinen Beförderungsvertrages an- 
gegeben ist, womit dieser auch die Verant- 
wortung für die Erhebung und Abführung 
der Beförderungsteuer nach den Beförderung- 
steuervorschriften trägt. 

Zu § 49 (Gesellschaftsreisen) 

Die Begriffsbestimmung ist neu. \n gleicher 
Weise wie im internationalen Verkehr hat 
die Entwicklung auch im innerdeutschen 
Verkehr dazu geführt, daß über mehrere 
Tage hinausgehende, oft mehrwöchige Reisen 
mit bequemen Reiseomnibussen ausgeschrie- 
ben und veranstaltet werden. Die Reisen 
müssen einen ausgesprochenen touristischen 
Charakter tragen; um dies sicherzustellen, 
sind in die Vorschriften des Entwurfs einige 
Bedingungen aufgenommen worden, so das 
Verbot des Nachtdurchfahrens. In Absatz 5 
sind Überwachungsmöglichkeiten geschaffen. 

Absatz 6 dient der Erleichterung der durch 
die Genehmigungsbehörden der Länder vor- 
zunehmenden Abstimmung der Fcrienziel- 
Reiscn. Die nach § 49 Abs. 7 Satz 2 voraus- 
gesetzten Erfahrungen sind auch als gegeben 
anzusehen, wenn eine ständige Zusammen- 
arbeit mit bewährten Reisebüros nachgewie- 
sen wird. 

Absatz 9 soll die Überwachung der Vor- 
schriften über Gesellschaftsreisen ermöglichen. 
Diese Gesellschaftsreisen dienen in den bei- 
den nach Absatz 2 vorgesehenen Formen 
(Pauschalrundreisen und Fcricnziel-Reisen) 
verschiedenen Zwecken. 

Absätze 1, 5, 7, 8 und 9 enthalten die für 
Gesellschaftsreisen gemeinsamen Vorschrif- 
ten, Absatz 3 handelt nur von Pauschalrund- 
reisen, Absätze 4 und 6 betreffen nur Ferien- 
zicl-Reiscn. 

Bei den Pauschalrundreisen (Absatz 3) wird 
von dem Reisenden Wert darauf gelegt, 
durch landschaftlich schöne Gegenden zu 
fahren und unterwegs alle Sehenswürdigkei- 
ten kenncnzulernen und zu genießen. Der 
Reisende will dabei jeder Sorge für Unter- 
bringung, Verpflegung und für den sonstigen 
Reiseablauf enthoben sein, bei Auslandsreisen 
auch der Sorge für Paß- und Deviscnangcle- 
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genheiten. Solche Reisen sind heute nach dem 
internationalen „Abkommen über die Auf- 
hebung der Beschränkungen der Freiheit der 
Straße“ in zunehmendem Maße üblich. Bei 
diesen Pauschalrundreisen müssen die Reisen- 
den auf derselben Fahrt wieder an den Aus- 
gangsort der Reise zurückgeführt werden. 

Ferner gibt es Reisende, die gegen Zahlung 
einer Pauschale oder auch nur des Befördc- 
rungscntgelts mit einem bequemen Rcise- 
omnibus durch landschaftlich schöne Gegen- 
den ein bestimmtes Reiseziel als Erho- 
lungsaufenthalt aufsuchen wollen, wobei sie 
auf die Vorzüge einer touristisch gestalteten 
Hin- und Rückreise Wert legen. Diese Form 
der Fcrienziel-Reiscn (Absatz 4) — sie wer- 
den international „Pcndelreisen“ genannt — 
hat sich eingebürgert, sie entspricht jedoch 
keiner der bisher zugelasscnen Formen des 
Gelegenheitsverkehrs. Der Entwurf bringt 
nunmehr für diesen bisher gesetzlich nicht 
einwandfrei erfaßten Verkehr eine gesetzliche 
Regelung. Bezüglich der Veranstaltung von 
Ausflugsfahrten am Zielort wird durch den 
Entwurf die bisher bestehende rechtliche Un- 
klarheit beseitigt. Zu § 49 Abs. 5 und 7 
Satz 2 kann sich eine Beteiligung der Frcm- 
denvcrkchrsreferenten der Länderbehörden 
durch die Genehmigungsbehörden empfehlen. 

Hinsichtlich der Reisebüros gelten die Aus- 
führungen zu § 48 Abs. 6. 

Zu § 50 (Verkehr mit Mietwagen) 

Ähnlich wie im bisherigen Ausflugswagen- 
verkehr enthalten §§ 39 Abs. 4 und 41 Abs. 4 
der DVO 1935 keine klare Definition. Sic 
wird durch den Entwurf in Anlehnung an die 
praktische Handhabung und Runderlasse des 
Reichsverkehrsministers gegeben. Der Unter- 
nehmer von Mietwagenverkchr unterliegt 
auch künftig nach Absatz 4 nicht der Be- 
triebspflicht (§ 21 des Entwurfs), ihn bedroht 
nur (wie bisher durch § 31 Abs. 2 des Ge- 
setzes 1934) die Rücknahme der Genehmi- 
gung, wenn er den Verkehr ohne zwingende 
Gründe während eines Zeitraums von 9 Mo- 
naten nicht ausgeübt hat (§ 25 Abs. 2 Nr. 3 
des Entwurfs; vgl. auch die Begründung 
hierzu). Dagegen erschien cs in Übereinstim- 
mung mit den Wünschen der Fachvertretung 
des Gewerbes angezcigt, der Befreiung des 
Mietwagenverkehrs von der Beförderungs- 
pflicht (§ 22 des Entwurfs) die Einschränkun- 
gen aufzuerlegcn, die im zweiten Halbsatz des 
Absatzes 4 festgesetzt sind. 


Zu § 51 (Dauer der Genehmigung für den 
Gelegenheitsverkehr) 

Während die Genehmigung bisher nach § 17 
der DVO 1935 auf die Dauer von 2 Jahren, 
nach dem Erlaß des Rcichsverkchrsministers 
vom 26. Juni 1935 (RVkRl. B S. 87) im 
Höchstfälle auf die Dauer von 5 Jahren er- 
teilt werden kann, sicht der Entwurf eine 
Höchstdauer von 4 Jahren vor. Er geht also 
über das Gesetz 1934 hinaus. 

Zu § 52 (Beförderungsentgelte, Beförderungs- 
bedingungen) 

Die Bestimmung entspricht § 32 des Gesetzes 
1934 und § 45 der DVO 1935. Wie bisher 
hat also die Genehmigungsbehörde für den 
Droschkenverkehr Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen festzusetzen. Dar- 
über hinaus enthält die BOKraft (§§ 68 
und 69) auf diesem Gebiet Sonderbestim- 
mungen für den Droschkenverkehr. 

Über das bisherige Recht hinaus soll der 
Bundesminister für Verkehr im Einverneh- 
men mit dem Bundesministcr für Wirtschaft 
ermächtigt sein, Rahmenvorschriften über die 
Beförderungsentgelte im Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen zu erlassen. Diese Er- 
mächtigung ist notwendig, weil dieser Gele- 
genheitsverkehr in zunehmendem Maße dem 
an feste Tarife gebundenen Schienenverkehr 
und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
einen unbilligen Wettbewerb bereitet, dem 
begegnet werden muß. 

Im übrigen kann die Genchmigungsbehörde 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbedin- 
gungen fcstsetzcn (Abs. 2). 


IV. Auslands verkehr 

Der Auslandsvcrkehr in seinen beiden For- 
men, dem grenzüberschreitenden Verkehr 
und dem Transitverkehr, wird in den §§53 
und 54 geregelt. Über die gesetzlich festzu- 
legcnde Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Ländern auf diesem Gebiet haben mit den 
obersten Landesverkehrsbehörden der Bun- 
desrepublik eingehende Besprechungen statt- 
gefunden. Fis wurde allseitig anerkannt, daß 
dem Bund, dem nach Art. 32 GG die Pflege 
der Beziehungen zu auswärtigen Staaten zu- 
steht, auf dem Gebiete des Auslandsverkehrs 
eine besondere Stellung eingeräumt werden 
muß. 
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Zu § 53 (Grenzüberschreitender Verkehr) 

In § 38 des Gesetzes 1934 war der Reichs- 
verkchrsminister ermächtigt, die gewerbs- 
mäßige Beförderung von Personen, die im 
Ausland beginnt oder mit Kraftfahrzeugen 
betrieben wird, die im Auslande zugelassen 
sind, abweichend von den Vorschriften d~s 
Gesetzes zu regeln. Er hat von dieser Er- 
mächtigung nur für den Gelegenheitsverkehr 
durch den sogenannten „Olympiade-Erlaß 4 * 
(Anordnung vom 27. Juni 1936 [RVkBl. 3 
S. 239]) und Runderlaß vom 19. Januar 1937 
(RVkBl. B S. 8) Gebrauch gemacht. Für Fälle, 
die durdi den Erlaß vom 19. Januar 1937 
nicht betroffen sind, gelten bisher für den 
internationalen Verkehr die Vorschriften des 
Gesetzes 1934 und seiner Ausführungsbestim- 
mungen. Zu Absatz 1 wird im übrigen auf 
die Ermächtigung in § 59 Abs. 1 Nr. 3 des 
Entwurfs verwiesen. 

Das Einvernehmen des Bundesministers für 
Ve 'kehr (Absatz 2 Nr. 2) ist im Hinblick auf 
Art. 32 GG unerläßlich (vgl. nach der ver- 
fassungsrechtlichen Seite die Begründung zu 
§ 54 des Entwurfs). 

Übereinkommen im Sinne des Absatzes 3 
sind bereits mit der Mehrzahl der Nachbar- 
staaten der Bundesrepublik (ausgenommen 
die Oststaaten) bilateral getroffen worden. 
Hinzu kommen die multilateralen Abkom- 
men, wie z. B. das Abkommen über die Auf- 
hebung der Beschränkungen der Freiheit der 
Straße, das zwischen der Mehrzahl der west- 
europäischen Staaten für den Touristenver- 
kehr abgeschlossen wurde. 


Zu § 54 (Transit- [Durchgangs-] Verkehr) 

Zu Absatz 1 wird auf die Ermächtigung in 
§ 59 Abs. 1 Nr. 3 verwiesen. 

Der gewerbliche Transitverkehr hat sich erst 
nach dem letzten Kriege unter Förderung 
durch die UN (ECE-Binnenverkehrsausschuß) 
entwickelt und ist besonders im letzten Jahr 
stark angewachsen. Dies gilt sowohl für den 
Linien- als auch für den Gelegenheitsverkehr. 
Es besteht bereits ein ausgedehntes europäi- 
sches Autobus-Liniennetz. Es ist anerkannt 
und bereits Praxis geworden, daß die Ertei- 
lung der Genehmigung in diesem Falle vom 
Bunde erfolgt. Zur Frage der Zuständigkeit 
der Bundesministerien zum Erlaß von über- 
regionalen Verwaltungsakten hat die Bundes- 
regierung in der Bundestagsdrucksache 


Nr. 1357 der 1. Wahlperiode Anlage 3 u. :i. 
wie folgt Stellung genommen: 

„Es ist seit jeher anerkannt, daß im Ver- 
fassungstext nicht jede Zuständigkeit aus- 
drücklich und erschöpfend ausgeführt wer- 
den muß. Die Frage der Zuständigkeit ist 
mithin, wo das Grundgesetz schweigt, 
durch Auslegung zu ermitteln. Die Aus- 
legung des Wortes „zuläßt“ in Art. 83 GG 
in dem Sinne, daß die Zuständigkeit aus- 
drücklich im Grundgesetz ausgesprochen 
werden müsse, ist indes zu eng und ent- 
spricht nicht der staatsrechtlichen Übung. 
Unter „zuläßt“ ist vielmehr auch diejenige 
Zulassung zu verstehen, die sich, ohne 
ausdrücklich genannt zu sein, zwanglos 
dein Grundgesetz entnehmen läßt. Im 
Grundgesetz ist die Bildung von Bundcs- 
minisrerien vorgeschrieben, ohne daß deren 
Aufgaben besonders festgelcgt sind. Nach 
Artikel 65 GG leitet jeder Bundesminister 
seinen Geschäftsbereich selbständig und 
verantwortlich innerhalb der Richtlinien 
des Bundeskanzlers. Aus der Tatsache der 
Errichtung von Ministerien und der Zu- 
weisung eines Geschäftsbereichs ergibt sich 
naturnotwendig, daß den Ministern als 
Organ der Exekutive gewisse Verwaltungs- 
befugnisse zustehen müssen, die sie zur 
Durchführung ihrer Aufgaben benötigen. 
Der Gesetzgeber hat sie insoweit als selbst- 
verständlich vorausgesetzt, als die Befug- 
nisse z. B. diejenigen Verwaltungsakte be- 
treffen, die zur Einrichtung, Erhaltung 
oder Leitung der Ministerien erforderlich 
sind. Dies gilt ferner für solche Verwal- 
tungsakte, die sich aus der Eigenart eines 
Ministeriums zwingend ergeben. Dasselbe 
muß auch für solche Angelegenheiten gel- 
ten, die nach Umfang, Auswirkung oder 
Bedeutung über den Machtbereich eines 
einzelnen Landes hinausgehen und daher 
dessen Verwaltung entzogen sind.“ 

In diesem Zusammenhänge wird auch auf die 
Erörterung dieser Fragen in der 4L und 
42. Sitzung des Rechtsausschusses des Bundes- 
rates Bezug genommen. 

Diese Ausführungen gewinnen noch an Be- 
deutung, wenn, wie hier, Art. 32 GG berück- 
sichtigt werden muß. Eine andere Behandlung 
würde zu unhaltbaren Konsequenzen führen. 
In diesem Falle ist aus der Struktur der Ver- 
fassung zu entnehmen, daß ein Verwaltungs- 
akt der obersten Bundesbehörden statthaben 
darf. Die Mitwirkung der Länder ist in jedem 
Falle durch Absätze 2 und 3 sichergestellt. 
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V. Aufsicht 

Zu § 55 (Aufsicht) 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen 
den Vorschriften des § 11 des Gesetzes 193-1, 
des § 21 der DVO 1935 und dem Erlaß des 
Reichsverkehrsministers vom 23. Februar 
1942 (RVkBl. B S. 22). Die Aufsichtsbefugnis 
schließt das Recht und die Pflicht der Auf- 
sichtsbehörden zu Weisungen an den Unter- 
nehmer (im Gesetzentwurf „Anordnungen^ 
genannt) ein. 

Absatz 3, der die Aufsichtsangelegenheiten 
der Deutschen Bundespost und der Deutschen 
Bundesbahn betrifft, läßt im übrigen § 90 
BOKraft unberührt. 


VI. Rechtsmittelverfahren 

Zu § 56 (Rechtsmittel) 

Die Bestimmungen in § 35 Abs. 2 des Ge- 
setzes 1934 in Verbindung mit § 47 der 
DVO 1935 sahen vor, daß der Reichsver- 
kehr sminister über Beschlüsse und Verfügun- 
gen der höheren Verwaltungsbehörde in der 
ßeschwerdestufe zu entscheiden hatte (vgl. 
auch § 48 DVO 1935). Insoweit ist § 35 
Abs. 2 des Gesetzes 1934 durch Art. 30, 83 GG 
überholt. Zuständig für diese Entscheidungen 
sind die obersten Landesverkehrsbehörden. 
Das Beschwerdeverfahren wird jedoch in den 
Ländern nicht einheitlich nach § 35 des Ge- 
setzes 1934 durchgeführt; vielmehr wird in 
einzelnen Ländern Landesrecht angewandt 
bzw. nach der Mil. -Reg. -Verordnung Nr. 165 
über die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der 
britischen Zone (VOBl. für die britische Zone 
1948, S. 261) verfahren. Hinzu kommt, daß 
auch der Verwaltungsaufbau in den einzelnen 
Ländern verschieden (zwei- oder dreistufige 
Verwaltung) und vereinzelt die oberste Lan- 
desverkehrsbehörde selbst Genehmigungs- 
behörde ist. Durch den dem Deutschen Bun- 
destag zur Zeit vorliegenden Entwurf einer 
Verw'altungsgerichtsordnung (Bundestags- 
drucksache 462) wird eine für die Bundes- 
republik einheitliche verwaltungsgerichtliche 
Verfahrensordnung angestrebt, die nach ihrem 
Inkrafttreten auch auf dem Gebiet des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes gelten soll. Gerade 
auf diesem Gebiet hat die Erfahrung gelehrt, 
daß es notwendig ist, den Verwaltungsakt in 
einem weiteren Verfahren nachprüfen zu 


lassen, bevor die Verwaltungsgerichte ange- 
rufen werden. Dieser Notwendigkeit der 
Praxis trägt Satz 2 unter Ausschöpfung der 
im § 70 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs einer 
Verwaltungsgerichtsordnung vorgesehenen 
Möglichkeit Rechnung. Bis zum Inkrafttreten 
der Verwaltungsgerichtsordnung soll die im 
§ 66 Abs. 5 vorgesehene Übergangsregelung 
gelten, die ebenfalls den vorgenannten Erfor- 
dernissen entspricht. 


Zu § 57 (Verfahren in besonderen Fällen) 

Die Sonderregelung bedeutet eine unverzicht- 
bare Einflußnahme des Bundesministers für 
Verkehr auf die Verkehrsinteressen der Deut- 
schen Bundespost und der Deutschen Bundes- 
bahn, wie sie nach dem bisherigen Recht be- 
standen hat. In diesem Zusammenhang wird 
auf die Einzelbegründung zu § 1 1 verwiesen. 
Andererseits soll durch § 57 keineswegs den 
Landern das ihnen nach Art. 30, 83 GG zu- 
stehende Recht, das Gesetz auszuführen, 
streitig gemacht werden. Das Grundgesetz 
gibt keine ausdrückliche Lösung für diese 
krage. Es geht nicht an, den Konflikt einseitig 
zu Gunsten der Länder zu entscheiden, denn 
hierdurch würde den Ländern ein ihnen nach 
dem Grundgesetz nicht zustehender unmittel- 
barer Eingriff in die bundeseigene Verwal- 
tung zugebilligt werden. Eine Lösung in dem 
hier vorliegenden Konfliktsfall bringt der 
Entwurf, indem Bund und Länder tätig wer- 
den sollen. 


VII. Erlaß von Bau- und Betriebsvorschriften 

VIII. Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen und allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften 

Der ehemalige Reichs verkehrsminister war 
durch § 39 Abs. 1 des Gesetzes 1934 zum 
Erlaß von Rechts- und Verwaltungsverord- 
nungen zum Gesetz in allgemeiner Eorm er- 
mächtigt, ferner durch § 38 zur abweichenden 
Regelung des Auslandsverkehrs und durch 
§ 1 Abs. 3 zur Erteilung von Befreiungen von 
den Vorschriften des Gesetzes. Der Entwurf 
wiederholt diese Ermächtigungen in den 
§§ 58 und 59 in bestimmter, dem Art. 80 
Abs. 1 GG Rechnung tragender Form und 
ergänzt sie in § 60 durch eine Ermächtigung 
zum Erlaß der erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften. 
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Zu § 58 

In Ausübung der ihm erteilten Ermächtigung 
hat der ehemalige Reichsverkehrsminister 
zum Personenbeförderungsgesetz zwei Ver- 
ordnungen erlassen, die im wesentlichen die 
Bestimmungen mehr polizeilichen und tech- 
nischen Inhalts zum Gegenstand haben, die 
zur Anwendung des Gesetzes erforderlich 
sind. Es sind dies die Verordnung über den 
Bau und Betrieb der Straßenbahnen (BOStrab) 
und die Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr 
(BOKraft). Wie bisher, erschien es nicht an- 
gängig, diese Bestimmungen technischen und 
polizeilichen Charakters in das Gesetz selbst 
zu nehmen, sondern sie Rechtsverordnungen 
vorzubehalten, die neben dem Gesetz die 
notwendigen Vorschritten dieser Art bringen. 
Dementsprechend hat nach § 58 des Entwurfs 
der Bundesminister für Verkehr mit Zustim- 
mung des Bimdesrates Rechtsverordnungen 

1. über den Bau und Betrieb der Straßen- 
bahnen und Obusse und 

2. über den Betrieb von Kraftfahrunter- 
nehmen im Personenverkehr zu erlassen. 

Absatz 1 soll auch zur Ordnung im gewerb- 
lichen Verkehr die Kennzeichnung der Kraft- 
fahrzeuge nach ihrer Verwendung ermög- 
lichen. 

Absatz 2: Die bestehende BOKraft und ent- 
sprechend auch die künftige Rechtsverord- 
nung über den Betrieb von Kraftfahrunter- 
nehmen im Personenverkehr erfaßt die 
Unternehmen im Sinne des § 3 Abs. 3 des 
Gesetzentwurfs. Es wird aber notwendig sein, 
auf die von der Genehmigungspflicht frei- 
gestellten (§ 2 Abs. 3 und 4 des Entwurfs) 
Beförderungen (die also nicht Kraftfahrunter- 
nehmen im vorstehenden Sinne sind) im In- 
teresse der Verkehrssicherheit einzelne Vor- 
schriften der BOKraft zur Anwendung zu 
bringen; gedacht ist hier besonders an die 
Ausweise für Fahrer von Omnibussen, ferner 
aber auch an die regelmäßige Untersuchung 
der Fahrzeuge. Im Interesse der Verkehrs- 
sicherheit sollen die einschlägigen Vorschrif- 
ten der BOKraft auch auf solche Fahrzeuge 
ausgedehnt werden können, die zur Vermie- 
tung an Selbstfahrer bestimmt sind. 

Absatz 3: Um ein Höchstmaß an Verkehrs- 
sicherheit zu erzielen, müssen die technischen 
Vorschriften über die Beschaffenheit und 
Prüfung von Eahrzeugteilen und über Einzel- 
teile für den Bau und Betrieb von Straßen- 
bahnen und Obussen laufend und schnell dem 


jeweiligen Stand der technischen Entwick- 
lung angepaßt werden können. Zu den Vor- 
schriften für den Bau und Betrieb von Stra- 
ßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen, 
die als Rechtsverordnungen auf Grund des 
Gesetzes 1934 erlassen wurden und auch in 
Zukunft mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen werden, wurden zur Anpassung an 
die schnell fortschreitende technische Entwick- 
lung vom ehemaligen Reichsverkehrsminister 
Ausführungsbestimmungen erlassen, die der 
Bundesminister für Verkehr ohne die mög- 
licherweise längere Zeit erfordernde Mitwir- 
kung des Bundesrates nach Anhörung der Hil- 
den Verkehr zuständigen obersten Landes- 
behörden ergänzen oder ändern können muß. 
Auch der Industrie wird hierdurch die Mög- 
lichkeit gegeben, insbesondere auf dem Gebiet 
des Exports, wettbewerbsfähig zu bleiben. Im 
einzelnen handelt es sich um Vorschriften 
über die Beschaffenheit und Prüfung von 
Fahrzeugteilen, insbesondere des Antriebs 
der Brems- und Beleuchtungseinrichtungen 
von Straßenbahnen und Obussen, um die 
Gestaltung und Verlegung des Unter- und 
Oberbaues der Straßenbahnen, Stromversor- 
gung, Fahrleitungen, Signalanlagen und Be- 
triebsvorschriften. Eine entsprechende Rege- 
lung ist auch bereits in Art. 5 des Gesetzes 
zur Sicherung des Straßenverkehrs vom 
19. Dezember ‘l 952 (BGBl. I S. 832) getroffen. 

Zu § 59 (Rechtsverordnungen) 

Der § 59 bringt die Ermächtigungen für die 
Regelung der übrigen Gegenstände, die in der 
eingangs erwähnten Ermächtigung für den 
ehemaligen Reichsverkehrsminister enthalten 
waren. Diese Ermächtigungen des ehemaligen 
Reichsverkehrsministers ergänzt der § 59 u. a. 
durch eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rcehtsverordnungen: in Absatz 1 Nr. 4 über 
die zahlenmäßige Beschränkung der Geneh- 
migungen für den Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftomnibussen nach § 49, in Nr. 6 über 
einheitliche Allgemeine Beförderungsbedin- 
gungen, in Nr. 7 über Rahmenvorschriften 
für Beförderungsentgelte im Gelegenheits- 
verkehr mit Kraftomnibussen (vgl. auch die 
Begründung zu § 52), in Nr. 8 über die Ge- 
währung von einheitlichen Ermäßigungen der 
Beförderungsentgelte im Lmienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen und in Nr. 12 über die 
Übertragung der dem Bundesminister für 
Verkehr eingeräumten Verwaltungsbefugnisse 
auf andere Bundesbehörden. 

Die Mitwirkung der Preisbehörden und des 
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Bundesministers für Wirtschaft ist in Abs. 2 
geregelt. 

IX. Straf- und Bußgeldvorschriften 

Zu §§ 61 bis 63 (Strafbestimmungen) 

Die Strafbestimmungen waren in § 40 (Ver- 
gehen) und § 41 (Übertretungen) des Gesetzes 
1934 enthalten. Der Entwurf übernimmt im 
wesentlichen § 40 des Gesetzes 1934 und geht 
im übrigen auf das Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 25. März 1952 (BGBl. I 
S. 1 77) zurück. 


X. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Zu § 64 (Frühere Genehmigungen) 

Der Entwurf enthält die Überleitung der 
bestehenden Genehmigungen einschließlich 
der auf Grund des Anzeigeverfahrens erwor- 
benen Rechte der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn. 

Zu § 65 (Ruhende Genehmigungen) 

Die Bestimmung ist nur für Einzelfälle von 
praktischer Bedeutung und soll auf diesem 
Gebiet abschließend klare Verhältnisse 
schaffen. 

Zu § 66 (Andere Gesetze) 

Absatz 1 : Die bisherige Regelung befand 
sich in § 34 Abs. 1 des Gesetzes 1934. 
Die Aufzählung im Entwurf dient der Klar- 
stellung. 

Absatz 2 entspricht § 34 Abs. 2 des Gesetzes 
1934. Von der in Satz 2 dieser Vorschrift ent- 
haltenen Ermächtigung hatte der Reichsver- 
kehrsminister durch Erlaß vom 6. Dezember 
1937 (RVkBl. B S. 150) Gebrauch gemacht. 
Der Entwurf bringt eine Anpassung des Ge- 
setzes vom 7. März 1934 (RGBl. II S. 91) an 


die neuen Vorschriften und erweitert die An- 
wendung auf die Obusunternehmen. 

Absatz 3 sieht ausdrücklich vor, daß Obusse 
beförderungsteuerrechtlich als Kraftfahrzeuge 
zu behandeln und die in § 43 Abs. 1 und 2 
genannten Verkehrsarten nicht Linienverkehr 
im Sinne des Beförderungsteuerrechts sind. 

Absatz 4: Nach § 6 der Gewerbeordnung sind 
deren Vorschriften auf „Eisenbahnunterneh- 
mungen“ nicht anzuwenden. Die Straßen- 
bahnen gehören zu den Eisenbahnunterneh- 
mungen im Sinne der Gewerbeordnung. Es 
liegt aber in der Linie der allgemeinen Ent- 
wicklung des Arbeitsschutzrechts, die Bestim- 
mungen des Titels VII der Gewerbeordnung 
auch auf Straßenbahnbetriebe anzuwenden. 
Satz 2 regelt die Zuständigkeit für die auf 
Grund des § 120 e Abs. 1 der Gewerbeord- 
nung zu erlassenden Rechtsverordnungen. In 
den Verwaltungsvorschriften soll insbeson- 
dere festgelegt werden, daß die Gewerbe- 
aufsichtsbehörden die Aufsicht in den Werk- 
stätten und den Verwaltungsgebäuden aus- 
iiben, während die technischen Aufsichts- 
behörden im Sinne dieses Gesetzes die Be- 
triebe als Ganzes, insbesondere hinsichtlich 
des Baues und Betriebs der Anlagen und 
Fahrzeuge, beaufsichtigen. Die §§ 37, 40 
und 76 der Gewerbeordnung waren bereits 
durch § 45 des Gesetzes 1934 aufgehoben 
worden. 

Absatz 5: Auf die Begründung zu § 56 wird 
verwiesen. 

Zu § 67 (Inkrafttreten, Aufhebung von 
Rechtsvorschriften) 

Die Aufzählung in Absatz 2 ist nur bei- 
spielsmäßig, wie sich aus den Worten „hierzu 
gehören insbesondere“ ergibt. Darunter fal- 
len auch Abänderungen und Ergänzun- 
gen des Gesetzes 1934 (in der Fassung des 
Gesetzes vom 6. Dezember 1937) und der 
zu dessen Durchführung erlassenen Vorschrif- 
ten, die von den Ländern vorgenommen 
und partielles Bundesrecht geworden sind. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

b) In Abs. 2 wird Satz 3 gestrichen. 


1 . Zu § 2 

a) Abs. 4 wird am Ende wie folgt ergänzt: 
„Vor Inbetriebnahme ist dieser Verkehr 
der GenehmigungshehÖrde anzuzeigen. 
Über die erfolgte Anzeige wird dem 
Antragsteller eine Bescheinigung ausge- 
händigt, die vom Kraftfahrzeugführer 
mitzuführen und auf Verlangen den 
zuständigen Beamten vorzuzeigen ist.“ 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung 
soll eine Kontrolle darüber ermöglicht 
werden, ob die Voraussetzungen für 
einen genehmigungsfreien Verkehr 
vor liegen oder ob nicht der Arbeitgeber 
die Genehmigungsfreiheit dieses Berufs- 
verkehrs mißbraucht. Die Ergänzung 
empfiehlt sich auch wegen der Bestim- 
mung des § 58 Abs. 2 Nr. 1. 

b) Abs. 6 

aa) In Satz 1 werden die Worte „bei 
Betriebsstörungen“ ersetzt durch die 
Worte „bei Notständen und Be- 
triebsstörungen“. 

bb) In Satz 2 wird die Zahl „48“ durch 
die Zahl „72“ ersetzt. 

Begründung 

Es gibt Notstände, die nicht Betriebs- 
störungen zu sein brauchen und den- 
noch sofortige Ersatzverkehre notwen- 
dig machen. Die in Satz 2 vorausge- 
setzte Zeitdauer von 48 Stunden bei 
Betriebsstörungen und Notständen 
reicht nicht aus. 

2. Zu § 3 

a) In Abs. 2 Satz 2 werden nach dem 
Wort „Land es verkehrsbehörde“ die 
Worte eingefügt „oder die von ihr be- 
stimmte Behörde“. 


Begründung 

Die Einfügung der Delegationsmöglich- 
keit entspricht einem allgemeinen Ver- 
waltungsbedürfnis und gestattet es, den 
besonderen Gegebenheiten in den Län- 
dern Rechnung zu tragen. 

3. Zu § 4 

Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Straßenbahnen gelten auch Bah- 
nen, die als Hoch- oder Untergrundbah- 
nen, Schwebebahnen oder ähnliche Bahnen 
besonderer Bauart angelegt sind oder an- 
gelegt werden, ausschließlich oder überwie- 
gend der Beförderung von Personen im 
Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen 
und nicht Bergbahnen sind.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung und 
trägt der Tatsache Rechnung, daß Berg- 
bahnen in der Regel Bahnen besonderer 
Bauart sind. 

4. Zu § 6 

Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Verpflichtungen des Unterneh- 
mers nach diesem Gesetz werden durch 
den Gebrauch von rechtsgeschäftlichen oder 
firmenreditlidienGestaltungsmöglichkeiten, 
die zur Umgehung der Bestimmungen des 
Gesetzes geeignet sind, nicht berührt.“ 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Einführung 
des Scheintatbestandes hat sich bereits im 
Güterkraftverkehrsrecht nicht bewährt, 
weil die Gerichte dazu neigen, als Schein- 
tatbestand nur Umgehungstatbestände an- 
zuerkennen, die vorgetäuscht sind. Die 
Umgehung des Gesetzes erfolgt jedoch in 
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der Regel nicht durch Schaffung von Tat- 
beständen, die zum Schein erfolgen, son- 
dern tatsächlich gesetzt werden. 

Außerdem beinhaltet der Begriff des 
Scheintatbestandes ebenso wie der Begriff 
des Mißbrauchs nach § 6 PBefG alter Fas- 
sung ein subjektives Tatbestandsmerkmal, 
das in der Verwaltungspraxis nur nach den 
Tatumständen beurteilt werden kann und 
daher schwer nachzuweisen ist. Auf eine 
entsprechende Vorschrift in § 22 Abs. 2 
GüKG wird hingewiesen. 

5. Zu § 8 

a) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Ge- 
nehmigungsanträge“ die Worte ein- 
gefügt „nach ihrem pflichtgemäßen Er- 
messen und unbeschadet der Vorschrif- 
ten des § 13 Abs. 2 bis 5“. 

Begründung 

Auf diese Weise wird die verfahrens- 
mäßige Bedeutung der im § 8 Abs. 2 
enthaltenen Grundsätze im Verhältnis 
zu den Genehmigungsvoraussetzungen 
in § 13 klargestellt. 

b) In Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 werden die 
Worte „haben die Schienenunternehmen 
den Vorrang“ ersetzt durch die Worte 
„sollen die Schienenunternehmen den 
Vorrang haben“. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, die Sollvorschrift des 
Einleitungssatzes zu Abs. 2 auch bei der 
Aufzählung der einzelnen Grundsätze 
zum Ausdruck zu bringen. Dies ist ins- 
besondere zur Klarstellung in etwaigen 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
notwendig. 

Entsprechendes gilt für Abs. 2 Nr. 1 
Satz 3, Abs. 2 Nr. 2, Nr. 3 Satz 1, 
Nr. 5. 

c) In Abs. 2 Nr. 1 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

„Schienenparallelverkehr ist der Linien- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen auf den 
in der allgemeinen Verkehrsrichtung 
der Schiene verlaufenden und für die- 
sen Verkehr geeigneten Straßen, wobei 
Ausgangs- und Endpunkt und wesent- 
liche der zu bedienenden Orte Bahn- 
stationen sind.“ 


Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Begriffs- 
bestimmung des Schienenparallelver- 
kehrs ist zu eng gefaßt, weil dadurch 
der Zielverkehr zwischen Verkehrs- 
zentren nicht erfaßt wird, der den be- 
rechtigten Interessen der Bundesbahn 
vielfach abträglich ist. 

d) In Abs. 2 Nr. 2 erhält der Bedingungs- 
satz nach dem Wort „Vorrang“ fol- 
gende Fassung: 

„wenn die Verbindung von Personen- 
und Postsachenbeförderung im öffent- 
lichen Interesse geboten ist.“ 

Begründung 

Ein Vorrang der Bundespost kann 
nicht nach dem Interesse des Postdien- 
stes beurteilt werden. Es muß vielmehr 
ein öffentliches Verkehrsinteresse an 
der Verbindung von Personen- und 
Postsachenbeförderung ausschlaggebend 
sein. Andernfalls würden die kommu- 
nalen und privaten Linienunternehmen 
des Personenverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen benachteiligt werden. 

e) In Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 werden nach 
dem Wort „Kraftfahrzeugen“ einge- 
fügt die Worte „und Obussen“. 

Begründung 

Es ist gerechtfertigt, den Vorrang der 
örtlichen kommunalen Verkehrsbetrie- 
be auf Obusse auszudehnen. Dies 
trägt der zunehmenden Umstellung der 
Kraftfahrzeuge im Orts- und Nachbar- 
ortslinienverkehr auf diese Betriebsart 
Rechnung. 

f) In Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 wird das Wort 
„unmittelbar“ gestrichen. 

Begründung 

Es gibt Nachbarorte, die wirtschaftlich 
und verkehrsmäßig mit dem Hauptort 
eng verbunden sind, ohne daß sie un- 
mittelbar angrenzen. Es besteht aber 
ein Bedürfnis, den Verkehr mit diesen 
Orten unter den Begriff des Nachbar- 
ortslinienverkehrs zu rechnen. 

g) In Abs. 2 wird Nr. 4 gestrichen. 
Begründung 

Eisenbahnen und kommunale Verkehrs- 
betriebe genießen bereits nach Abs. 2 
Nr. 1 im wesentlichen einen Vorrang 
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unter sich nach Abs. 2 Nr. 1 und 3 
gleichen Rang, so daß diese Vorschrift 
überflüssig ist. Im übrigen wird das 
Wettbewerbsinteresse der beiden ge- 
nannten Verkehrsarten durch die Prü- 
fung der Genehmigungsvoraussetzun- 
gen nach § 13 gewährleistet. 

h) In Abs. 2 Nr. 6 wird das Wort „dür- 
fen“ ersetzt durch das Wort „sollen“. 

Begründung 

Es darf nicht der Eindruck entstehen, 
daß in den Grundsätzen des § 8 Abs. 2 
bindende Verbote ausgesprochen wer- 
den sollen. 

i) In Abs. 2 Nr. 7 wird Satz 1 gestrichen 
und Satz 2 der Nr. 6 angefügt. 

Begründung 

Der Eerienziel-Reiseverkehr ist aus der 
Initiative der privaten Unternehmer 
entstanden. Eine Beeinträchtigung der 
Bundesbahn ist durch § 49 Abs. 6 in 
Verbindung mit § 13 Abs. 4 weitge- 
hend ausgeräumt. Einer nicht vertret- 
baren Ausweitung des Ferienziel-Reise- 
verkehrs der privaten Unternehmer 
kann zudem durch eine Rechtsverord- 
nung nach § 59 Abs. 1 Nr. 4 vorge- 
beugt werden. 

Nr. 8 und 9 werden Nr. 7 und 8. 

j) In Abs. 2 bisherige Nr. 8 wird das 
Wort „Eisenbahnen“ durch die Worte 
„Deutsche Bundesbahn“ und das Wort 
„dürfen“ durch das Wort „sollen“ 
ersetzt. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zum Änderungs- 
vorschlag unter lfd. Nr. 5 Buchst, h. 
Die weitere Änderung soll sicherstellen, 
daß die nichtbundeseigenen Eisenbah- 
nen wie bisher die Möglichkeit haben, 
Mietwagenverkehr zu betreiben. Mit 
Rücksicht auf ihre finanzielle Lage 
sollen sie diese Einnahmequelle behalten. 

k) In Abs. 2 Nr. 9 wird der zweite Halb- . 
satz gestrichen. 

Begründung 

Privatunternehmer, die im Aufträge 
einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes Ortslinienverkehr durchfüh- 
ren, können diesen Verkehr häufig nur 
zu erträglichen Tarifen betreiben, weil 


sie daneben zum Ausgleich einen um- 
fangreichen Ausflugswagenverkehr un- 
terhalten. Die Kommunen selbst wür- 
den nicht in der Lage sein, den Orts- 
linienverkehr in eigener Regie zu so 
günstigen Tarifsätzen durchzuführen. 
Betroffen würde daher die Allgemein- 
heit, wenn die beauftragten Privatun- 
ternehmer nicht mehr uneingeschränk- 
ten Ausflugswagenverkehr betreiben 
dürften (Nr. 6). 

6. Zu § 9 

a) Abs. 2 Satz 2 erhält am Ende folgende 
Fassung: 

„ . . . kann die Genehmigung ohne 
nochmaliges Anhörungsverfahren er- 
teilt werden.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

b) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „be- 
sonders“ gestrichen. 

Begründung 

Die durch dieses Wort zum Ausdruck 
gebrachte Einschränkung ist nicht 
zweckentsprechend, weil die im öffent- 
lichen Verkehrsinteresse notwendige 
Einschränkung bereits im Abs. 3 Satz 1 
letzter Halbsatz genügend zum Aus- 
druck kommt. 

c) In Abs. 3 Satz 2 wird am Anfang das 
Wort „Bei“ gestrichen. 

Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 

7. Zu § 10 

In Satz 1 werden nach dem Wort „Landes- 
verkehrsbehörde“ eingefügt die Worte 
„oder die von ihr bestimmte Behörde“. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu lfd. Nr. 2 (§3 Abs. 2). 

8. Zu § 11 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Genehmigung erteilt die 
oberste Landesverkehrsbehörde oder 
die von ihr bestimmte Behörde.“ 

b) Abs. 2 Satz 1 wird gestrichen. 

c) In Abs. 2 Nr. 1 wird nach Buchst, b 
folgender neuer Buchst, c eingefügt: 
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,,c) bei einem Gelegenheitsverkehr der 
Deutschen Bundespost oder der 
Deutschen Bundesbahn die Geneh- 
migungsbehörde, in deren Bezirk 
sich der Sitz der betriebsleitenden 
Einsatzstelle befindet.“ 

Begründung 

Die Erteilung von Genehmigungen für 
den Linien- und den Gelegenheitsver- 
kehr der Bundespost und der Bundes- 
bahn gehört zu den hoheitlichen Auf- 
gaben der Verkehrsverwaltung. Diese 
stehen nach dem Grundgesetz nicht 
dem Bund, sondern eindeutig den Län- 
dern zu. Art. 87 GG berührt diese 
Hoheitsverwaltung nicht; er gibt dem 
Bund nur eine Zuständigkeit auf dem 
Gebiet der Betriebsverwaltung von 
Bahn und Post. Deshalb sind für die 
Erteilung solcher Genehmigungen allein 
die Landesbehörden zuständig. 

Das im Entwurf vorgesehene Zusam- 
menwirken des Bundesministers für 
Verkehr und der obersten Landesver- 
kehrsbehörden bei der Erteilung von 
Genehmigungen stellt eine Mischver- 
waltung dar, die nach dem Grundge- 
setz unzulässig ist. Eine solche Rege- 
lung würde auch unzweckmäßig sein, 
weil sie zu einer erheblichen Verwal- 
tungserschwerung führen würde. Den 
Landesbehörden muß die Entscheidung 
über solche Anträge auch deshalb allein 
zustehen, weil nur sie die örtlichen 
Verhältnisse und Gegebenheiten beur- 
teilen können, die für die Genehmi- 
gung der Anträge ausschlaggebend sind. 

Die Nr. 1, 2 und 3 des Abs. 2 werden 
Abs. 2, 3 und 4. 

9. Zu § 13 

a) In Abs. 3 Satz 2 werden nach dem 
Wort „Verkehrsmitteln“ eingefügt die 
Worte „nach dem Ermessen der Ge- 
nehmigungsbehörde“. 

Begründung 

Es ist zweckmäßig, ausdrücklich fest- 
zustellen, daß die Genehmigungsbe- 
hörde zu beurteilen hat, ob der Ver- 
kehr mit den vorhandenen Verkehrs- 
mitteln befriedigend bedient werden 
kann. 

b) Dem § 13 Abs. 3 wird folgender neuer 
Satz 3 angefügt: 


„Für den Theaterzubringerdienst im 
Sinne des § 43 Abs. 1 Nr. 5 und den 
Zubringerdienst zu ähnlichen Veran- 
staltungen mit Omnibussen ist in der 
Regel ein öffentliches Verkehrsbedürf- 
nis anzunehmen.“ 

Begründung 

Nach § 43 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs 
gilt künftig die regelmäßige Beförde- 
rung von Theaterbesuchern — und die 
Beförderung zu ähnlichen Veranstal- 
tungen — als genehmigungspflichtiger 
Linienverkehr. Die regelmäßige Beför- 
derung von Theaterbesuchern mit 
Omnibussen — sogenannter Zubrin- 
gerdienst — hat sich in den letzten 
Jahren an den meisten deutschen Büh- 
nen in bemerkenswerter Weise ent- 
wickelt und hat dazu geführt, daß die 
Bevölkerung des Landes in viel stär- 
kerem Maße als früher an Theaterver- 
anstaltungen teilnehmen kann, und daß 
dadurch die Theater ihre Häuser weit 
mehr als bisher füllen können. Diese 
Entwicklung ist besonders im Interesse 
der Kunst- und Kulturpflege zu be- 
grüßen. 

Die Genehmigung des Theaterzubrin- 
gerdienstes mit Omnibussen im Linien- 
verkehr hat nach dem Entwurf zur 
Voraussetzung, daß ein öffentliches 
Verkehrsbedürfnis für diesen besonde- 
ren Verkehr anerkannt wird. 

In der raschen und bequemen An- und 
Abfahrt im Omnibus liegt ein wesent- 
licher Anreiz für die außerhalb des 
Spielortes wohnenden Theaterbesu- 
cher. Wenn der Zubringerdienst auf 
die Eisenbahn und Straßenbahn be- 
schränkt bleiben würde, würde dieser 
Anreiz vielfach entfallen. Versuche mit 
Bundesbahnsonderzügen den Zubrin- 
gerdienst durchzuführen, sind fehlge- 
schlagen. 

Nach Wortlaut und Aufbau des Geset- 
zes sind in erster Linie verkehrspoli- 
tische und nicht kulturpolitische Ge- 
sichtspunkte für die Anerkennung eines 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses maß- 
gebend. Es ist daher notwendig, klar- 
zustellen, daß für den Theaterzubrin- 
gerdienst und den Zubringerdienst zu 
ähnlichen Veranstaltungen mit Omni- 
bussen in der Regel ein öffentliches 
Verkehrsbedürfnis besteht, nämlich 
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ein Verkehrsbedürfnis aus Gründen 
der Kunst- und Kulturpflege. 

c) Abs. 4 Buchst, a erhält am Ende fol- 
gende Fassung: 

„. . . und entsprechend dem öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnis wahrnehmen, 
oder“ 

Begründung 

Die Einfügung des Wortes „öffent- 
lichen“ dient der Klarstellung. 

10. Zu § 14 

a) Abs. 1 

aa) In Nr. 2 wird Buchst, b mit dem 
Wort „betreiben“ beendet. 

Die folgenden Worte werden un- 
ter Streichung des Wortes „fer- 
ner“ in einem neuen Buchst, c zu- 
sammengefaßt. 

Der bisherige Buchst, c wird 
Buchst, d. 

Begründu n g 

Es ist nicht gerechtfertigt, die 
Landkreise, kreisfreien Städte 
usw. im Anhörungsverfahren mit 
den von dem Antrag betroffenen 
Verkehrsunternehmen gleichzu- 
stellcn. Vgl. auch den Änderungs- 
vorschlag zu § 15 Abs. 1. 

bb) In Nr. 4 erhalten die Buchst, a 
und h folgende Fassung: 

„a) die für den Betriebssitz des 
Unternehmers zuständige 
Oberpostdirektion und Bun- 
desbahndirektion, 

b) gutachtlieh die für den Be- 
triebssitz des Unternehmers 
zuständige Gemeindebehörde, 
die Industrie- und Handels- 
kammer, die zuständige Fach- 
gewerkschaft und die Fachver- 
bände der Verkehrtreibenden; 
bei einem Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen nach 
§§ 48 und 49 auch der Landes- 
fremdenverkehrsverband.“ 

Begründung 

Eine nur gutachtliche Anhörung 
der Fachverbände der Verkehr- 
treibenden erscheint ausreichend. 
Die Bezeichnung „Landesfrem- 


denverkehrsverband“ trägt den 
unterschiedlichen Verhältnissen 
in den einzelnen Ländern Rech- 
nung. 

b) Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Änderung dient der Vereinfachung 
der Verwaltung. Es besteht kein Be- 
dürfnis, in diesen Fällen die Zustim- 
mung der höheren Landesverkehrsbe- 
hörde einzuholen. 

c) Die Abs. 6 bis 10 werden durch fol- 
gende Abs. 6 und 7 ersetzt: 

„(6) Die unter Abs. 1 genannten 
Stellen können sich binnen zwei Wo- 
chen, nachdem sie von dem Antrag in 
Kenntnis gesetzt worden sind, schrift- 
lich gegenüber der Genehmigungsbe- 
hörde äußern. Einwendungen sollen 
zur Beschleunigung des Genehmigungs- 
verfahrens mit dem Antragsteller und 
den Beteiligten mündlich erörtert wer- 
den. 

(7) Bei Genehmigung eines Schienen- 
ersatzverkehrs (§ 8 Abs. 2 Nr. 1) fin- 
det Abs. 6 keine Anwendung.“ 

Begründung 

Es dient der Vereinfachung und Be- 
schleunigung des Gcnehmgiungsverfah- 
rens, das im Entwurf vorgesehene be- 
sondere Widerspruchsverfahren weg- 
fallen zu lassen. Den Interessen der 
Betroffenen wird dadurch hinreichend 
Rechnung getragen, daß ihre Einwen- 
dungen im Genehmigungsverfahren 
mit dem Antragsteller und den übri- 
gen Beteiligten mündlich erörtert wer- 
den. 

d) x\bs. 11 wird gestrichen. 
Begründung 

Vgl. Begründung zu § 11 Abs. 1. 

11. Zu § 15 

Die Abs. 2 bis 4 werden durch fol- 
gende Abs. 1 und 2 ersetzt: 

„(1) Die Entscheidung über den An- 
trag ist zu begründen, mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen 
und dem Antragsteller zuzustellen. In 
der Begründung sind auch die Einwen- 
dungen, soweit sie nicht zurückgenom- 
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men worden sind, zu würdigen. Die 
Entscheidung ist auch den nach § 14 
Abs. 1 unter Nr. 1 Buchst, a bis e, un- 
ter Nr. 2 Buchst, a und b, unter Nr. 3 
Buchst, a und unter Nr. 4 Buchst, a 
genannten Stellen zuzustellen, soweit 
diese Stellen Einwendungen erhoben 
und nicht zurückgenommen haben. 

(2) Die Erteilung einer vorläufigen 
oder widerruflichen Genehmigung ist 
unzulässig.“ 

Begründung 

Die Änderung folgt aus dem Ände- 
rungsvorschlag zu § 14 Abs. 6 bis 10. 
Die bisherigen Absätze 5 und 6 wer- 
den Absätze 3 und 4. 

12. Zu § 17 

a) In Abs. 4 werden folgende Worte ge- 
strichen: 

„sowie der für die Öffentlichkeit we- 
sentliche Inhalt der Genehmigungen 
für den Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen ..." 

Begründung 

Einer Ausweitung der Veröffent- 
lichungspflicht gegenüber dem jetzigen 
Rechtszustand bedarf es nicht. 

b) Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Von den Vorschriften des Ab- 
satzes 2 Nr. 8 zweiter Halbsatz und 
Nr. 9 kann die Genehmigungsbehörde 
für die Deutsche Bundespost und die 
Deutsche Bundesbahn sowie für große 
Betriebe Ausnahmen zulassen.“ 

Begründung 

Vgl. Begründung zu § 1 1 Abs. 1. 

c) Abs. 9 wird gestrichen. 
Begründung 

Für die Einführung einheitlicher Mu- 
ster der Genehmigungsurkunden be- 
darf es keiner bundesgesetzlichen Re- 
gelung. Es genügt, wenn die Muster 
durch allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften bestimmt werden. 


13. Zu § 20 

Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Duldet die Einrichtung, Änderung 
oder Erweiterung eines Linienverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen keinen Aufschub, so 
kann, wenn 

1, die sofortige Einrichtung des Verkehrs 
im öffentlichen Verkehrsinteresse gebo- 
ten ist, 

2. in den betreffenden Verkehrsbeziehun- 
gen andere Verkehrseinrichtungen nicht 
vorhanden sind oder die vorhandenen 
Verkehrsunternehmen weder bereit 
noch in der Lage sind, das Verkehrsbe- 
dürfnis zu befriedigen, 

die oberste Landesverkehrsbehörde oder 
die von ihr bestimmte Behörde, in deren 
Gebiet der Verkehr betrieben werden soll, 
eine jederzeit widerrufliche einstweilige 
Erlaubnis zur Einrichtung eines solchen 
Verkehrs erteilen, wobei die Vorausset- 
zungen für die Erteilung der Genehmigung 
(§ 13 Abs. 1) gegeben sein müssen.“ 

Begründung 

Die Vorschriften über die einstweilige Er- 
laubnis müssen auf alle Arten der Gestal- 
tung des Linienverkehrs erstreckt werden. 
Es ist der hauptsächliche Zweck der einst- 
weiligen Erlaubnis, notwendige Dauerein- 
richtungen schnell verwirklichen zu kön- 
nen. Ferner muß sichergestellt werden, 
daß die Interessen der vorhandenen Un- 
ternehmen genügend berücksichtigt wer- 
den. Die Änderung der Zuständigkeit für 
die Erteilung der Erlaubnis folgt aus der 
Änderung des § 11 Abs. 1. Ferner lassen 
sich nur die in § 13 Abs. 1 genannten 
Genehmigungsvoraussetzungen vor der 
Erteilung einer einstweiligen Erlaubnis 
prüfen. 

14. Zu § 23 

Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. der Unternehmer die ihm gesetzlich 
obliegenden arbeits- oder sozialrecht- 
lichen Verpflichtungen wiederholt 
nicht erfüllt hat, oder“ 

Begründung 

Mit Artikel 12 GG ist es nicht vereinbar, 
wenn auch die Nichterfüllung steuerrecht- 
licher Verpflichtungen zur Rücknahme 
der Genehmigung führen kann. Die 


56 



Nichterfüllung dieser Verpflichtungen 
steht in keinem Zusammenhang mit »den 
besonderen Pflichten eines Verkehrsunter- 
nehmers. Es handelt sich vielmehr um 
eine allgemeine staatsbürgerliche Pflicht. 

15. Zu § 26 

In Abs. 3 wird die Zahl „50 000“ ersetzt 
durch die Zahl „100 000“. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
kann nur für Großstädte Bedeutung 
haben. 

16. Zu § 28 

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „ge- 
ändert“ eingefügt die Worte „oder 
erweitert“. 

Begründung 

Die Planfeststellung muß sich auch auf 
eine Erweiterung bestehender Straßen- 
bahnanlagen erstrecken. 

b) In Abs. 3 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Sind Straßenbahnanlagen in Flucht- 
linien-, Bebauungs- oder anderen 
gleichartigen, förmlich festgestellten 
städtebaulichen Plänen unter Mitwir- 
kung der Genehmigungsbehörden aus- 
gewiesen, so ersetzen diese die Plan- 
feststellung nach Absatz 1.“ 

Begründung 

Verkehrsanlagen sollten nicht ohne Be- 
teiligung der für die Genehmigung zu- 
ständigen Behörde von anderen Stel- 
len festgelegt werden. Die Änderung 
entspricht im übrigen der Regelung im 
Bundesfernstraßengesetz. 

17. Zu § 30 

a) In Abs. 3 werden die Worte „vier 
Wochen“ ersetzt durch die Worte 
„zwei Wochen“. 

Begründung 

Die Begrenzung der Auslegungsfrist 
auf zwei Wochen entspricht einem Be- 
dürfnis der Praxis. Die aus dem Bun- 
desfernstraßengesetz entnommene Re- 
gelung des Entwurfs ist nicht zweck- 
mäßig. 


b) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Einwendungen gegen den Plan 
sind bei der höheren Verwaltungsbe- 
hörde des Landes oder bei der von 
dieser bezeichneten Stelle spätestens 
innerhalb von zwei Wochen nach Be- 
endigung der Auslegung schriftlich oder 
zur Niederschrift zu erheben.“ 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag trägt in An- 
lehnung an die bisherige Regelung den 
Bedürfnissen der Verwaltungspraxis 
Rechnung. 

c) In Abs. 6 wird das Wort „Entschei- 
dung“ ersetzt durch das Wort „Stel- 
lungnahme“. 

Begründung 

Da die Voraussetzungen für einen sog. 
überregionalen Verwaltungsakt nicht 
gegeben sind, begegnet eine Entschei- 
dungsbefugnis des Bundesministers für 
Verkehr verfassungsrechtlichen Beden- 
ken. Andererseits ist es sachlich not- 
wendig, den Bundesminister für Ver- 
kehr in diesen Fällen zu beteiligen. 
Durch die vorgeschlagene Änderung 
wird diesem Bedürfnis Rechnung ge- 
tragen und das verfassungsrechtliche 
Bedenken ausgeräumt. 

18. Zu§ 32 

a) In Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 
Begründung 

Dem Bund fehlt die Gesetzgebungs- 
kompetenz zum Erlaß dieser Bestim- 
mung. 

b) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „ver- 
breitert“ ersetzt durch die Worte „er- 
weitert oder verlegt“. 

Begründung 

Es ist denkbar, daß eine Straße aus 
Gründen des Verkehrs verlegt werden 
muß, weil die Schienen, die auf der 
Straße liegen, nicht verlegt werden 
können. Für diesen Fall muß ebenfalls 
eine Kostenbeteiligung des Straßen- 
bahnunternehmens festgelegt werden. 

19. Zu § 33 

§ 33 erhält folgende Fassung: 
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4 33 

Kommt in den Fällen des § 32 Abs. 1 
bis 3 keine Einigung zustande, so ent- 
scheiden die zuständigen obersten Landes- 
behörden.“ 

Begründung 

Es erübrigt sich, einen besonderen Aus- 
schuß zu bilden und diesen mit der Ent- 
scheidung bei fehlender Einigung im Sinne 
des § 32 Abs. 1 bis 3 zu betrauen. Der 
Ausschuß könnte ohnehin keine echten 
Verwaltungsentscheidungen treffen. Es ist 
deshalb zweckmäßig, an der bisherigen be- 
währten Regelung festzuhalten und die 
Entscheidung den zuständigen obersten 
Landesbehörden zu überlassen. 

20. Zu § 39 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beförderungsentgelte und deren 
Änderung bedürfen der Zustimmung 
der Genehmigungsbehörde. Mit der 
Zustimmung sind die Beförderungsent- 
gelte allgemein verbindlich.“ 

b) In Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

c) In Abs. 4 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Die Beförderungsentgelte können 
nach Anhörung des Unternehmers von 
der Genehmigungsbehörde anderwei- 
tig festgesetzt werden, wenn die für 
ihre Bildung maßgebenden Umstände 
sich wesentlich geändert haben.“ 

d) In Abs. 6 wird der letzte Satz gestri- 
chen. 

e) Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die Beförderungsentgelte und 
die Besonderen Beförderungsbedingun- 
gen sind vom Unternehmer vor ihrer 
Einführung ortsüblich bekanntzuma- 
chen und außerdem in den zum Auf- 
enthalt der Fahrgäste bestimmten Räu- 
men auszuhängen.“ 

f) Folgender neuer Abs. 8 wird angefügt: 

„(8) Die Genehmigungsbehörde hat 
vor Erteilung der Zustimmung oder 
Festsetzung der Beförderungsentgelte 
für die Zeit der Geltungsdauer des 
Übergangsgesetzes über Preisbildung 
und Preisüberwachung (Preisgesetz) 


vom 10. April 1948 (WiGBl. S. 27) in 
der zur Zeit geltenden Fassung das 
Einvernehmen der für die Preisbildung 
zuständigen obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten Behörde 
einzuholen.“ 

Begründung 

Es darf nicht der Eindruck entstehen, 
daß die Genehmigungsbehörde an der 
Tarifbildung beteiligt ist. Sie hat die 
Beförderungsentgelte nicht festzuset- 
zen, sondern ihnen nur zuzustimmen. 
Die Beteiligung der Preisbehörden ist 
von der Geltungsdauer des Preisgeset- 
zes abhängig zu machen. Außerdem ist 
es zweckmäßig, der für die Preisbildung 
zuständigen obersten Landesbehörde 
die Befugnis zur Delegation auf nach- 
geordnete Behörden zu erteilen. Von 
einer Verpflichtung des Unternehmers, 
die Beförderungsentgelte und die Be- 
sonderen Beförderungsbedingungen zu 
veröffentlichen, kann abgesehen wer- 
den. Die ortsübliche Bekanntmachung 
reicht aus. Die im Entwurf geforderte 
Veröffentlichungspflicht würde den 
Unternehmer unnötig belasten. 

21. Zu § 40 

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„Festsetzung durch“ ersetzt durch die 
Worte „Zustimmung der“. Die Ände- 
rung gilt sinngemäß für Satz 2 bis 4 
des Abs. 2. 

In Abs. 3 werden die Worte „für seine 
Festsetzung“ gestrichen. 

Begründung 

Die Festsetzung der Fahrpläne soll 
grundsätzlich den Unternehmern selbst 
überlassen bleiben. Für die staatlichen 
Belange genügt der Vorbehalt eines 
Zustimmungsrechts. 

b) Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Fahrpläne und Fahrplanänderungen 
sind vom Unternehmer ortsüblich be- 
kanntzumachen.“ 

Begründung 

Vgl. Änderungsvorschlag zu § 39 
Abs. 7. 

22. Zu § 42 

Satz 1 erhält eingangs folgende Fassung: 
„Linienverkehr ist die zwischen einem be- 
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stimmten Ausgangs- und Endpunkt einge- 
richtete regelmäßige Verkehrsverbin- 
dung, “ 

Begründung 
Sprachliche V erbesscrung. 

23. Zu § 43 

In Abs. 1 wird nach den Worten „der re- 
gelmäßigen Beförderung“ eingefügt das 
Wort „insbesondere“. 

Begründung 

Die Aufzählung in Abs. 1 Nr. 1 bis 5 ist 
für die Fälle des sogenannten beschränkt- 
öffentlichen Verkehrs nicht erschöpfend. 

24. Zu § 45 

In Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

Begründung 

Wie zu § 39. 

25. Zu §§ 48 und 49 

Die §§ 48 und 49 sind dahin umzugestal- 
ten, daß die Regelungen über Ausflugs- 
fahrten und Gesellschaftsreisen auf reine 
Begriffsbestimmungen dieser Verkehrs- 
arten beschränkt werden. 

Begründung 

Die in den §§ 48 und 49 vorgesehenen Re- 
gelungen über Ausflugsfahrten und Ge- 
sellschaftsreisen gehen zum großen Teil 
über eine Begriffsbestimmung dieser bei- 
den Verkehrsarten weit hinaus und ent- 
halten ins einzelne gehende Vorschriften 
über die Gestaltung derartiger Fahrten, 
die nicht mehr von den Begriffen Stra- 
ßenverkehr und Kraftfahrwesen im Sinne 
des Art. 74 Nr. 22 GG umfaßt werden. 
Insoweit ist eine Gesetzgebungszuständig- 
keit des Bundes nicht gegeben. Abgesehen 
davon wäre auch das Bedürfnis für eine 
bundesgesetzliche Regelung dieser Art zu 
verneinen, die sich zudem wegen der 
Häufung von Vorschriften über unwesent- 
liche Einzelheiten dem Vorwurf einer 
vermeidbaren Uberreglementierung aus- 
setzt. 

26. Zu § 52 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden vor dem 
Wort „Beförderungsentgelte“ einge- 
fügt die Worte „Örtlich einheitliche“. 


Begründung 

Es erscheint notwendig, die Möglich- 
keit der Festsetzung verschiedener Be- 
förderungsentgelte und -Bedingungen 
im gleichen örtlichen Bereich ausdrück- 
lich auszuschließen. 

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Festsetzung der Beförde- 
rungsentgelte durch die Genehmi- 
gungsbehörde nach den Absätzen 1 
und 2 bedarf für die Zeit der Geltungs- 
dauer des Übergangsgesetzes über 
Preisbildung und Preisüberwachung 
(Preisgesetz) vom 10. April 1948 
(WiGBl. S. 27) in der zur Zeit gelten- 
den Fassung des Einvernehmens mit 
der für Fragen der Preisbildung zu- 
ständigen obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten Behör- 
den; im Falle des Absatzes 3 hat der 
Bundesminister für Verkehr den Bun- 
desminister für Wirtschaft zu beteili- 
gen.“ 

Begründung 

Vgl. Änderungsvorschlag zu § 39. 

27. Zu § 53 

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach diesem Gesetz erfor- 
derliche Genehmigung eines grenzüber- 
schreitenden Linienverkehrs erteilt für 
die deutsche Teilstrecke der Bundes- 
minister für Verkehr nach Benehmen 
mit den beteiligten obersten Landes- 
verkehrsbehörden. Anträge auf Ertei- 
lung der Genehmigung leitet der Bun- 
desminister für Verkehr der zustän- 
digen obersten Landesverkehrsbehörde 
zur Stellungnahme zu. Diese führt das 
Anhörungsverfahren nach § 14 durch 
und leitet das Ergebnis mit einer Stel- 
lungnahme dem Bundesminister für 
Verkehr zu.“ 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im kleinen Grenzverkehr (Zoll- 
grenzbezirk) erteilt die zuständige 
oberste Landesverkehrsbehörde die 
Genehmigung.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung begeg- 
net den verfassungsrechtlichen Beden- 
ken gegen die sogenannte Mischver- 
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waltung. Insbesondere mit Rücksicht 
auf die internationalen Abmachungen 
empfiehlt es sich, dem Bundesminister 
für Verkehr in allen Fallen der Ge- 
nehmigung von grenzüberschreiten- 
dem Linienverkehr die entscheidende 
Stellung einzuräumen. 

28. Zu § 54 

a) In Abs. 1 und Abs. 5 werden die 
Worte „der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ ersetzt durch die Worte „des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes“. 

Begründung 

Diese Änderung ermöglicht die An- 
wendung der Bestimmungen des § 54 
im Land Berlin. 

b) In Abs. 3 wird das Wort „Einverneh- 
men“ durch das Wort „Benehmen“ 
ersetzt. 

Begründung 

Vgl. Änderungsvorschlag zu § 53 
Abs. 2. 

29. Zu § 55 

In Abs. 2 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„Landesverkehrsbehörde“ die Worte ein- 
gefügt „oder der von ihr bestimmten Be- 
hörde“. 

Begründung 
Vgl. zu § 3 Abs. 2. 

30. Zu § 57 

§ 57 erhält folgende Fassung: 

4 57 

Verfahren in besonderen Fällen 

Werden die Interessen der Deutschen 
Bundespost oder der Deutschen Bundes- 
bahn in erheblichem Umfang betroffen 
und kommt vor der Genehmigungsbe- 
hörde keine Einigung zustande, so soll 
auf Antrag der Deutschen Bundespost 
oder der Deutschen Bundesbahn die Ge- 
nehmigungsbehörde die Stellungnahme 
des Bundesministers für Verkehr einholen 
und bei ihrer Entscheidung verwerten.“ 

Begründung 

Wegen der verfassungsrechtlichen Beden- 
ken gegen § 57 wird auf den Änderungs- 
vorschlag zu § 11 Abs. 1 Bezug genom- 


men. Diesen Bedenken wird durch die 
vorgeschlagene Änderung des § 57 Rech- 
nung getragen. Eine völlige Streichung 
dieser Bestimmung ist nicht gerechtfertigt, 
weil es notwendig sein kann, den Bundes- 
minister für Verkehr zu beteiligen, wenn 
die Interessen der Bundespost oder der 
Bundesbahn in erheblichem Umfang be- 
troffen werden. 

31. Zu § 59 

a) Abs. 1 Nr. 11 wird gestrichen. 
Begründung 

Die vorgesehene Bestimmung, daß der 
Bundesminister für Verkehr Rechts- 
verordnungen über Art und Umfang 
einer einheitlichen Statistik im Stra- 
ßenpersonenverkehr erlassen kann, 
widerspricht dem Sinn des § 6 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 3. September 1953 
(BGBl. I S. 1314), nach dem grund- 
sätzlich Bundesstatistiken durch Ge- 
setz angeordnet werden und die Bun- 
desregierung nur Statistiken mit einer 
Geltungsdauer bis zu drei Jahren durch 
Rechtsverordnung anordnen kann. Bei 
Durchbrechung dieses Grundsatzes be- 
steht die Gefahr, daß eine neue Zer- 
splitterung der in dem Gesetz über die 
Statistik für Bundeszwecke endlich ge- 
wonnenen einheitlichen Regelung ein- 
geleitet wird. 

b) In Abs. 1 wird Nr. 12 gestrichen. 
Begründung 

Vgl. Änderungsvorschlag zu § 11. 

c) In Abs. 2 werden die Nr. 6, 7, 8 ge- 
strichen. 

Begründung 
Wie zu § 39. 

32. Zu § 63 

Abs. 1 erhält am Anfang folgende Fas- 
sung: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig “ 

Begründung 

Anpassung an die jetzt übliche Fassung 
der Bestimmungen über Ordnungswidrig- 
keiten. 
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33. Zu § 64 

a) In Abs. 1 Satz 2 erhält der Relativ- 
satz folgende Fassung: 

, der im Einvernehmen mit 

den obersten Landesbehörden auf 
Grund der Vereinbarungen über den 
Omnibusverkehr der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Bundes- 
bahn von 1948 (Verkehrsblatt 1948 
S. 35, Verkehrsblatt 1949 S. 1 und 3) 
und vom 8. Januar 1952 betrieben 
wird.“ 

Begründung 

Neben der im Entwurf ausschließlich 
berücksichtigten sogenannten „Offen- 
bacher Vereinbarung“ ist auch die für 
das Gebiet der ehemaligen französi- 
schen Zone geltende sogenannte „Main- 
zer Vereinbarung“ vom 8. Januar 1952 
anzufügen. 

b) Folgender neuer Abs. 3 wird einge- 
fügt: 

„(3) Für Linienverkehr anderer Ver- 
kehrsträger die bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bereits während einer Zeit- 
dauer von mindestens fünf Jahren 
ohne Unterbrechung betrieben werden 
und deren Genehmigungen bis zum 
Ende des Jahres 1956 ablaufen, haben 
die Genehmigungsbehörden Genehmi- 
gungen mit mindestens dreijähriger 
Gültigkeit, gerechnet vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes aus- 
zustellen.“ 

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

d) Dem Abs. 4 wird folgender 2. Halb- 
satz angefügt: 

; entsprechendes gilt für die 

nach Absatz 3 erteilten Genehmigun- 
gen.“ 

Begründung 

Aus verkehrswirtschaftlichen Erwä- 
gungen und mit Rücksicht auf die der- 
zeitige Struktur der Verkehrsträger- 
schaft insbesondere auch in Baden- 
Württemberg erscheint es gerechtfer- 
tig t, den Verkehr strägern,dieLinien ver- 
kehr bereits seit fünf und mehr Jahren 
ohne Beanstandung durchführen, für 
die Übergangszeit eine Vergünstigung 
in der beantragten Form einzuräumen. 
Dies um so mehr, als die größere Zahl 
der Genehmigungen in einem Teil der 


Länder bereits in den Jahren 1955 und 
1956 ausläuft. Für das private Omni- 
busgewerbe würde die im Entwurf 
vorgesehene Regelung zu große Här- 
ten mit sich bringen. Audi bei Aner- 
kennung einer gewissen Vorzugsstel- 
lung der Bundesbahn und Bundespost 
sollte zumindest für die „alten Linien- 
verkehre“ der privaten Verkehrsträ- 
ger diesen ebenfalls eine tragbare 
Ubergangsregelung zugestanden wer- 
den. 

34. Zu § 66 

a) Abs. 4 wird gestridien. 
Begründung 

Die in § 66 Abs. 4 vorgesehene Rege- 
lung betrifft ausschließlich Angelegen- 
heiten des Arbeitsschutzes und der Ge- 
werbeaufsicht. Änderungen und Er- 
gänzungen der Gewerbeordnung, die 
durch das Personenbeförderungsgesetz 
bedingt sind, sollten aus rechtssyste- 
matischen Gründen nicht durch das im 
Entwurf vorliegende Gesetz, sondern 
im Rahmen der in Vorbereitung be- 
findlidien Novelle zur Gewerbeord- 
nung erfolgen. 

b) In Abs. 5 erhält Nr. 1 folgende Fas- 
sung: 

„1. Bescheide und Verfügungen der 
Genehmigungs- oder Aufsichtsbe- 
hörde sind auf Antrag in einem 
V erwaltungsbeschwerdeverfahren 
nachzuprüfen; § 57 ist anzuwen- 
den. 

Begründung 

Ein Bedürfnis für eine Abweichung 
von der Regel in § 70 Abs. 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung erscheint 
nicht gegeben. Im übrigen vgl. den 
Änderungsvorschlag zu § 57. 

35. Zu § 67 

Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Taee 
des auf die Verkündung folgenden zwei- 
ten Kalendermonats in Kraft.“ 

Begründung 

Um den an der Durchführung des Geset- 
zes beteiligten Stellen eine gewisse Vorbe- 
reitungszeit zu geben, erscheint es erfor- 
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derlich, das Gesetz in seiner Gesamtheit 
frühestens einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten zu lassen. 


6. Zu § 68 

§ 68 erhält folgende Fassung: 

4 68 

Geltung im Lande Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der 
in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 


gungen erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

(2) Vorschriften dieses Gesetzes, die sich 
auf die Deutsche Bundespost oder eine 
Oberpostdirektion beziehen, gelten auch 
für die Landespostdirektion Berlin. 

(3) § 48 Abs. 1 Satz 5 und § 49 Abs. 1 
Satz 3 gelten nicht im Verkehr zwischen 
Berlin und dem übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes.“ 

Begründung 

Änderung der Berlin-Klausel. 

Abs. 3 kann entfallen, wenn dem Vor- 
schlag zu §§ 48 und 49 entsprochen wird. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der Bundesrat hat in seiner 125. Sitzung am 
2. Juli 1954 zu dem Entwurf eines Personen- 
beförderungsgesetzes eine Reihe von Ände- 
rungsvorschlägen beschlossen, zu denen wie 
folgt Stellung genommen wird: 

Zu Nr. 1, 2, 3, 4, 5 Buchst, a und b 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 Buchst, c 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Begriffs- 
bestimmung erfaßt nicht den gesamten Schie- 
nenparallelverkehr, da es in erheblichem Maße 
Schienenparallelverkehr gibt, bei dem Aus- 
gangs- und Endpunkt nicht Bahnstatio- 
nen sind. Andererseits würden bei der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Begriffsbestim- 
mung auch solche Linien erfaßt werden, deren 
Aufgabe der Zubringerverkehr zu den Bahn- 
orten ist. 

Zu Nr. 5 Buchst, d, e und f 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 Buchst, g 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

§ 8 Abs. 2 Nr. 4 ist nicht überflüssig. Die 
Vorränge nach Nr. 1 und 3 decken nicht in 
allen Fällen die Rangregelung nach Nr. 4, da 
der Begriff der unter Nr. 3 lallenden Nach- 
barorte durch zusätzliche Merkmale begrenzt 


und darum wesentlich enger ist als in Nr. 4. 
Außerdem soll Nr. 4 klarstellen, daß bei 
gleichzeitig vorliegenden Vorrängen nach 
Nr. 1 und 3 gleicher Rang besteht. 

Zu Nr. 5 Buchst, h 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 Buchst, i 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Der sogenannte Pendelverkehr ist aus der 
Initiative der privaten Unternehmer als ein 
Weg, die Vorschriften für den Linienverkehr 
zu umgehen, entstanden. Dieser Verkehr, der 
jetzt eine gesetzliche Regelung in den Ferien- 
ziel-Reisen finden soll, bereitet der Deutschen 
Bundesbahn einen besonders starken Wett- 
bewerb. Auf eine Teilnahme der Deutschen 
Bundesbahn am Vorrang im Ferienziel-Reise- 
verkehr kann daher nicht verzichtet werden. 

Zu Nr. 5 Buchst, j 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Strei- 
chung des Wortes „Eisenbahnen“ und seiner 
Ersetzung durch die Worte „Deutsche Bun- 
desbahn“ wird nicht zugestimmt. Gegen den 
Ersatz des Wortes „dürfen“ durch das Wort 
„sollen“ bestehen keine Bedenken. 

Begründung 

§ 8 Abs. 2 Nr. 8 des Regierungsentwurfs be- 
zweckt die Sicherstellung des den privaten 
Unternehmern eingeräumten Vorranges im 
Gelegenheitsverkehr. Diese Sicherstellung 
müssen auch die nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen, und zwar aus den gleichen Gründen 
wie die Deutsche Bundesbahn, gegen sich gel- 
ten lassen. 
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Zu Nr. 5 Buchst, k 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 6 und 7 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 8 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Nach § 11 Abs. 1 der Regierungsvorlage soll 
die Genehmigung für den Linien- und Gele- 
genheitsverkehr der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn vom Bundes- 
minister für Verkehr im Einvernehmen mit 
den zuständigen obersten Landesverkehrsbe- 
hörden erteilt werden. Die Zuständigkeit des 
Bundes für die Erteilung dieser Genehmigun- 
gen beruht auf Art. 87 GG, wonach die Deut- 
sche Bundespost und die Bundeseisenbahnen 
in bundeseigener Verwaltung geführt werden. 
Die Auffassung des Bundesrates, Art. 87 GG 
gebe dem Bund nur eine Zuständigkeit auf 
dem Gebiet der Betriebsverwaltung von Bahn 
und Post, kann nicht geteilt werden. Die Zu- 
ständigkeit des Bundes für die fiskalische Ver- 
waltung folgt bereits daraus, daß der Bund 
Eigentümer der Sondervermögen Deutsche 
Bundespost und Deutsche Bundesbahn ist 
(Art. 134 GG). Art. 87 GG macht keinen 
Unterschied zwischen den einzelnen Zweigen 
der bundeseigenen Verwaltung. Ebenso wie 
beim Auswärtigen Dienst, der Bundesfinanz- 
verwaltung und der Bundeswasserstraßenver- 
waltung kann auch bei der Bundespost und 
den Bundeseisenbahnen nur die Zuständig- 
keit des Bundes für die hoheitliche Verwal- 
tung gemeint sein. Der Kraftpostverkehr ge- 
hört zur „Bundespost“ im Sinne des Art. 87 
GG; denn die Post hat seit jeher den Perso- 
nenbeförderungsdienst als einen ihrer Dienst- 
zweige ausgeübt. Daher gehört auch der 
Kraftpostverkehr zu den Angelegenheiten, 
die der Bund in eigener Verwaltungszustän- 
digkeit zu regeln hat. Die Verantwortung 
hierfür kann dem Bund nicht abgenommen 
werden. Es wäre ein unzulässiger Eingriff in 
die bundeseigene Verwaltung, wenn die Ver- 
waltungsbehörden der Länder die einzelnen 
Linien- und Gelegenheitsverkehrsdienste der 
Deutschen Bundespost zu genehmigen und da- 
durch über Art und Umfang des Kraftpost- 


verkehrs zu bestimmen hätten. Die Deutsche 
Bundesbahn als bundeseigene Verwaltung 
kann nicht anders gestellt sein als die Deutsche 
Bundespost; dieser Grundsatz war schon im 
bisherigen Recht maßgebend. 

Der Bundeszuständigkeit für die Deutsche 
Bundespost und die Deutsche Bundesbahn 
steht gegenüber, daß das Personenbeförde- 
rungsgesetz nach dem Grundsatz des Art. 83 
GG von den Ländern auszuführen ist. Die- 
ses Zusammentreffen der Zuständigkeiten von 
Bund und Ländern führt bei der Erteilung 
von Genehmigungen im Linien- und Gele- 
genheitsverkehr zu Unzuträglichkeiten. Um 
sie zu vermeiden, sieht § 11 vor, daß Ent- 
scheidungen des Bundesministers für Verkehr 
nur im Einvernehmen mit der zuständigen 
Landesbehörde ergehen dürfen. Ein solches 
Verfahren verstößt nicht gegen Bestimmun- 
gen des Grundgesetzes. 

Zu Nr. 9, 10 Buchst, a und b 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 10 Buchst, c 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird im Grundsatz zugestimmt. Jedoch sollte 
der vom Bundesrat vorgeschlagene neue § 14 
Abs. 7 entfallen. 

Begründung 

Auch bei Genehmigung eines Schienenersatz- 
verkehrs darf den beteiligten Stellen das 
Recht zur Äußerung nicht abgeschnitten wer- 
den. 

Zu Nr. 10 Buchst, d 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Bei Aufrechterhaltung des § 11 Abs. 1 der Re- 
gierungsvorlage muß auch § 14 Abs. 11 des 
Regierungsentwurfs beibehalten werden. Vgl. 
Stellungnahme zu Nr. 8. 

Zu Nr. 11 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrat-es 
wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 12 Buchst, a 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Öffentlichkeit muß, wie in § 17 Abs. 4 
vorgesehen, auch über den wesentlichen Inhalt 
der Genehmigungen für den Linienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen unterrichtet werden, da 
dieser für sie von Bedeutung ist. 

Zu Nr. 12 Buchst, b 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Bei Aufrechterhaltung des § 11 Abs. 1 der 
Regierungsvorlage muß auch die in § 17 
Abs. 8 des Regierungsentwurfs vorgesehene 
Zuständigkeit des Bundesministers für Ver- 
kehr erhalten bleiben. Vgl. Stellungnahme zu 
Nr. 8. 

Zu Nr. 12 Buchst, c 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 13 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird im Grundsatz zugestimmt. Mit Rück- 
sicht auf § 11 Abs. 1 der Regierungsvorlage, 
an dem festgehalten wird, muß jedoch die im 
§ 20 Albs. 1 des Regierungsentwurfs vorgese- 
hene Zuständigkeit des Bundesministers für 
Verkehr erhalten bleiben. § 20 Abs. 1 müßte 
demnach anschließend an die Nr. 1 und 2 wie 
folgt lauten: „im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit nach § 11 der Bundesminister für Ver- 
kehr oder die oberste Landesverkehrsbehörde 
oder die von ihr bestimmte Behörde, in deren 
Gebiet der Verkehr betrieben werden soll, 
eine jederzeit widerrufliche einstweilige Er- 
laubnis zur Einrichtung eines solchen Ver- 
kehrs erteilen, wobei die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Genehmigung (§13 Abs. 1) 
gegeben sein müssen.“ 

Zu Nr. 14 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die wiederholte Nichterfüllung steuerrecht- 
licher Verpflichtungen ist auch in § 78 Abs. 2 


Nr. 6 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
17. Oktober 1952 (BGBl. I S. 697) als Grund 
zur Rücknahme der Genehmigung vorgese- 
hen. Das Personenbeförderungsgesetz sollte 
hiermit übereinstimmen. 

Zu Nr. 15 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 16 Buchst, a 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Der Einfügung der Worte „oder erweitert“ 
bedarf es nicht. Unter Änderung wird auch 
die Erweiterung verstanden. § 28 des Regie- 
rungsentwurfs deckt sich insoweit mit § 17 
des Bundesfernstraßengesetzes vom 6. August 
1953 (BGBl. I S. 903). 

Zu Nr. 16 Buchst, b, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 24 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Na di § 14 des Postverwaltungsgesetzes vom 
24. Juli 1953 (BGBl. I S. 676) ist bereits das 
Einvernehmen des Bundesministers für Wirt- 
schaft bei der Festsetzung der Beförderungs- 
entgelte vorgesehen. Der vom Bundesrat zur 
Streichung vorgesehene Satz 3 im § 45 Abs. 1 
bringt insofern nur eine Bestätigung des der- 
zeitigen Rechts. 

Zu Nr. 25 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die in den §§ 48 und 49 für Ausflugsfahrten 
und Gesellschaftsreisen enthaltenen Bestim- 
mungen sind sämtlich notwendig, um eine un- 
erwünschte und sonst zu erwartende Auswei- 
tung dieser Verkehrsarten zu unterbinden 
und die Ordnung im Verkehr zu gewährlei- 
sten. Auf die in den §§48 und 49 des Regie- 
rungsentwurfs enthaltenen Einzelregelungen 
kann daher nicht verzichtet werden. 
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Zu Nr. 26, 27, 28, 29 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 30 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Der Bund kann auf eine maßgebliche Mit- 
wirkung bei Entscheidungen der Länderbe- 
hörden nicht verzichten, wenn Interessen der 
Deutschen Bundespost oder -der Deutschen 
Bundesbahn betroffen werden. Der Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates trägt den be- 
rechtigten Belangen des Bundes nicht Rech- 
nung. Vgl. Stellungnahme zu Nr. 8. 

Zu Nr. 31 Buchst, a 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Auf eine einheitliche Statistik im Straßen- 
personenverkehr kann nicht verzichtet wer- 
den. Den Bedenken des Bundesrates kann 
durch Aufnahme einer Bestimmung in den 
Gesetzentwurf Rechnung getragen werden, 
mit der die Führung einer Bundesstatistik 
über Leistungen und Entgelte im Straßenper- 
sonenverkehr angeordnet wird. 

Zu Nr. 31 Buchst, b 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Bei Aufrechterhaltung des § 11 Abs. 1 der 
Regierungsvorlage muß auch die Ermächti- 
gung nach § 59 Abs. 1 Nr. 12 des Regierungs- 
entwurfs beibehalten werden. Vgl. Stellung- 
nahme zu Nr. 8. 

Zu Nr. 31 Buchst, c 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Es handelt sidi nicht wie bei den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates zu § 39 um das 
Zusammenwirken von Landes-, sondern von 
Bundesbehörden. Der Bundesregierung muß 
überlassen bleiben, wie sie dieses Zusammen- 
wirken im Rahmen des Gesezes regeln will. 


Zu Nr. 32 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. Eine entsprechende Fassung 
müßten dann jedoch auch die in § 67 Abs. 3 
des Regierungsentwurfs vorgesehenen Neu- 
fassungen des § 45 BOStrab und des § 91 
BOKraft erhalten. 

Zu Nr. 33 Buchst, a 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 33 Buchst, b, c und d 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die vom Bundesrat mit der Einfügung eines 
neuen § 64 Abs. 3 vorgeschlagene Regelung 
würde eine nicht zu verantwortende Hinaus- 
schiebung der mit dem neuen Personenbeför- 
derungsgesetz angestrebten Ordnung im 
Linienverkehr um mehrere Jahre bedeuten. 
Bei der im § 64 Abs. 3 der Regierungsvorlage 
vorgesehenen Übergangsregelung handelt es 
sich lediglich um Bestimmungen über den 
Auslauf der z. Z. vorhandenen unbefristeten 
Berechtigungen zum Betreiben eines Linien- 
verkehrs. 

Zu Nr. 34 Buchst, a 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die in § 66 Abs. 4 vorgesehene Regelung soll 
vom Inkrafttreten des neuen Personenbeför- 
derungsgesetzes angelten. Eine Aufnahme die- 
ser Regelung in die Novelle zur Gewerbeord- 
nung kann nicht in Betracht gezogen werden, 
da die Vorbereitung der Novelle noch längere 
Zeit in Anspruch nehmen wird. 

Zu Nr. 34 Buchst, b 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Boi Aufrechterhaltung des § 57 der Regie- 
rungsvorlage muß auch § 66 Abs. 5 Nr. 1 in 
der Fassung des Regierungsentwurfs beibehal- 
ten werden. 

Zu Nr. 35 und 36 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 
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